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Vorwort

Neonazi-Aufmärsche, Gewalttaten und Wahlplakate, die mehr oder minder offen
an fremdenfeindliche Ressentiments appellieren, prägen das Bild der rechtsextre-
mistischen Szene in der Öffentlichkeit. Zu Recht lösen rassistische Propaganda und
die Verherrlichung führender Vertreter des Nationalsozialismus Besorgnis aus. Zudem
stellen gewaltbereite Rechtsextremisten eine unmittelbare Bedrohung insbesondere
für Migrantinnen und Migranten in unserem Land dar. Staat und Gesellschaft sind
daher gefordert, sich solchen rechtsextremistischen Aktivitäten vehement entgegen-
zustellen. Den Blick allein auf die offensichtlichen Formen des Rechtsextremismus zu
lenken könnte jedoch zu einem verzerrten Bild führen, wenn nicht sogar zur Verharm-
losung der Szene: So wird das Thema Rechtsextremismus in der öffentlichen Diskus-
sion gelegentlich auf militante Randgruppen verengt, werden die Aktivitäten der
Szene nicht selten vornehmlich als Auswüchse jugendlichen Imponiergehabes ge-
deutet. Rechtsextremismus ist aber weder ein reines Jugend- noch allein ein Krimina-
litätsproblem, sondern eines, das die demokratische Gesellschaft in ihrer Gesamt-
heit herausfordert.

Anders, aber keineswegs minder als der traditionelle Rechtsextremismus gefährdet
die intellektuelle Neue Rechte die demokratische Kultur in Deutschland. Diese Vor-
denker der Szene, ihre Ideologie und Strategie nimmt die vorliegende Broschüre
detailliert in den Blick. Die Neue Rechte zeichnet sich in der Regel nicht durch Straf-
taten oder den offenen Aufruf zur Gewalt aus, vielmehr geht es ihr darum, die Herr-
schaft über die öffentliche Meinung zu erringen. Ideologisch greift sie zurück auf
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Intellektuelle der Weimarer Republik, die zu den geistigen Wegbereitern des Nati-
onalsozialismus zählen. Wie diese wendet sich die Neue Rechte gegen den Plura-
lismus einer liberalen Gesellschaft und möchte ethnisch verstandene Kollektive wie
Volk und Nation ins Zentrum der Politik rücken. Hinter einem vordergründig gemä-
ßigten Duktus, der mitunter erklärtermaßen als sprachliche Tarnung verstanden wird,
verbirgt sich häufig der Angriff auf den demokratisch verfassten Staat und eine
(welt)offene Gesellschaft. Ausländer und deutsche Staatsbürger mit Einwanderungs-
hintergrund tauchen in neurechten Medien in aller Regel als Störfaktoren auf, die
die ethnische Homogenität Deutschlands bedrohen.

Der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen legt seit rund zehn Jahren einen Schwer-
punkt seiner Arbeit auf die Auseinandersetzung mit der Neuen Rechten. Daher be-
obachtet die Behörde auch die rechtsintellektuelle Wochenzeitung 'Junge Freiheit',
die hier als eines der wichtigsten Organe der Neuen Rechten gesehen wird. Die
Gefahr durch diese Strömung liegt vor allem in einem unterschwelligen Prozess, der
zur weitreichenden Verschiebung der politischen Koordinaten führen und damit ein
Klima der Vereinheitlichung und Ausgrenzung statt eines der Empathie, Toleranz und
Integration fördern soll. Die Neue Rechte wird in der vorliegenden Studie nicht nur
als Ideologieschmiede des Rechtsextremismus verstanden, sondern auch als Brücke
zur gesellschaftlichen Mitte. So hofft sie beispielsweise an fremdenfeindlichen Res-
sentiments anknüpfen zu können, die nach allen empirischen Erkenntnissen über den
Rechtsextremismus hinaus verbreitetet sind.

Die Bevölkerung auch und gerade über solche subtilen Strategien des Rechtsextre-
mismus aufzuklären und die gesellschaftlichen Abwehrkräfte auf diese Weise zu
unterstützen zählt zu den zentralen Aufgaben des Verfassungsschutzes. Der Versuch
der Neuen Rechten, demokratische Positionen auszuhöhlen und durch inhumanes,
rückwärtsgewandtes Denken zu ersetzen, ruft eines nachdrücklich ins Bewusstsein:
dass die Bekämpfung des Rechtsextremismus mit dem Werben für Demokratie und
für eine freiheitliche, vielgestaltige Gesellschaft untrennbar verbunden ist.

(Dr. Fritz Behrens)
Innenminister des Landes
Nordrhein-Westfalen
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1. Entstehung, Entwicklung und
Merkmale der Neuen Rechten

1.1 Neue Rechte – ein schillernder Begriff
Was ist die Neue Rechte? Was kennzeichnet und unterscheidet sie von einer Alten
oder traditionellen Rechten? Bedroht sie demokratische Grundfesten in Deutschland,
wenn ja, mit welchen Mitteln und welchem Ziel? Fragen, die in der politischen und
wissenschaftlichen Diskussion unterschiedliche Antworten finden. Das Meinungsspek-
trum beginnt bei der Feststellung, dass von einer »neuen« Rechten keineswegs die
Rede sein könne, da die so Bezeichneten lediglich »Altes in neuen Schläuchen« prä-
sentierten. Sie trügen unverändert rechtsextremistisches Denken zu Markte, das um
einen ideologischen Kern aus Rassismus, chauvinistischem Nationalismus und Füh-
rerkult kreise. Die Einschätzungen reichen über die Ansicht, dass es sich um eine mar-
ginale und damit vernachlässigbare Strömung ohne nennenswerten Einfluss auf das
politische Klima in Deutschland handele, bis zu der Sorge, der Neuen Rechten ge-
linge es zunehmend, den demokratischen Wertekanon auf leisem Wege auszuhöh-
len und durch rückwärtsgewandte Normen zu ersetzen.

In den Sozialwissenschaften herrscht zumindest ein weitgehender Konsens, dass es
sich bei der Neuen Rechten um eine intellektuelle Strömung handelt, die den Plura-
lismus einer »offenen Gesellschaft« (Karl Popper) zurückdrängen, ethnisch verstan-
dene Kollektive wie Volk und Nation ins Zentrum der Politik rücken möchte und sich
um Einfluss auf die öffentliche Meinung bemüht.

Die unterschiedlichen Gefahrenanalysen zur Neuen Rechten basieren auch auf
abweichenden Positionen, welche Gruppen und Personen hinzugezählt werden
sollten. Der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen versteht die Neue Rechte als eine
Strömung innerhalb des Rechtsextremismus, die intellektuellen Anspruch erhebt und
sich insbesondere auf antidemokratische Theoretiker der Weimarer Republik, die so
genannte Konservative Revolution, bezieht. Er fasst sie als rechtsextremistische Vari-
ante auf, deren Eigenheiten sie von anderen Spielarten des Rechtsextremismus grund-
sätzlich unterscheidbar machen. Zu diesen Spezifika zählt das besondere Bemü-
hen Neuer Rechter, über die eigenen Kreise hinauszuwirken, also einer »Erosion der
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Abgrenzung« (Armin Pfahl-Traughber1)
zwischen Rechtsextremisten und Demokra-
ten Vorschub zu leisten. Unerheblich ist
dagegen, ob sich die Akteure selbst als
Neue Rechte bezeichnen, wie es in der Ent-
stehungszeit dieser Strömung häufig war,
heute aber nur noch selten vorkommt.

Seit fast zehn Jahren weist der Verfas-
sungsschutz Nordrhein-Westfalen kontinuierlich auf mögliche Gefahren durch die
Neue Rechte hin. Im Verfassungsschutzbericht für das Jahr 1994 ging er zum ersten
Mal auf diese intellektuelle Strömung näher ein, deren Beobachtung der damalige
Innenminister Herbert Schnoor im Vorwort begründete:

»Erstmalig wird im Verfassungsschutzbericht die so genannte 'Neue
Rechte' ausführlich dargestellt. Bei ihr handelt es sich nicht um eine
festgefügte Organisation oder homogene politisch ideologische Rich-
tung. Diese Strömung strebt vielmehr eine geistig-politische Hegemo-
nie in der Bundesrepublik Deutschland an und vertritt dabei auch deut-
lich rechtsextremistische Ideen. Diesen intellektuellen Rechtsextremismus
halte ich für gefährlicher als die rechtsextremistischen Gruppen alter
Prägung.«

Die Neue Rechte im Rechtsextremismus zu verorten wirft die Frage auf, wie dieser
Begriff zu verstehen ist. Für die Verfassungsschutzbehörden gilt der Rechtsextremis-
mus als die rechtsgerichtete Variante des Extremismus, dessen Definition das Bun-
desverfassungsgericht 1952 geprägt hat. In seinem Urteil, in dem es das Verbot der
neonazistischen 'Sozialistischen Reichspartei' aussprach, bestimmte das Gericht den
Extremismus als Bestrebungen, die gegen den Kernbestand des Grundgesetzes –
die freiheitliche demokratische Grundordnung – gerichtet und somit verfassungsfeind-
lich sind. Dieser Kernbestand setzt sich insbesondere aus folgenden Elementen zu-
sammen:

❏ der Volkssouveränität: Sie umfasst das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in freien
und gleichen Wahlen sowie durch Organe der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt (Exekutive) und der Rechtsprechung auszuüben.

❏ der Bindung der Gesetzgebung an die Verfassung und der Bindung von Exeku-
tive und Rechtsprechung an Recht und Gesetz;

❏ dem Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition;

1 ) Pfahl-Traughber griff die Formulierung
von Wolfgang Rudzio auf, der für die spä-
ten 80er Jahre von einer »Erosion der Ab-
grenzung [...] zwischen der demokrati-
schen Linken und Kommunisten« gespro-
chen hat (Rudzio 1988). Dr. Armin Pfahl-
Traughber ist Wissenschaftlicher Mitarbei-
ter des Bundesamtes für Verfassungsschutz.



Die Neue Rechte in Deutschland

9

❏ der Ablösbarkeit der Regierung und ihrer Verantwortung gegenüber dem Par-
lament;

❏ der Unabhängigkeit der Gerichte;

❏ dem Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft;

❏ den im Grundgesetz verankerten Menschenrechten.

Zwischen Verfassungsschutzbehörden und Wissenschaft sowie innerhalb der For-
schung besteht über den Begriff des Rechtsextremismus allerdings kein genereller
Konsens. Einigkeit besteht allenfalls, dass es sich um einen Sammelbegriff handelt
für »verschiedenartige gesellschaftliche Erscheinungsformen, die als rechtsgerich-
tet, undemokratisch und inhuman gelten« (Stöss 2000: 20). Weniger umstritten sind
die konkreten Merkmale des Rechtsextremismus. Wenn er auch keine einheitliche Ide-
ologie besitzt, sondern ein Gemisch von verschiedenen Sichtweisen darstellt, so sind
doch folgende Vorstellungen charakteristisch:

❏ die Ablehnung des Anspruchs auf gleiche Rechte für alle Menschen auf Grund
einer unterstellten rassischen bzw. ethnischen Ungleichheit. Der Antisemitismus
ist eine im Rechtsextremismus besonders verbreitete Ausprägung dieses Den-
kens.

❏ das Leitbild einer Volksgemeinschaft, in welcher der Staat und eine ethnisch
homogene Bevölkerung zu einem Kollektiv verschmelzen;

❏ der Vorrang der Gemeinschaft vor dem Individuum, der eine strikte Unterord-
nung des Bürgers unter die Staatsräson verlangt;

❏ ein Nationalismus, der in der Regel von einer feindseligen Haltung gegenüber
anderen Staaten und Völkern geprägt ist. Eine Besonderheit stellt das Konzept
des 'Ethnopluralismus' (vgl. Kapitel 6) in der Neuen Rechten dar: Es geht zwar
nicht ausdrücklich davon aus, dass die eigene ethnische Gruppe höherwertig
sei als andere, sieht aber eine räumliche Trennung von Ethnien vor. So billigt die
deutsche Neue Rechte Menschen, die nicht zum deutschen Volk gezählt wer-
den, aber in Deutschland leben, mitunter nicht die gleichen Menschenrechte
zu wie (ethnisch) Deutschen.
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❏ eine verharmlosende oder verherrlichende Darstellung des Nationalsozialismus.
Damit ist oft die Leugnung des Holocausts und der deutschen Schuld am Zwei-
ten Weltkrieg, der so genannte Geschichtsrevisionismus2, verbunden.

Diese Auffassungen werden mit Positionen kontrastiert, die von Rechtsextremisten strikt
abgelehnt und politisch bekämpft werden. Dazu gehören

❏ die Idee von universellen Menschenrechten;

❏ das Eintreten für Multikulturalismus;

❏ der Wertepluralismus der liberalen Demokratie, wie er in parlamentarisch-de-
mokratischen Systemen zum Ausdruck kommt.

Die Sicht des Verfassungsschutzes NRW, bei der Neuen Rechten handele es sich um
eine Variante des Rechtsextremismus, deckt sich weitgehend mit dem Begriff des
Politikwissenschaftlers Armin Pfahl-Traughber, der diesen aus der Sicht der Extremis-
musforschung formuliert hat. Diese wissenschaftliche Schule geht davon aus, dass
der demokratische Staat von verfassungsfeindlichen Positionen auf der äußersten
Rechten und Linken bedroht ist, die ihn auf unterschiedlichen ideologischen Grund-
festen ablehnen und sich insofern zur Kategorie des Extremismus zusammenfassen
lassen. Dieses Verständnis bildet das theoretische Fundament für die Tätigkeit der
Verfassungsschutzbehörden. Sie sind daher verpflichtet, sich ausschließlich mit Be-
strebungen zu befassen, die extremistisch, also verfassungsfeindlich sind oder – so
das Verfassungsschutzgesetz NRW – »Anhaltspunkte für den Verdacht solcher Be-
strebungen« aufweisen (§ 3 Abs. 1 VSG NRW). Der in dieser Studie zu Grunde
gelegte Begriff der Neuen Rechten trägt dieser Bestimmung Rechnung, denn er er-
möglicht es, neurechte Gruppen und Personen trennscharf von konservativen zu
unterscheiden, die sich noch im demokratischen Spektrum bewegen, möglicherweise
aber punktuell mit Extremisten übereinstimmen oder kooperieren.

Der extremismustheoretische Ansatz, den neben Pfahl-Traughber die Politikwissen-
schaftler Uwe Backes und Eckhard Jesse vertreten, ist in der Rechtsextremismusfor-
schung umstritten. Manche Wissenschaftler verweisen auf fundamentale Unterschiede

2 ) In rechtsextremistischen Kontexten ist der Begriff Revisionist eine beschönigende Selbst-
bezeichnung von Personen, die den Holocaust und die Kriegsschuld leugnen. Es hat sich im
journalistischen, wissenschaftlichen und auch verfassungsschützerischen Sprachgebrauch
eingebürgert, diesen Begriff zu übernehmen, wenngleich eine solche Praxis nicht unproble-
matisch ist.
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zwischen äußerster Linker und Rechter; sie lehnen es daher ab, beide in einer Sam-
melkategorie zu analysieren. Häufig wird aus dieser Sicht betont, dass der Rechtsex-
tremismus nicht am Rande der Gesellschaft seinen Ursprung habe, sondern in ver-
breiteten fremdenfeindlichen und sozialdarwinistischen Einstellungen, die aus de-
ren Mitte stammten. Vielfach sprechen Vertreter dieser Position daher von einem »Ex-
tremismus der Mitte« (zum Beispiel Hans-Martin Lohmann). Auf dieser Grundlage
betont beispielsweise der Hamburger Politikwissenschaftler Wolfgang Gessenhar-
ter fließende Übergänge und Verknüpfungen zwischen Rechtsextremismus und de-
mokratischer Gesellschaft, insbesondere deren wertkonservativen Teilen. Er versteht
die Neue Rechte als eigenständige Strömung, die zwischen beiden Spektren steht
und sie dynamisch verkoppelt. Seine Deutung bringt Gessenharter mit der Metapher
des »Scharniers« zum Ausdruck:

»Scharniere trennen sowohl zwei Gegenstände voneinander und ver-
binden sie beweglich miteinander; als auch stellen sie selbst eigenstän-
dige Elemente dar.« (Gessenharter 1994b: 426f.)

Diese Auffassung geht über die Feststellung hinaus, die Neue Rechte bemühe sich
um eine »Erosion der Abgrenzung«. Aus diesem Blickwinkel bilden auch nicht-rechts-
extremistische Akteure die Neue Rechte, die sich gerade durch das gezielte Zusam-
menwirken von Rechtsextremisten und anderen Neurechten definiert. Gessenharters
Begriff setzt somit eine erhebliche Breitenwirkung der Neuen Rechten voraus. Seine
Annahme wird von Wissenschaftlern geteilt, die diese intellektuelle Strömung als Elite
einer vielgestaltigen Bewegung von rechts verstehen, der es – ähnlich wie den über-
wiegend linksorientierten neuen sozialen Bewegungen der 60er bis 80er Jahre –
um Einfluss im vorpolitischen Raum gehe. Der bewegungstheoretische Ansatz, der
auf den Politikwissenschaftler Hans-Gerd Jaschke zurückgeht, betont Modernisierungs-
prozesse des Rechtsextremismus. Er geht davon aus, dass es der Neuen Rechte, die
sich in Anspruch, Ausdruck und Auftreten vor allem vom dumpfen Neonazismus
unterscheide, wesentlich eher gelingen könne, öffentliche Diskurse zu prägen.

1.2 Merkmale der Neuen Rechten
Die Neue Rechte kennzeichnen ideologische, strategische und strukturelle Merkma-
le, die in dieser Studie noch näher erläutert und dokumentiert werden:

❏ der intellektuelle Anspruch;
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❏ der Rückgriff auf antidemokratische Theoretiker der Weimarer Republik (Kon-
servative Revolution);

❏ der Versuch, gesellschaftliche Diskurse zu prägen und Begriffe zu besetzen
(Gewinnung der 'kulturellen Hegemonie'), somit der Bezug auf die strategischen
Ansätze des italienischen Marxisten Antonio Gramsci;

❏ das Bemühen um eine »Erosion der Abgrenzung« zwischen rechtsextremistischen
und demokratischen Kräften, um Ersteren mehr Einfluss und Ansehen zu verschaf-
fen;

❏ die informelle Struktur, da sich die Neue Rechte vorwiegend in Diskussionsrun-
den und im Umfeld publizistischer Projekte formiert.

Die Neue Rechte in Deutschland ist mit dem Anspruch angetreten, das Erscheinungs-
bild der äußersten Rechten zu modernisieren und an veränderte gesellschaftliche
Stimmungslagen anzupassen. Die Autorin Thora Ruth (heute: Thora Pedersen), die
zeitweilig dem 'Nationaldemokratischen Hochschulbund', der Hochschulorganisa-
tion der NPD, angehörte und bis heute für die rechtsextremistische Publizistik tätig ist
(Meldungen 2002: 16), umriss diese Strategie geradezu manifestartig. In einen
Beitrag für die Zeitung 'La Plata Ruf' vom September 1973, die der ehemalige Go-
ebbels-Adjutant Wilfried von Oven in Argentinien herausgab, schrieb sie:

»Wir müssen unsere Aussagen so gestalten, daß sie nicht mehr ins Kli-
schees des 'Ewig-Gestrigen' passen. Eine Werbeagentur muß sich auch
nach dem Geschmack des Publikums richten und nicht nach dem eige-
nen. Und wenn Kariert Mode ist, dann darf man kein Produkt mit Pünkt-
chen anpreisen. Der Sinn unserer Aussagen muß freilich der gleiche
bleiben. Hier sind Zugeständnisse an die Mode zwecklos. In der Fremd-
arbeiter-Frage etwa erntet man mit der Argumentation 'Die sollen doch
heimgehen' nur verständnisloses Grinsen. Aber welcher Linke würde
nicht zustimmen, wenn man fordert: 'Dem Großkapital muß verboten
werden, nur um des Profits willen ganze Völkerscharen in Europa zu
verschieben. Der Mensch soll nicht zur Arbeit, sondern die Arbeit zum
Menschen gebracht werden.' Der Sinn bleibt der gleiche: Fremdar-
beiter raus! Die Reaktion der Zuhörer aber wird grundverschieden
sein.« (zit. nach Dietzsch 1988: 33f.)

Solche sprachlichen Tarnstrategien sind bis heute für die Neue Rechte typisch. Tar-
nung und Modernisierung rechtsextremistischer Positionen setzen eine Intellektuali-
sierung voraus, die jedoch nicht ausschließlich aus strategischen Gründen erfolgt.
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Viele jüngere, akademisch gebildete Akteure, die im Nachkriegsdeutschland auf-
gewachsen und durch dieses geprägt sind, fühlen sich durch die rückwärtsgewand-
te Rhetorik des traditionellen Rechtsextremismus nicht mehr vertreten; sie fordern eine
stärkere Theoriebildung ein und gehen auf Distanz zur wehmütigen Verklärung des
Hitler-Regimes. Zu ihren ideologischen Leitbildern sind antidemokratische Intellektu-
elle der Weimarer Zeit geworden, die zur Strömung der Konservativen Revolution
zählen (vgl.Kapitel 2). Denker wie Arthur Moeller van den Bruck, Carl Schmitt, Ernst
Jünger, Edgar Julius Jung, Othmar Spann und Oswald Spengler haben antiliberale
Positionen in scharfem Ton vorgetragen und dem Nationalsozialismus wichtige Stich-
worte geliefert. Wenn sie auch zu dessen geistigen Wegbereitern zählen, sind die
Akteure doch überwiegend nicht zu Funktionären des Regimes geworden. Nicht
grundlegende ideologische Distanz, sondern eher ihr elitäres Selbstverständnis lös-
te zumindest eine Ambivalenz der Konservativen Revolutionäre zum Nationalsozia-
lismus aus, der bereits vor der Machtübernahme Hitlers durch offene Saal- und Stra-
ßenkämpfe, Massenveranstaltungen und einen plumpen Duktus geprägt war. So
erschließt der Rückgriff auf diese Strömung einerseits eine Fülle rechtsgerichteter Ideen,
die aus Sicht der Neuen Rechten noch Jahrzehnte später zur ideologischen Moder-
nisierung beitragen können, andererseits vermeiden die Akteure den Bezug auf
unmittelbar NS-belastete Vorlagen.

Auf dieser Basis sollen neurechte Positionen in der breiten gesellschaftlichen Diskus-
sion Akzeptanz finden und die öffentliche Meinung langfristig dominieren. Erst wenn
die Meinungsführerschaft errungen sei, könnten rechtsextremistische Parteien erfolg-
reich sein und die rechte Stimmung in Wahlanteile, Parlamentssitze und Regierungs-
verantwortung ummünzen. Die 'kulturelle Hegemonie' müsse der politischen Macht
im engeren Sinne vorausgehen. Damit schließt die Neue Rechte – häufig ausdrück-
lich und ausschließlich in strategischen Fragen – an den italienischen Marxisten
Antonio Gramsci an (vgl. Kapitel 5.1), der dieses Konzept während seiner elfjähri-
gen Haft im Mussolini-Faschismus entworfen hat. Wie Gramsci will die Neue Rechte
zunächst Elitendiskurse prägen; publizistische Tätigkeit ist hierzu ihr zentrales Mittel.
Somit formiert sich diese Strömung vorwiegend nicht in hierarchischen, festgefügten
Organisationen, sondern innerhalb und im Umfeld von Verlagen oder Zeitschriften-
projekten, denen die Akteure als Leser oder Autoren verbunden sind. Darüber hin-
aus hat sie lose Gesprächskreise ins Leben gerufen, in denen Ideologie und Strate-
gie der Neuen Rechten diskutiert werden.
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1.3 Entstehung und Entwicklung

Reaktion auf die Neue Linke

Die Neue Rechte in Deutschland entstand in den 60er Jahren und reagierte auf Strö-
mungen, die häufig als Neue Linke bezeichnet werden und als Studentenbewegung
von 1968 erstmals deutliche öffentliche Aufmerksamkeit erfuhren. Diese Gruppen
stellten nicht traditionelle Klassenkonflikte ins Zentrum der politischen Auseinander-
setzungen, vielmehr setzten sie neue – oft als 'postmaterialistisch' bezeichnete – kul-
turelle Werte auf die Agenda, die um persönliche Selbstbestimmung und Identität
kreisten. Ihre Akteure entstammten nicht der traditionellen Arbeiterschaft, sondern dem
neuen Mittelstand, der sich im Zuge des deutschen Wirtschaftswunders entwickelt
hatte; sie verstanden sich nicht als Vertreter bestimmter Klientels, sondern als Anwäl-
te übergeordneter Interessen. Dem mit Skepsis betrachteten Handeln von Parteien
und Regierungen setzten sie ein weites Verständnis des Politischen entgegen, das
neue Lebensstile und außerparlamentarische Aktionsformen umfasste. »Mit ihrem
Engagement für Umwelt, soziale Gleichheit, Menschen- und Minderheitsinteressen
und selbstbestimmte Arbeit«, so der Politikwissenschaftler Michael Minkenberg,
»forder[te]n sie Alte Linke und Alte Rechte gleichermaßen heraus.« (Minkenberg
1998: 69) Das Ziel emanzipatorischer Reformen beschränkte sich jedoch nicht auf
die Anhänger dieser Bewegungen. Vielmehr war es Ausdruck gesamtgesellschaftli-
cher Veränderungen und entsprach einer Aufbruchsstimmung, die in Ansätzen Ein-
gang in die Regierungspolitik fand. Der 1969 ins Amt gewählte Bundeskanzler Willy
Brandt rückte Reformideen ins Zentrum seines Programms und prägte in der Regie-
rungserklärung vom 21. Oktober den vielzitierten Satz: »Wir wollen mehr Demokra-
tie wagen.«

Die Neue Rechte verstand sich als grundlegendes »Gegenmodell zur Agenda der
Neuen Linken« (Minkenberg 1997: 145). Wertewandel und Politikwechsel trat sie
in einer Vehemenz entgegen, die über die Bedenken demokratischer Konservativer
hinausging, attackierte die Alternativkultur und forderte verbindliche Normen wie
die Bindung des Individuums an die Nation. In ihren Ausdrucksformen orientierte sich
die Neue Rechte jedoch an den direkten Aktionen der linksgerichteten Außerparla-
mentarischen Opposition. Erste Plattform junger, aktionistischer Kräfte des Rechtsex-
tremismus der 70er Jahre war die 'Aktion Widerstand' (Aktion W), die später in der
'Aktion Neue Rechte' aufging. Sie war zwar der »Versuch einer Einheitsfront nahezu
des gesamten rechtsextremen Lagers« (Dudek/Jaschke 1984, Bd. 1: 291), wurde
aber von der NPD, insbesondere von Aktivisten ihrer Jugendorganisation 'Junge
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Nationaldemokraten', dominiert. Verbindendes Thema war die Entspannungspoli-
tik der Bundesregierung gegenüber den Staaten des damaligen Ostblocks (Neue
Ostpolitik), die die 'Aktion W' massiv bekämpfte. Aufsehen erregte sie vor allem mit
einer Demonstration am 21. Mai 1970, dem Vorabend des Treffens von Willy Brandt
mit dem damaligen Ministerpräsidenten der DDR, Willi Stoph, in Kassel. Provokante
Aktionen und Slogans wie »Brandt an die Wand« rückten die Marschierer ins Medi-
eninteresse. Die Veranstalter verbuchten die Demonstration als gelungenen Versuch,
die linken Bewegungen mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen. So schrieb der rechts-
extremistische 'Deutsche Studenten-Anzeiger':

»Für die Rechte bedeutet Kassel das, was für Linke einmal die Oster-
märsche oder die Antinotstandskampagne waren: der lange gesuch-
te Anlaß, sich zu formieren. [...] Die Linke wird ihre lang gepflegte
Vorstellung, die Rechtsopposition rekrutiere sich aus alten, abgetrab-
ten Verbandsfunktionären oder solchen resignierten Konservativen, die
nur noch kämpfen, 'um in Anstand unterzugehen', revidieren müssen.
Die Junge Rechte tritt an, um sich durchzusetzen, um zu siegen. Und
sie bedient sich dabei zeitgemäßer Methoden und Mittel.« (zit. nach
Schönekäs 1990: 242)

Solche spektakulären Aktionen der Neuen Rechten wurden in der folgenden Zeit
seltener; in den Vordergrund trat Ideologiebildung durch publizistische Tätigkeit.

Mit der Bewegung von 1968 verbindet die Neue Rechte bis heute eine Hass-Liebe.
Ideologisch versteht sich Letztere nach wie vor als Kontrapunkt zu den Idealen der
Studentenrevolte – weiter zurückgreifend auch zu den Werten von Aufklärung und
Französischer Revolution, die mit dem Schlagworten »Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-
keit« in die Geschichte eingegangen ist. Gleichwohl hegt die Neue Rechte Bewun-
derung für die 68er. Einige prominente ehemalige Aktivisten der Bewegung – wie
Horst Mahler und Dr. Reinhold Oberlercher – haben sich inzwischen der Neuen
Rechten angeschlossen. Die Bedeutung der 68er überspitzt die Neue Rechte viel-
fach zu einer angeblich umfassenden Prägung Deutschlands durch die Studenten-
bewegung und der Vorstellung, ihre Anhänger hätten heute nahezu alle Schlüssel-
positionen im Staat inne. Die sehr unterschiedlichen politischen Biografien und Ori-
entierungen der Verantwortungsträger in Deutschland machen deutlich, dass diese
pauschale Feststellung keineswegs zutrifft. Tatsächlich aber gelang es den linksori-
entierten Bewegungen seit 1968, eigene Elemente in abgeschwächter Form in der
politischen Kultur der Bundesrepublik zu verankern. Dazu zählen die Betonung der
»Zivilgesellschaft« (zum Beispiel Norbert Elias) zu Lasten obrigkeitsstaatlicher Vor-
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stellungen und die Wertschätzung individueller Freiheiten, die alternative Lebens-
entwürfe einschließt, sowie eine verbreitete Skepsis gegenüber den Kategorien des
Nationalen und des Militärischen. In dieser Hinsicht möchte die Neue Rechte das
Meinungsklima grundlegend verändern. Was der 68er-Bewegung und ihren Nach-
folgerinnen in einigem Umfang gelang, möchte die Neue Rechte noch erreichen:
Dynamik im vorpolitischen Raum auszulösen und dort Einfluss zu erlangen.

Orientierung an der Nouvelle Droite

Ebenso wenig wie die Neue Linke ist die Neue Rechte ein auf Deutschland begrenz-
tes Phänomen. Vielmehr knüpfte sie an die rechtsintellektuelle Nouvelle Droite in Frank-
reich an, die sich 1968 im Wesentlichen unter dem Dach des 'Groupement de re-
cherches et d’études pour la civilisation européenne' (GRECE – Forschungs- und Stu-
diengruppe für die europäische Zivilisation) formiert hat. Anders als die Neue Rech-
te in Deutschland verfügt die Nouvelle Droite somit über eine starke Organisation mit
hierarchischer Struktur. GRECE hat frankreichweit Orts- und Regionalverbände auf-
gebaut, veranstaltet Seminare und gibt Zeitschriften wie die 'Nouvelle École' (Neue
Schule) heraus. Mitgründer und Kopf der Organisation ist der Publizist Alain de
Benoist, der auch ständiger Mitarbeiter der neurechten deutschen Wochenzeitung
'Junge Freiheit' (vgl. Kapitel 7.2.1) und somit ein wichtiger Mittler zwischen den in-
tellektuellen rechten Lagern beider Länder ist. Nach dem Vorbild von GRECE wurde
1980 das Kasseler 'Thule-Seminar' ins Leben gerufen (vgl. Kapitel 7.1), ein Theorie-
Zirkel, der die intellektuelle Substanz und Bedeutung des französischen Originals
allerdings nicht erlangen konnte. Als deutsche Sektion der 'Synergies Européennes'
um den Belgier Robert Steuckers, die sich 1993 von GRECE abgespalten und in
zahlreichen europäischen Ländern Partnerorganisationen an sich gebunden haben,
fungiert die 'Deutsch-Europäische Studiengesellschaft' (DESG).

Auch in ideologischer und strategischer Hinsicht hatte die Nouvelle Droite Vorbild-
charakter: Bereits vor der Neuen Rechten in Deutschland entdeckte sie den Rekurs
auf die Konservative Revolution und erschloss sich Gramscis strategischen Ansatz
der 'kulturellen Hegemonie'. Sein 1985 erschienenes programmatisches Buch nannte
de Benoist in der deutschen Fassung »Kulturrevolution von rechts. Gramsci und die
Nouvelle Droite«. An dem Band war eine weitere zentrale Verbindungsfigur zwi-
schen der Neuen Rechten in Frankreich und Deutschland beteiligt: der Schweizer
Dr. Armin Mohler, der zeitweise Sekretär des Konservativen Revolutionärs Ernst Jün-
ger war, später als Autor in praktisch allen wichtigen Publikationen des neurechten
Lagers auftrat und zum Teil bis heute für diese tätig ist. Mit seiner Dissertation 'Die
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Konservative Revolution 1918–1932' lieferte Mohler der Neuen Rechten »einen
Leitfaden für die weitere Auseinandersetzung mit deren Ideologie« (Pfahl-Traugh-
ber 1998: 164).

Wahlniederlage und Zerfall der NPD

Zur Initialzündung für das Entstehen der Neuen Rechten in Deutschland wurde das
Scheitern der NPD bei der Bundestagswahl von 1969. Die Partei, die zuvor in sie-
ben Landesparlamente mit bis zu 9,8 Prozent der Stimmen (Baden-Württemberg)
gelangt war, verfehlte den Einzug in den Bundestag mit 4,3 Prozent. Die Sammlungs-
partei, die seit ihrer Gründung 1964 das rechtsextremistische Lager fast geschlossen
hinter sich gebracht hatte, verlor ihre verbindende Wirkung. In den 70er Jahren bra-
chen Flügelkämpfe aus, die durch die Erfolgsaussichten der damals jungen Partei
zuvor überdeckt worden waren. Vor allem junge Kräfte wandten sich nun enttäuscht
von der NPD ab und sahen deren parlamentarischen Weg als gescheitert an: die
einen, weil sie einen aktionistischen Kurs auch mit illegalen Mitteln befürworteten,
die anderen, weil sie die Theoriebildung der Rechten für notwendig und die NPD für
unfähig hielten, sich daran zu beteiligen. Mit der 'Aktion Widerstand' unternahm
die Partei den – vergeblichen – Versuch, zumindest die aktionistischen Kräfte auf
einer eigenen Plattform zu versammeln und so an die Partei zu binden. Zwar zer-
brach auch die 'Aktion Neue Rechte', die 1972 aus der 'Aktion W' hervorgegan-
gen war, nach zwei Jahren; ihre »Grundsatzerklärung« wurde jedoch zum bedeu-
tenden Theoriepapier des nationalrevolutionären Teils der Neuen Rechten. Wichti-
ge Vertreter dieses Flügels waren an der Organisation beteiligt, darunter der neu-
rechte Vordenker Henning Eichberg und der Publizist Wolfgang Strauss, der bis 1997
Redakteur des rechtsextremistischen Ideologieorgans 'Nation & Europa' (vgl. Kapi-
tel 7.2.2) war.

Neue Entwicklungsphase nach 1989

Nach der Entstehungsphase der Neuen Rechten in Deutschland, die von einigen
Aufsehen erregenden Aktionen begleitet war, setzte sich die publizistische und the-
oretische Arbeit dieser Strömung zwar fort, sie trat aber seit Mitte der 70er Jahre kaum
in den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Der Fall der Berliner Mauer am 9. November
1989 und die Vereinigung der beiden deutschen Staaten stellten auch für die Neue
Rechte eine Zäsur dar. Nachdem die staatliche Einheit Deutschlands hergestellt war
und in dem Maße, in dem Jugoslawien und viele Staaten des ehemaligen Ostblocks
nach ethnischen Linien zerbrachen, erlebten nationale Ideen und Symbolik eine
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Renaissance. In Deutschland und den östlich gelegenen europäischen Staaten lös-
ten die Umbrüche Reaktionen aus, die von kontroversen Diskussionen im demokrati-
schen Spektrum über die Notwendigkeit nationaler Bindungen bis zu Anschlägen
auf ethnische Minderheiten reichten; insbesondere im auseinander driftenden Jugos-
lawien entstanden ethnisch geprägte Kriege, deren Folgen in der Gegenwart deut-
lich erkennbar sind. Im Zuge der Debatte über das nationale Selbstverständnis und
einer verbreiteten Verunsicherung hoffte die deutsche Neue Rechte, Impulse setzen
zu können und ihrem Ziel der 'kulturellen Hegemonie' näher zu kommen. In dieser
Phase griffen vorwiegend junge neurechte Akteure das Etikett »89er« auf und mach-
ten es zur offensiven Selbstbezeichnung. Mit ihr beanspruchten sie, eine neue Ge-
neration zu vertreten, die die Werte der 68er überwinden wolle, mit ihnen das
Selbstverständnis der alten Bundesrepublik, das für die »89er« von Grunde auf durch
die linke Studentenrevolte geprägt war. Vor diesem Hintergrund erscheint das Jahr
1989 als Zeitenwende, die einen Paradigmenwechsel erzwinge: von den individu-
ellen Freiheiten zu kollektiven Verbindlichkeiten und von der Eingliederung Deutsch-
lands in internationale Gemeinschaften zu nationalen Machtansprüchen.

Die Öffentlichkeit suchten die Akteure mit dem programmatischen Sammelband 'Wir
89er. Wer wir sind – was wir wollen', den der 'Junge Freiheit'-Redakteur Roland Bu-
bik 1995 herausgegeben hat und in dem überwiegend Autoren aus Redaktion und
Umfeld der Zeitung zu Wort kamen. Während der Band die politischen Ziele der
»89er« nur vage zum Ausdruck brachte, machte er deren Frontstellung umso deutli-
cher:

»Dreht man die Zahl 68 auf den Kopf, erscheint die 89. Die Denkver-
bote der 68er zu durchbrechen, die von ihnen geschaffene Wirklich-
keit in Deutschland umzudrehen, auf den Kopf zu stellen – insofern
hat die Zahl 89 Ausstrahlung.« [Bubik (Hrsg.) 1995: 53]

Diese Aufbruchsrhetorik ist inzwischen einer neurechten Ernüchterung gewichen, so
dass die Bezeichnung »89er« heute auch in Veröffentlichungen dieser Strömung kaum
noch ohne ironisierenden Unterton vorkommt. Aus eigener Sicht ist es ihr bislang nicht
gelungen, aus der gesellschaftlichen Randposition herauszutreten und dauerhaft in
die Offensive zu gelangen. Gleichzeitig hat sich die Neue Rechte ausdifferenziert.
Ihre Flügel der Jungkonservativen und der Nationalrevolutionäre, die sich jeweils
auf Varianten der Konservativen Revolution beziehen (vgl. Kapitel 4.2), haben sich
um unterschiedliche Zentren gruppiert. So bildet die 'Junge Freiheit' den Kern des
jungkonservativen Flügels und sucht den Anschluss an wertkonservativ-demokrati-
sche Kreise. Als Plattform der Nationalrevolutionäre ist Ende 1994 das 'Deutsche
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Kolleg' (vgl. Kapitel 7.1) entstanden; ein Theorie-Zirkel, der aus einem Leserkreis der
JF hervorgegangen ist und ideologisch insbesondere auf NPD und Neonazi-Szene
ausstrahlt. Zum Protagonisten dieses Flügels ist seit Ende der 90er Jahre der ehema-
lige RAF-Terrorist und heutige NPD-Anwalt Horst Mahler geworden. Dass Mahler
mehrfach Beiträge für die JF verfasst hat und der Nationalrevolutionär Werner Olles
zu den Stammautoren der Zeitung zählt, zeigt jedoch, dass Verbindungen der Flü-
gel bestehen.

1.4 Die Doppelfunktion
der Neuen Rechten

Die Neue Rechte wird hier als ein Bestandteil des Rechtsextremismus verstanden. Von
dessen traditionellem Flügel, den beispielsweise Neonazis oder altrechte Parteien
wie die 'Deutsche Volksunion' (DVU) repräsentieren, lässt sie sich nicht, auf jeden
Akteur und jede Erscheinungsform bezogen, eindeutig abgrenzen. Sie trägt weder
eine gänzlich neue noch eine einheitliche Ideologie vor, eher handelt es sich um pro-
grammatische Akzentverschiebungen, neue strategische Orientierungen, Organi-
sations- und Ausdrucksformen der die Neue Rechte tragenden jungen Generation.
Eine komplette Trennung vom übrigen Rechtsextremismus entspricht auch nicht der
doppelten Funktion dieser Strömung. Sie fungiert als ideologiebildende Instanz für
den gesamten Rechtsextremismus und stützt dessen Aktivitäten auf diese Weise ab –
insofern bildet sie eine Avantgarde nach innen. Andererseits stiftet sie Kontakt und
Kooperation zwischen rechtsextremistischen Gruppen und Akteuren sowie solchen
des demokratischen, insbesondere wertkonservativen Spektrums, was bereits als
»Erosion der Abgrenzung« beschrieben wurde. Sie dient somit als Brücke nach außen.
Zwar bestimmt diese Doppelfunktion die Bedeutung der Neuen Rechten für den Rechts-
extremismus, gleichwohl hat sie Entwicklungsphasen durchlaufen, in denen die Avant-
garde- oder die Brückenfunktion überwog.

1.4.1  Avantgarde
Die Neue Rechte dient dem deutschen Rechtsextremismus als Ideologieschmiede.
Sie ist in diesem Spektrum eine ambitionierte Minderheit, die sich von anderen Teil-
bereichen der Szene abgrenzt, auf diese aber ausstrahlt. Klaus Schönekäs bezieht
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sich auf die Zeit vor der Vereinigung Deutschlands, insbesondere die späten 60er
und die 70er Jahre, und definiert die Neue Rechte folgendermaßen:

»Die Neue Rechte bedeutet im vorliegenden Kontext die Entstehung
jugendlich-intellektueller Gruppen, Zirkel und Zeitschriftenprojekte
entlang einer gemeinsamen Frontstellung gegen die Alte Rechte. Dies
schlägt sich in eigenständigen politischen Aktivitäten nieder und wird
von einem, durch einen Generationenkonflikt begründeten, eigenen
subkulturellen 'Stil' getragen. Dabei finden sich ideologisch sowohl Ab-
weichungen als auch Übereinstimmungen mit der Alten Rechten. Der
Konflikt findet fast vollständig innerhalb des rechten Lagerzusammen-
hangs statt, für das die Neue Rechte die Funktion einer politischen
Avantgarde gewinnt.« (Schönekäs 1990: 237)

Wenn auch mit Verzögerung, haben die Positionen der Neuen Rechten in den tradi-
tionellen Bereichen des Rechtsextremismus Resonanz gefunden. So haben weite Teile
der Szene das Ziel anerkannt, zunächst im vorpolitischen Raum an Einfluss zu ge-
winnen, um über die 'kulturelle Hegemonie' Wahlerfolge erst möglich zu machen.
Insbesondere in der NPD hat sich dieser Gedanke niedergeschlagen und ist in das
Drei-Säulen-Konzept eingeflossen, das den Kampf um Straße, Köpfe und Parlamente
als gleichrangige strategische Elemente vorsieht. Ansätze des Konzepts Gramscis
sind auch in dem Papier »Schafft befreite Zonen!« des 'Nationaldemokratischen
Hochschulbunds' erkennbar. Wenn in diesem Text auch strategische Elemente unter-
schiedlicher Herkunft verwoben sind, so ist es doch von dem Gedanken getragen,
dass Rechtsextremisten in den von ihnen dominierten Bereichen (»national befreiten
Zonen«) die Meinungsführerschaft innehaben müssten. Auch traditionelle rechtsex-
tremistische Organisationen wie die 'Gesellschaft für Freie Publizistik' (GFP) sehen
in der Veränderung des Meinungsklimas ein wichtiges Ziel; der neurechten Wochen-
zeitung 'Junge Freiheit' hat die GFP deutliche Sympathie bekundet. Publizistische
Tätigkeit, die im Sinne Gramscis auf öffentliche Diskurse (insbesondere von Eliten)
einwirken soll, hat nicht erst seit dem Siegeszug des Internets im gesamten Rechtsex-
tremismus an Bedeutung gewonnen. Dass der von Neonazis dominierte Mailbox-
verbund 'Thule-Netz' sein erklärtes Ziel darin sah, »Personen außerhalb des 'rech-
ten Ghettos'« zu erreichen (»Alfred Tetzlaff« 1993), und das Netz eine eigene Ru-
brik zur Konservativen Revolution umfasste, verweist ebenfalls auf Einflüsse der Neuen
Rechten.

Darüber hinaus erscheint es plausibel anzunehmen, dass allein die Existenz einer
intellektuellen Strömung innerhalb des Rechtsextremismus Handlungsmotivationen
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abstützt. Aktivisten der Alten Rechten, auch deren neonazistischer und militanter Flü-
gel, dürften sich durch den Eindruck bestätigt fühlen, dass ihr Denken und ihre Taten
auf theoretischen Grundfesten stehen, die andere im Detail entwickelt und umfäng-
lich publiziert haben. Selbst wenn ihnen kaum mehr als die Existenz neurechter The-
orien bekannt sein sollte, können sie sich als ausführende Instanz einer im Grundsatz
durch Intellektuelle legitimierten Sache sehen. Dass die Neue Rechte auf Personen
mit hoher formaler Bildung in ihren Reihen verweisen kann, darunter Professoren und
Doktoren, dürfte zusätzliche symbolische Wirkung entfalten. Das seriösere Erschei-
nungsbild dieser Strömung und die auch für den übrigen Rechtsextremismus offen-
sichtlichen Verbindungen zum nicht extremistischen Spektrum können bei militanten
Aktivisten das Gefühl stärken, ihr Handeln stehe nicht im Gegensatz zur gesellschaft-
lichen Mehrheitsüberzeugung, sondern werde von dieser geradezu gedeckt.
Insbesondere von jugendlichen Gewalttätern ist die Rechtfertigung bekannt, sie führ-
ten nur aus, was viele zwar wollten, aber nicht zu tun wagten.

1.4.2 Brücke
Kontakt und Kooperation mit Kreisen, die dem extremistischen Spektrum nicht ange-
hören, sind das erklärte Ziel der Neuen Rechten. Über Publikationen und Aktionen,
bei denen Rechtsextremisten und Nicht-Rechtsextremisten mitunter gemeinsam auf-
treten, sollen die politischen Ideen dieser Strömung auf die Gesellschaft einwirken
und Grenzen zum Extremismus aufweichen. Dieses Ziel ist mit den zentralen Merk-
malen der Neuen Rechten eng verknüpft: Es setzt ein seriöses Erscheinungsbild, eine
modernisierte, theoretisch untermauerte Ideologie und verbale Mäßigung voraus.
Durchaus zu Recht dürfte die Neue Rechte davon ausgehen, dass Einfluss auf poli-
tische Entscheidungen auf dem Weg über die gesellschaftliche Mitte, nicht aber aus
einer Randlage heraus zu gewinnen ist. Daher versucht sie den Eindruck zu vermei-
den, sie stehe in Fundamentalopposition zum freiheitlichen demokratischen System
der Bundesrepublik Deutschland und weist das Etikett »rechtsextremistisch« mit be-
sonderem Nachdruck zurück. Tatsächlich aber bilden die Einzelfragen, in denen
die Neue Rechte auf – scheinbar graduelle – Veränderung drängt, ein politisches
Gesamtkonzept, das den Pluralismus und die liberale Demokratie in Deutschland
überwinden soll.

Um Breitenwirkung bemühen sich neurechte Akteure bislang mit gemischtem Erfolg.
So gelingt es der Zeitung 'Junge Freiheit' zunehmend, Autoren und Interviewpartner
des demokratischen, vorwiegend wertkonservativen Spektrums zu gewinnen, mit
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denen sich die JF als pluralistisches Medium präsentiert. Gleichwohl hat die Zeitung
– wie auch die übrige neurechte Presse – trotz Professionalisierung und verbaler
Mäßigung bislang nur einen marginalen Platz in der deutschen Publizistik einneh-
men können, der ihrer Breitenwirkung deutliche Grenzen setzt. Wolfgang Gessen-
harter sieht vor allem eine »Thematisierungsfunktion« der Neuen Rechten; so wirke
sie weit über die eigenen Reihen hinaus als »Stichwortgeber für den politischen Dis-
kurs« (Gessenharter 1994a: 138). Wirkungsmächtig sei sie vor allem dann, wenn
ihre Grundannahmen und Schlüsselbegriffe kaum hinterfragt zur Deutung sozialer
Wirklichkeit herangezogen würden. Beispielhaft verweist Gessenharter auf den
Begriff der Nation, der in der öffentlichen Diskussion häufig ohne nähere Bestimmung
auftrete und somit offen für Interpretationen ist. Der Begriff lässt in diesem Fall auch
die Deutung der Neuen Rechten zu, die ihn im Sinne eines »völkischen Nationalis-
mus« verwendet (Kellershohn 1994: 27-29) und implizit das Ziel ethnisch homoge-
ner Bevölkerungen von Staaten (Ethnopluralismus) sowie die politische Forderung
nach »Zuwanderungsstopp« und Ausweisung von Ausländern einschließt.
Insbesondere in der Debatte um das Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte hat
der Hamburger Politikwissenschaftler Positionen festgestellt, die sich seiner Meinung
nach auf neurechtes Gedankengut zurückführen lassen.
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2. Historische Vorlage:
Antidemokratisches Denken
in der Weimarer Republik

2.1 Eine konservative Revolution?
Die Bezeichnung »Konservative Revolution« für eine antidemokratische intellektuel-
le Strömung der Weimarer Jahre, die die bestehenden Verhältnisse grundlegend ver-
ändern wollte, ist irritierend: Sie widerspricht dem allgemeinen Sprachgebrauch, in
dem Positionen als konservativ bezeichnet werden, die auf demokratischer Grund-
lage Werte in den Vordergrund rücken, die zu bewahren seien, und daher Verän-
derungsschüben, visionären Zukunftsvorstellungen – Revolutionen also – mit großer
Skepsis begegnen. Im Gegensatz zu einem solchen Wertkonservatismus ging eine
Gruppe antidemokratischer Intellektueller der 20er Jahre davon aus, dass im ver-
hassten Weimarer Staat, der auf den Ruinen des Kaiserreiches entstanden war, die
bewahrenswerten Zustände untergegangen waren. Aus einem elitären Selbstver-
ständnis heraus verabscheuten sie die Demokratie, die sie als unwürdige »Herrschaft
der Massen« betrachteten. Unter diesen Bedingungen gelte es, »Dinge zu schaf-
fen, die zu erhalten sich lohnt« (Arthur Moeller van den Bruck). Vor den Schutz des
Ursprünglichen setzte Moeller die Überwindung des Unwerten; dies mache grund-
legende – revolutionäre – Veränderung notwendig. In seinem 1923 erschienenen
Hauptwerk 'Das dritte Reich' hieß es:

»Der Konservative Mensch [...] sucht heute wieder die Stelle, die An-
fang ist. Er ist jetzt notwendig Erhalter und Empörer zugleich.« (Moel-
ler 1931: 250)

In dem für ihn typischen religiösen Duktus definiert Edgar Julius Jung die Konservati-
ve Revolution und umreißt die Staats- und Gesellschaftsstrukturen, die ihm vor Augen
stehen: die eines »autoritären Führerstaates auf der Basis der Volksgemeinschafts-
Ideologie« und einer »cäsaristische[n] Herrschaft« (Pfahl-Traughber 1998: 48):

»Konservative Revolution nennen wir die Wiederinachtsetzung all je-
ner elementaren Gesetze und Werte, ohne welche der Mensch den
Zusammenhang mit der Natur und mit Gott verliert und keine wahre
Ordnung aufbauen kann. An die Stelle der Gleichheit tritt die innere
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Wertigkeit, an die Stelle der mechanischen Wahl das organische Füh-
rerwachstum, an Stelle bürokratischen Zwangs die innere Verantwor-
tung echter Selbstverwaltung, an die Stelle des Massenglücks das Recht
der Volkspersönlichkeit.« (Jung 1932: 380)

Somit etabliert diese Strömung eine spezifische Bedeutung der Bezeichnung »kon-
servativ«, die antidemokratische Positionen umfasst. Auch in der heutigen Neuen
Rechten taucht der Begriff äußerst häufig auf und lässt zumindest die Deutung in
diesem Sinne zu. Ob die Konservative Revolution allerdings tatsächlich zur Tradition
des Konservatismus gezählt werden sollte, ist wissenschaftlich umstritten. Der Sozio-
loge Stefan Breuer weist dies vehement zurück: »Was immer die Konservative Revo-
lution gewesen sein mag: Eine konservative Revolution war sie nicht.« (Breuer
1995: 5)

2.2 Politische Ideen der
Konservativen Revolution

Die Formulierung »Konservative Revolution« taucht zwar bereits als Selbstbezeich-
nung der Akteure auf; zum systematischen Sammelbegriff haben sie Wissenschaft-
ler der Nachkriegszeit entwickelt. Dahinter verbirgt sich keineswegs eine einheitli-
che theoretische Schule, noch weniger eine zentrale Organisation, sondern eine Viel-
zahl mitunter recht verschiedenartiger Ideen. Der Begriff Konservative Revolution hat
sich in der Forschung weitgehend durchgesetzt und wird in dieser Studie verwandt,
auch wenn ihn einige Autoren (zum Beispiel Breuer) ablehnen, da das Verbindende
der so bezeichneten Intellektuellen, das sie von anderen Antidemokraten dieser Zeit
unterscheidbar mache, zu wenig erkennbar sei. Als Konservative Revolution wird im
Folgenden eine politisch-weltanschauliche Strömung bezeichnet, die insbesondere
Moeller van den Bruck auf diesen Begriff brachte. Er wird somit nicht im Sinne von
Literaten wie Thomas Mann und Hugo von Hofmannsthal verwandt, die ihn zwar
nicht geprägt, aber bekannt gemacht haben, darunter eine »ethisch-ästhetische
Rebellion gegen den Geist des neunzehnten Jahrhunderts« (Rudolph 1971: 266)
verstanden und beispielsweise den Philosophen Friedrich Nietzsche hinzuzählten.
Diese Strömung aus »Geistigen und Künstlermenschen« (Thomas Mann) wandte sich
gegen den Positivismus als die verbreitete Grundhaltung im Zeitalter der Industriali-
sierung: die Überzeugung, dass Erkenntnis allein aus empirisch nachweisbaren
Tatsachen zu gewinnen sei, die metaphysische Annahmen, ethische und religiöse
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Fragen ablehnte und vom stetigen wissenschaftlichen wie humanitären Fortschritt der
Menschheit ausging.

Unstrittig ist die gemeinsame Frontstellung der Konservativen Revolutionäre gegen
die parlamentarische Demokratie im Besonderen und den politischen Liberalismus
im Allgemeinen. Politischer Liberalismus ist hier in einem weiten Sinne zu verstehen:
als Konkretisierung jener philosophischen Tradition, die mit der Aufklärung seit dem
18. Jahrhundert aufkam, die Mündigkeit des Einzelnen betonte und – als politische
Strömung – Freiheitsrechte des Individuums gegenüber der Obrigkeit einforderte.
Politischer Liberalismus geht davon aus, dass alle Menschen gleiche, unveräußerli-
che Rechte besitzen, die weitgehende Verantwortung für die Gestaltung ihres Le-
bens ausüben und dass alle Bürger die Möglichkeit haben sollten, sich am Staat durch
Wahlen und Abstimmungen zu beteiligen. Neben anderen Traditionen hat er das
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland entscheidend geprägt und zum
Fundament einer liberalen und sozialen Demokratie werden lassen. Insbesondere
zählt der Liberalismus zu den Wurzeln der universellen Menschenrechte, wie sie im
Grundgesetz und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten
Nationen vom 10. Dezember 1948 festgeschrieben sind.

Für die Konservativen Revolutionäre war der Liberalismus Inbegriff der Zersetzung,
Vereinzelung, des Egoismus, Verlustes jeglicher völkischer Bande und der Schwä-
che Deutschlands. Nicht seine konkreten, historischen Erscheinungsformen standen
im Mittelpunkt der vernichtenden Kritik; vielmehr war der Liberalismus die Projekti-
onsfläche alles Verhassten. Er wurde im Laufe der 20er Jahre immer mehr zum »pri-
mitiven negativen Klischee [...]. Es war schlechthin alles liberalistisch, was sich in der
Weimarer Republik vollzog, mit Ausnahme freilich des eigenen Tuns« (Sontheimer
1994: 146). Diese Stimmung war weit über die Konservativen Revolutionäre hinaus
verbreitet. Arthur Moeller van den Bruck formulierte:

»Liberalismus hat Kulturen untergraben. Er hat Religionen vernichtet.
Er hat Vaterländer zerstört. Er war die Selbstauflösung der Menschheit.«
(Moeller 1931: 104)

Konkret richteten sich solche Attacken gegen die soeben erst entstandene Weimarer
Demokratie, ihre Verfassung und ihr parlamentarisches System, das den Deutschen
nicht gemäß und vom Westen übernommen worden sei. So entstand das Zerrbild
des 'Westens', das in ähnlich stereotyper Weise wie der Begriff Liberalismus verwendet
wurde (und in der heutigen Neuen Rechten weiterhin wird). Nicht das Volk sollte der
Souverän sein, sondern »große Männer« sollten die Geschicke des Staates lenken;
das Parlament wurde als »Schwatzbude« (Arthur Moeller van den Bruck), die Ab-
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geordneten als unfähiges »Stimmvieh« (Oswald Spengler) diffamiert, das eigennüt-
zige Interessen über Moral stelle. Diese vorgefassten Urteile fanden in den tatsäch-
lichen Problemen des Reichstages, Mehrheiten zu finden und Kompromisse zu schlie-
ßen, zusätzliche Nahrung. Gleichwohl steht konkretere Kritik der Konservativen
Revolutionäre am Handeln von Regierung und Parlament vor dem Hintergrund ihrer
unablässig bekundeten Fundamentalopposition zum demokratischen System.

Der unversöhnliche Gegensatz rührte im Kern daher, dass die Weimarer Verfassung
– ähnlich wie das Grundgesetz – von den Freiheiten des Individuums ausging, in die
der Staat nur in begründeten Fällen eingreifen sollte. Sie war von dem Gedanken
getragen, dass der grundlegende Wert eines jeden Menschen gleich sei, daher sollte
jeder Bürger gleiches Stimmrecht und andere grundlegende Rechte genießen. Indi-
viduelle Unterschiede stellte dieses Prinzip keineswegs in Abrede, sie waren für die
verfassungsmäßige Stellung des Einzelnen jedoch belanglos. Für die Konservativen
Revolutionäre hingegen waren mythisch überhöhte Kollektive wie Reich, Volk und
Nation der Ausgangspunkt aller Politik; ihr Gedeihen war höchster Wert, das Indivi-
duum hatte sich bedingungslos in ihren Dienst zu stellen. Diese Rechtsintellektuellen
verurteilten das »Gleichheitsideal« der liberalen Demokratie, das »gesellschaftszer-
störende Wirkung« ausübe; es zerstöre die »Lebendigkeit« der Gesellschaft, da »alle
echte Kultur« auf der »Unterschiedlichkeit der Lebewesen« beruhe, formulierte Edgar
Julius Jung (Jung 1991: 46f.). Von der Gleichheit der Menschen auszugehen führe
unweigerlich zum Kulturverfall und damit zur Unmenschlichkeit:

»[I]n einer individualistischen Zeit, wie sie jetzt das Abendland mitsamt
seinen kolonialen Ablegern erlebt hat, [wird] die gesamte Bevölkerung
in ihrer Masse 'verlarft' (Eugen Diesel). Diesem Herabgleiten unter die
tierische Ebene verfällt die abendländische Menschheit als Ganzes;
darüber kann auch die Tatsache nicht hinwegtäuschen, daß der gro-
ßen Masse von ausschließlich ihren niederen Trieben folgenden Men-
schen eine kleine Minderheit von Gehirntieren gegenübersteht.« (Jung
1991: 54)

Kaum weniger zynisch wandte sich Othmar Spann gegen das allgemeine und glei-
che Wahlrecht: »Jeder Einzelne ist ein gleichwertiges Atom, Nietzsche und sein Stie-
felputzer haben die gleiche Stimme« (Spann 1921: 108). Offenkundig stand hinter
der Ablehnung der »Gleichheit« eine kaum zu steigernde Arroganz gegenüber der
weniger gebildeten Bevölkerung, und die Vermutung liegt nahe, dass die Verbitte-
rung dieser Intellektuellen über den erfolgten oder drohenden Verlust von Status und
Einfluss die Erkenntnis leitete. Durchaus konsequenterweise verwarfen viele Anhän-
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ger der Konservativen Revolution ausdrücklich die Idee der Allgemeinen Menschen-
rechte.

Den Gedanken der Aufklärung, dass (politisches) Handeln auf Vernunft basieren
sollte, lehnten sie ab; vielmehr war gerechtfertigt, was zum Wohle der Kollektive
geschah, die eher als Ideale entworfen wurden als real existierten, geschweige denn
wissenschaftlich definiert wurden. Die Grundlagen solcher Vorstellungen waren so-
mit metaphysisch, die Unterwerfung unter die »Nation« war eine Glaubensangele-
genheit und erklärtermaßen keine Frage, die einer rationalen Diskussion zugäng-
lich sein sollte. Der religiöse Zusammenhang, in den die Kollektive immer wieder
gestellt wurden, entspricht dieser Basis. Vor diesem Hintergrund ist es verständlich,
dass sich die Anhänger der Konservativen Revolution zwar in der Ablehnung der
parlamentarischen Demokratie einig wussten, aber kaum auf einen konkreten Ge-
genentwurf verständigen konnten.

Das Spiegelbild der Macht der Kollektive und der Verpflichtung des Einzelnen auf
diese war die Frontstellung der Konservativen Revolution gegen jede Form des Plu-
ralismus. Dies gilt für den Meinungs- und Wertepluralismus einer demokratischen
Gesellschaft, in der Vertreter unterschiedlicher Auffassungen und Interessen um den
besten Weg streiten, aber auch für ethnische Heterogenität. So ist im Denken der
Konservativen Revolution das Ziel der »Reinheit der Rasse« bereits angelegt, das
die Nationalsozialisten propagierten. Das konservativ-revolutionäre Leitbild war die
»Volksgemeinschaft«, die alle dem deutschen Volk Zugerechneten umfassen sollte.
Der völkische Bund sollte alle Meinungs- und Schichtdifferenzen überwinden; zwar
sollte die streng hierarchisch strukturierte »Volksgemeinschaft« Statusunterschiede
ausdrücklich nicht beseitigen; der Einzelne seinen »natürlichen« Platz in dieser »or-
ganischen« Gemeinschaft aber akzeptieren und nicht nach Aufstiegs-, erweiterten
Partizipationschancen oder individueller Entfaltung streben. Zu den Hintergründen
dieser Ideologie dürften die Erfahrungen des Ersten Weltkriegs zählen, wie sie
insbesondere im Werk des Konservativen Revolutionärs Ernst Jünger beschrieben
werden: die existenzielle Situation der Schützengräben, die ein Zusammengehörig-
keitsgefühl der deutschen Soldaten begründet habe, das alle Unterschiede belang-
los machte. Jüngers Selbstverständnis lässt sich als Credo der Konservativen Revolu-
tion verstehen:

»Der Krieg ist unser Vater, er hat uns gezeugt im glühenden Schoße
der Kampfgräben als ein neues Geschlecht, und wir erkennen mit Stolz
unsere Herkunft an. Daher sollen unsere Wertungen auch heroische,
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auch Wertungen von Kriegern und nicht solche von Krämern sein [...].«
(Jünger 1926: 55)

Die Attraktivität der Volksgemeinschafts-Ideologie rührte – und rührt bis heute -– aus
dem Kontrast eines ehernen, Geborgenheit stiftenden Bundes und der angeblich
zersplitterten freiheitlichen Gesellschaft. Diese Vorstellung sieht jedoch ein Gemein-
wesen vor, in dem die ungleiche Verteilung von Macht, Privilegien und Besitz zemen-
tiert ist, das von Eliten ohne demokratische Legitimation autoritär geführt wird, in dem
Menschen anderer Ethnien Störfaktoren und zu beseitigen sind. Dass ein politisches
System, das auf der Volksgemeinschafts-Idee basiert, notwendigerweise von Unter-
werfung und absoluter Härte gegenüber Andersdenkenden geprägt sein würde,
ließen ihre Fürsprecher meist im Dunkeln: »Es war die politische Funktion solcher
Mythen, das nackte Diktaturschema des nachliberalen Staates zu verschleiern.«
(Sontheimer 1994: 252)

2.3 Wichtige Akteure
Die Protagonisten der Konservativen Revolution gehörten zur Bildungselite des Kai-
serreiches. Die meisten waren Akademiker, viele zählten zum kleinen Kreis der Pro-
movierten. Sie waren überwiegend als Schriftsteller und Journalisten tätig – die Über-
gänge zwischen beiden Berufsgruppen waren damals fließender als heute –, eini-
ge waren überaus erfolgreiche Autoren. Sie stellten somit keine randständige Grup-
pe dar, vielmehr stießen ihre Positionen in großen Teilen der Bevölkerung auf Reso-
nanz. So gilt Oswald Spengler, der zu den Leitfiguren dieser Strömung zählte, »als
einer der einflußreichsten Autoren im Bereich der politischen Philosophie nach 1918«
(Woods 2001: 9). Die Schriften der konservativen Revolutionäre erschienen in gro-
ßen Auflagen, Spenglers Hauptwerk 'Der Untergang des Abendlandes' bereits nach
vier Jahren in der 47. Auflage; bis 1933 wurden rund 130.000 Exemplare von
Moellers Buch 'Das dritte Reich' verkauft. Dem Selbstverständnis als unabhängige
Intellektuelle, die an der geistigen Überwindung der Zustände arbeiteten und de-
nen politischer Pragmatismus fremd war, entsprach die Struktur dieser Strömung: Ähn-
lich der heutigen Neuen Rechten bildeten die Konservativen Revolutionäre ein per-

sonelles Netzwerk, keine festgefüg-
te Organisation, etablierten sie Dis-
kussionszirkel wie den 'Juni-Klub'
oder den 'Tat-Kreis' und gruppierten

3 ) Für die folgenden Porträtskizzen wurde neben
den zitierten Publikationen die Internet-Homepa-
ge des Projekts 'Lebendiges virtuelles Museum On-
line' (LeMO) herangezogen: www.dhm.de/lemo/
home.html.
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sie sich um Zeitschriften wie 'Das Gewissen'. An der Tages- und Parteipolitik beteilig-
ten sich nur wenige.3

Arthur Moeller van den Bruck

* 1876 in Solingen
† 1925 in Berlin
Publizist
Hauptwerk: 'Das dritte Reich' (1923)

Arthur Moeller van den Bruck war der Autodidakt
unter den Konservativen Revolutionären: Nach dem
Abbruch der gymnasialen Schullaufbahn lebte er
in Berlin, Paris und Italien und veröffentlichte ab dem
28. Lebensjahr das achtbändige Werk 'Die Deut-
schen, unsere Menschheitsgeschichte', dem nach
der freiwilligen Kriegsteilnahme eine Vielzahl wei-
terer Publikationen folgte. 1919 zählte Moeller zu
den Gründern des Diskussionskreises 'Juni-Klub',
dessen Kopf er wurde und der als die »bedeutendste
antidemokratische Ideenzentrale der frühen Jahre
der Weimarer Republik« gilt (Sontheimer 1994: 32).
Auf Einladung des Herausgebers der 'Deutschen
Rundschau', Rudolf Pechel, sprach Hitler 1922 vor
dem 'Juni-Klub' und konnte einige Teilnehmer für die
NSDAP gewinnen; Moeller schreckte das geringe
intellektuelle Niveau des Redners dagegen ab. Ein
Jahr später legte der Konservative Revolutionär sein
politisches Hauptwerk 'Das dritte Reich' vor, dessen Titel die Nationalsozialisten zum
Schlagwort machten. Der belgische Publizist Stan Lauryssens zitiert den Nationalre-
volutionär Otto Strasser, den Hitler 1930 aus der NSDAP drängte, mit der Bemer-
kung, Moellers Buch sei bis zur Machtübernahme die zentrale Quelle nationalsozi-
alistischen Gedankenguts gewesen, an Bedeutung habe es 'Mein Kampf' übertrof-
fen (»The Third Reich not Mein Kampf was the bible of Nazi ideology«, zit. nach
Lauryssens 1999: 150). Im Mai 1925 nahm sich Moeller nach einem Nervenzu-
sammenbruch das Leben.

Arthur Moeller van den Bruck
Quelle: Deutsches Historisches
Museum
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Die Schriften Arthur Moeller van den Brucks – vor allem 'Das dritte Reich' – dokumentie-
ren die antiliberale Stoßrichtung der Konservativen Revolution besonders deutlich
(»Im Liberalismus erkennt die deutsche Jugend den Feind«; Moeller 1931: 131). Ver-
hasster Inbegriff des Liberalismus waren die Parteien einer parlamentarischen Demo-
kratie, die der »Ausdruck des Unterganges« seien. Seiner Auffassung des Liberalis-
mus setzte Moeller den Sozialismus entgegen, den er allerdings keineswegs im marx-
schen Sinne verstand und der weder Vergesellschaftung der Produktionsmittel noch
Mitbestimmung der Arbeiter vorsah. Vielmehr forderte er einen »deutschen Sozialis-
mus« – die Formulierung taucht heute insbesondere in der NPD wieder auf –, den er
mit der Volksgemeinschaft gleichsetzte. In seinen vagen wirtschaftspolitischen Äuße-
rungen schwebte ihm ein patriarchalischer Unternehmer im Stil des 19. Jahrhunderts
vor. Moellers Zentralkategorie war die »Nation«, die der Einzelne nicht gestalten
dürfe, sondern deren unabänderliche Werte und deren Einheit er zu schützen habe.
Das Ideal des »deutschen Nationalismus« sei das »Endreich«, in dem sich die Er-
wartungen eines »tausendjährigen Reiches« erfüllen sollten. Dieses Reich war
erklärtermaßen ein Mythos, der nur unvollkommen erreichbar ist und für den »An-
bruch eines neuen deutschen Zeitalters« steht, das von Stärke, Gemeinschaft und
Einfluss in Europa geprägt ist. Somit bleibt Moellers Denken in einer eigentümlichen
Schwebe zwischen dem Drängen auf konkrete politische Veränderung und meta-
physischen Leitbildern.

Carl Schmitt

* 1888 in Plettenberg (Sauerland)
† 1985 in Plettenberg
Universitätsprofessor (Staatsrecht)
Hauptwerke: 'Politische Theologie' (1922), 'Die geistesgeschichtliche
Lage des heutigen Parlamentarismus' (1923), 'Der Begriff des Politi-
schen' (1927)

Nach einem Studium der Staats- und Rechtswissenschaften sowie der Promotion
habilitierte sich Carl Schmitt bereits mit 27 Jahren an der Universität Straßburg. Sechs
Jahre später – nach einer Tätigkeit in der Zensurabteilung des Bayerischen Kriegsmi-
nisteriums – wurde er zum Professor an der Universität Greifswald berufen, bis 1945
lehrte er in Bonn, Berlin und Köln. Öffentliche Aufmerksamkeit erfuhr Schmitt im Juli
1932, als er die Reichsregierung Franz von Papens erfolgreich im Prozess gegen
die abgesetzte preußische Mitte-Links-Regierung Otto Brauns vertrat (»Preußen-
schlag«). Hinsichtlich seiner zeitweise exponierten Beteiligung am NS-Regime stellte
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der Rechtswissenschaftler eine Ausnahme unter den Konservativen Revolutionären
dar: Am 1. Mai 1933 trat er der Partei bei und wurde von Reichsminister Hermann
Göring zum preußischen Staatsrat ernannt, im November des Jahres avancierte er
zum Präsidenten der 'Vereinigung nationalsozialistischer Juristen'. Nach Auseinan-
dersetzungen insbesondere mit der SS wurde Schmitt 1937 aus führenden Positio-
nen gedrängt. Nach dem Krieg verlor er seinen Lehrstuhl und wurde bis 1947 in
Lagerhaft genommen. Anschließend hat sich Schmitt bis zu seinem Tod 1985 nicht
mehr unmittelbar politisch betätigt.

Zu den Zentralbegriffen im Werk Carl Schmitts zählt die »Entscheidung«: Die Ent-
scheidung ist für ihn ein Wert um seiner selbst, nicht notwendigerweise eines Zieles
willen, den er gegen die liberale Demokratie wendet, insbesondere die Entschei-
dungsprozesse des Parlamentarismus. Die elementarste aller Entscheidungen, den
Inbegriff des Politischen, sieht Schmitt in der Trennung von Freund und Feind. Ge-
meint ist nicht das Hassgefühl des Einzelnen, sondern der Gegensatz von Völkern
oder Staaten, der die stete Bereitschaft zum Kampf um Leben und Tod einschließt.
Für Schmitt ist der Feind kein Verbrecher, sondern ein Gegner, mit dem »ein militäri-
sches Kräftemessen, eine existenzielle Auseinandersetzung« (Lenk/Meuter/Otten
1997: 84) stattfindet; so will er seinen Ansatz als Beitrag zur »Hegung des Krieges«
verstanden wissen. Andere Aussagen widersprechen diesem Anspruch: So hat Schmitt
Religionskriege, in denen die vollständige Vernichtung des Feindes im Vordergrund
stand, als Beispiele »großer Politik« angeführt, da in ihnen die Feindschaft besonders
ausgeprägt (»intensiv«) gewesen sei. Zweifellos setzt Schmitt den Akzent nicht auf
Bemühungen um Ausgleich, für die heute internationale Gemeinschaften wie die
Vereinten Nationen stehen. Da Schmitt andere Menschengruppen in erster Linie als
potenzielle Feinde wahrnimmt, muss er Menschheitsinteressen und universale Men-
schenrechte (»unveräußerliche Eselsrechte«4) verwerfen; er bringt dies auf die mar-
kante Formel »Wer Menschheit sagt,
will betrügen« (zit. nach Gessenhar-
ter 1994a: 85). Der Feindbestim-
mung nach außen steht die Forde-
rung der Homogenität im Innern ge-
genüber, die nötigenfalls »die Ausscheidung oder Vernichtung des Heterogenen«
erzwingt (Schmitt 1985: 14). Im Anschluss an den englischen Staatstheoretiker Tho-
mas Hobbes (»Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf«) geht er von einem zutiefst
pessimistischen Menschenbild aus und von der Vorstellung, nur der »totale Staat«,
der allein ein »echter Staat« sei, könne den »Kampf aller gegen alle« (Hobbes)
verhindern. Dieser Staat, verkörpert durch einen »Führer«, schließt Rechte des Indivi-

4 ) Mit dieser Formulierung wird Schmitt in der
'Jungen Freiheit' (Ausgabe 10/1992: 17) wieder-
gegeben (zit. nach Gessenharter 1994: 85).
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duums ihm gegenüber aus. Der Staatsrechtler, der Schmitt im engeren Sinne nicht
war, nimmt für seine Theorien sowohl die Wirklichkeit als auch eine höhere Wahr-
heit, mitunter »göttliches Recht«, in Anspruch und versteht sie als »Politische Theolo-
gie«. Tatsächlich rekurriert Schmitt verschiedentlich auf Bibelstellen, die er in seinem
Sinne interpretiert. Darüber hinaus geht sein Denken auf archaische Mythen zurück
und ist daher – eine Formulierung Schmitts aufgreifend – als »Heidenchristentum«
bezeichnet worden (Palaver 1998: 50ff.).

Ernst Jünger

* 1895 in Heidelberg
† 1998 in Wilfingen (Oberschwaben)
Publizist
Hauptwerke: 'In Stahlgewittern' (1920), 'Der Arbeiter' (1932),
'Auf den Marmorklippen' (1939)

Militär und Krieg prägten Ernst Jünger bereits früh:
Als 18-Jähriger schloss er sich kurzzeitig der franzö-
sischen Fremdenlegion an, bevor er als Freiwilliger
im Ersten Weltkrieg kämpfte. Das Kriegstagebuch
'In Stahlgewittern', das seine Erfahrungen in heroi-
schem Duktus schilderte, war die erste und erfolg-
reichste von Jüngers zahlreichen Veröffentlichungen.
Ohne Abschluss beendete er ein Studium der Zoo-
logie und Philosophie und lebte fortan als freier
Schriftsteller. Bis in die 30er Jahre erschienen seine
Beiträge auch in Zeitschriften der antidemokratischen
Rechten, darunter das NSDAP-Organ 'Völkischer Be-
obachter', zudem beteiligte er sich an nationalrevo-
lutionären Zirkeln. Zwar lehnte Jünger es ab, für die
NSDAP in den Reichstag einzuziehen, war der Par-
tei aber zeitweise in kritischer Sympathie verbunden.
Nach der Machtübernahme rückte er von seiner
Nähe zu den Nationalsozialisten ab, was sich
insbesondere in dem Roman 'Auf den Marmorklippen' ausdrückte. Während des
Zweiten Weltkriegs gehörte Jünger dem Stab des deutschen Militärbefehlshabers in
Frankreich an; wegen angeblicher Sympathie für das Attentat auf Hitler vom 20. Juli
wurde er 1944 aus der Wehrmacht entlassen. Nach dem Krieg zog sich Jünger auf

Ernst Jünger
Quelle: Deutsches Historisches
Museum
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eine Rolle als Schriftsteller und Beobachter ohne unmittelbar politische Betätigung
zurück. Häufig wurde dies als Abkehr von früheren Positionen gedeutet, andere hiel-
ten die Distanzierung nicht für eindeutig. Bis zu seinem Tod – 1998 im Alter von 102
Jahren – blieb Ernst Jünger einer der umstrittensten deutschen Autoren, erfuhr jedoch
zunehmende öffentliche Anerkennung.

Für die Betrachtung Jüngers als Konservativen Revolutionär sind vorwiegend seine
frühen Schriften relevant. Dies gilt auch für die Jünger-Rezeption der Neuen Rech-
ten, die den frühen Jünger, dessen Selbstverständnis entsprechend, als »nonkonfor-
mistisch« begrüßt, während die Spätwerke mitunter als allzu angepasst verworfen
werden. Auf die Bedeutung seiner Kriegsschilderungen für die kollektivistische Volks-
gemeinschafts-Ideologie wurde bereits hingewiesen (vgl. Kapitel 2.1), sie schlagen
sich zudem im »Kampf« als einer von Jüngers Zentralkategorien nieder. Demokrati-
sche Entscheidungsprozesse, die mit Verhandlungen und Zugeständnissen verbun-
den sind, stehen diesem existenziellen, unversöhnlichen Kampf entgegen. Selten ist
die Verachtung des Parlamentarismus als schwächliche Herrschaftsform deutlicher
formuliert worden als in Jüngers vielzitiertem Satz »Ich hasse die Demokratie wie die
Pest!« Gegen die auf eine legale Machtübernahme gerichtete Strategie Hitlers wandte
Jünger ein, die Weimarer Demokratie müsse »unter Umgehung aller gesetzmäßi-
gen Mätzchen« vernichtet werden. Den politischen Kampf für Erhaltung und Erwei-
terung des Kollektivs – Jüngers »existenziellen Imperativ« (Lenk/Meuter/Otten 1997:
133) – sollte ein unbeschränkt herrschender »Führertyp« repräsentieren. Ausdrück-
lich nahm Jünger politisches Handeln von Regeln der Moral aus, die eine nur auf
das Private anwendbare Kategorie sei. Individueller Ethik steht bei Jünger der »Sinn«
aller Geschichte gegenüber, auch und gerade ihrer grausamen Abschnitte: die schick-
salhafte, vom Einzelnen nicht zu steuernde Entwicklung zu einer neuen und absolu-
ten Ordnung, die nach der Zerstörung der bürgerlichen Welt entstehen soll. Im Mit-
telpunkt dieser Ordnung steht ein neuer Menschentypus, der »Arbeiter«, den Jünger
in seinem gleichnamigen Großessay entwarf. Der »Arbeiter« ist nicht im Sinne einer
sozialen Klasse zu verstehen, sondern wird ähnlich dem Krieger zum Mythos erho-
ben. Das Buch, das Nähen zum Nationalsozialismus, aber auch zu einem nationa-
len Bolschewismus zeigt, weist Jünger besonders deutlich als Nationalrevolutionär
aus.
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Edgar Julius Jung

* 1894 in Ludwigshafen
† 1934 in Oranienburg
Rechtsanwalt, Publizist, Redenschreiber für Franz von Papen
Hauptwerk: 'Die Herrschaft der Minderwertigen' (1927)

Edgar Julius Jungs wechselhafte Biografie verlief zunächst über ein Studium der
Rechtswissenschaften, das durch die freiwillige Teilnahme am Ersten Weltkrieg un-
terbrochen wurde. Danach schloss er sich zeitweise paramilitärischen Gruppen an,
die gegen die Münchner Räterepublik, die französische Besatzung der Pfalz und
separatistische Bestrebungen in dieser Region kämpften. Wegen seiner Beteiligung
an der Ermordung eines separatistischen Politikers wurde Jung 1924 aus der Pfalz
ausgewiesen und betätigte sich als Anwalt und Autor theoretischer Schriften in Mün-
chen. Trotz des abstrakten Charakters seiner Ideen hat Jungs Werdegang eine – im
Vergleich zu anderen Konservativen Revolutionären erhebliche – realpolitische Kom-
ponente: Bis Mitte der 20er Jahre versuchte er seine Vorstellungen in die 'Deutsche
Volkspartei' (DVP) einzubringen, 1932 trat er in den Dienst des Reichskanzlers Franz
von Papen. Im Zuge des so genannten »Röhm-Putsches« ließen die Nationalsozia-
listen Jung am 30. Juni 1934 erschießen; er war zwar früh in Kontakt zu Hitler ge-
kommen, aber auf Distanz gegangen und für die NS-kritische 'Marburger Rede'
von Papens im Juni 1934 verantwortlich.

Für Jung war der Nationalstaatsgedanke eine Variante des verabscheuten Individu-
alismus; statt der Nation rückte er das »Reich« ins Zentrum seiner politischen Anschau-
ungen, das übernational und föderalistisch sein sollte. Das Reich nach dem Vorbild
des »Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation« sei mehr als ein Staat, »es ist Gottes
Wille auf Erden« (zit. nach Jahnke 1998: 94). Sein Ideal war ein »organischer« Staat
(Hoheits- oder Herrschaftsstaat), der auf der Volksgemeinschaft beruht und in Stän-
de gegliedert ist. Dem im demokratischen Prozess gewählten »Politiker« stellte Jung
den »Staatsmann« entgegen, der aufgrund seiner charakterlichen und fachlichen
Befähigung die Politik lenkt; wahre »Führung« könne nicht durch parlamentarische
Verfahren entstehen, die statt der »Auswahl der Besten« zur »Herrschaft der Minder-
wertigen« führe. »Gesellschaftlich« – nicht notwendigerweise »charakterlich« – min-
derwertig, sind für Jung diejenigen, die Rechte des Individuums in den Vordergrund
stellen. »Hochwertig« sei dagegen, »wer die Gemeinschaft als höheren Wert ge-
fühlsmäßig erlebt und seine Wertmaßstäbe aus dieser inneren Gebundenheit her-
leitet« (Jung 1991: 54).
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Führung sollte durch diese geistige Elite – einen neuen »Adel« – ausgeübt werden
und dem Wohle des Ganzen, des Volkes, verpflichtet sein, aber nicht durch Mehr-
heitsentscheid aus diesem hervorgehen. In Jungs Entwurf eines idealen Gemeinwe-
sens, des »Neuen Reiches«, klingen Vorstellungen eines mittelalterlichen Ordensstaa-
tes an.

Othmar Spann

* 1878 in Altmannsdorf (bei Wien)
† 1950 in Neustift (Burgenland)
Universitätsprofessor (Nationalökonomie, Gesellschaftslehre)
Hauptwerke: 'Der wahre Staat' (1921)

Othmar Spanns Karriere verlief anfangs steil und führte vom Angestellten der 'Ersten
Oesterreichischen Postsparkasse' über ein Studium der Philosophie und Staatswis-
senschaften, an die sich die Promotion und 1907 die Habilitation an der Technischen
Hochschule Brünn (Brno) anschlossen. Dort war Spann von 1909 bis 1919 als Pro-
fessor für Volkswirtschaftslehre tätig, zwischenzeitlich nahm er am Weltkrieg teil und
lehrte anschließend in Wien. Auch das Verhältnis Othmar Spanns zum Nationalso-
zialismus war zwiespältig: 1929 hielt er das Hauptreferat zur Gründung des 'Kampf-
bundes für deutsche Kultur' des späteren Reichsministers Alfred Rosenberg, an der
auch Hitler teilnahm. Spann gilt als Initiator des von Fritz Thyssen im Auftrag der NS-
DAP aufgebauten 'Instituts für Ständewesen' in Düsseldorf, das später nach Kritik
aus der Partei aufgelöst wurde. In den folgenden Jahren näherte er sich dem Natio-
nalsozialismus und Mussolini-Faschismus weiter an; gleichwohl löste Spanns Stän-
destaat-Idee, von der er zwischenzeitlich abgerückt war, zunehmende Angriffe der
NS-Presse aus. Nach dem »Anschluss« Österreichs wurde er seines Lehrstuhls entho-
ben und von März bis August 1938 inhaftiert, unter anderem im Konzentrationsla-
ger Dachau. Nach 1945 bemühte er sich vergeblich, seinen Wiener Lehrstuhl wie-
derzuerhalten. Othmar Spann starb im Juli 1950.

Für Othmar Spann ist die Unterscheidung von »Mechanischem« und »Lebendigem«
zentral. Als mechanisch und künstlich bezeichnet er das Mehrheitsprinzip, das er
strikt ablehnt (»die Mehrheit in den Sattel setzen, heißt das Niedere herrschen ma-
chen über das Höhere«; Spann 1921: 110). Ein Gemeinwesen, das den Gesetzen
des Lebendigen Rechnung trage, müsse auf angeblich »natürlichen« – das heißt
angeborenen und unveränderlichen – Unterschieden, somit auf Hierarchien beru-
hen. Daher propagiert Spann einen »organischen« Staat, was für ihn heißt: »Nicht
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mehr die verständnislosen, unbelehrten Massen wählen sich ihre Führer, sondern die
Führer der mannigfach gegliederten Massen (die Führer der Verbände) wählen sich
ihre Oberführer« (Spann 1921: 288). Der Einzelne besitzt in dieser Ordnung kei-
nen Wert an sich, sondern lediglich als Glied der Gemeinschaft; implizit – obwohl
Spann das Gegenteil behauptet – ist der Wert der Individuen je nach Rang verschie-
den. Seine Staatsidee basiert auf Ständen nach mittelalterlichem und frühneuzeitli-
chem Modell, die Menschen derselben Hierarchiestufe umfassen. Eine echte Selbst-
verwaltung der Stände, wie sie dem historischen Vorbild zu Grunde lag und zu deren
Gunsten der Staat Rechte abtritt, sah Spanns »wahrer Staat« allerdings nicht vor.
Vielmehr sollte dessen »autoritative Generalkompetenz« (Breuer 1995: 103) unge-
schmälert bleiben. Mit dem Ständestaat hat Spann – im Vergleich zu anderen kon-
servativ-revolutionären Konstrukten – ein konkretes Gegenmodell zur Weimarer Re-
publik entwickelt. Daraus resultiert der Einfluss seiner Ideen und ihre zeitweilige At-
traktivität für die Nationalsozialisten. Während andere Autoren der Konservativen
Revolution der parlamentarischen Demokratie ein eigenes, diffuses Demokratie-Ver-
ständnis im Sinne der Volksgemeinschafts-Ideologie entgegensetzten, hielt Spann
den Begriff generell für wertlos. Er sprach von der Demokratie als »Eiterbeule« (zit.
nach Assheuer/Sarkowicz 1992: 150) und erklärte:

»Wer Individualist ist, Mechanisierung und Gleichheit wirklich will, kann
Demokrat sein, wer aber den Kulturstaat will, wer ein Geistiges vom
Staate verlangt, kann nicht mehr Demokrat sein.« (Spann 1921: 118)

Oswald Spengler

* 1880 in Blankenburg (Harz)
† 1936 in München
Publizist, Lehrer
Hauptwerk: 'Der Untergang des Abendlandes'
(zwei Bände: 1918, 1922)

Nach einem naturwissenschaftlichen Studium promovierte Oswald Spengler 1904
zum Doktor der Philosophie und arbeitete zunächst als Gymnasiallehrer, dann als
Schriftsteller und Privatgelehrter. Finanziell war er nach einer erheblichen Erbschaft
unabhängig. Lehrstühle in Göttingen und Leipzig lehnte er 1919 und 1932 ab –
einerseits, um die Arbeiten an seinem Hauptwerk 'Der Untergang des Abendlan-
des' abzuschließen, andererseits, weil er sich dem wissenschaftlichen Betrieb ent-
fremdet und ihn wiederholt diffamiert hatte. Die direkte politische Betätigung Speng-
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lers erreichte 1923 ihren Höhepunkt, als er an Plänen eines »rechts-autoritären Staats-
streichs« (Boterman 2000: 436) beteiligt war; gleichzeitig nutzte er Kontakte zu In-
dustriellen, um die rechts-konservative Presse zu stärken. Sein Verhältnis zu den Na-
tionalsozialisten war ambivalent. Nachdem Spengler bereits Hitlers Auftritt im Münch-
ner Bürgerbräukeller 1923 beigewohnt hatte, kamen beide knapp zehn Jahre spä-
ter zum einzigen persönlichen Gespräch zusammen. Mit den Nationalsozialisten
hatte er zwar anfangs sympathisiert, lehnte aber mehrere Angebote ab, öffentlich
an ihrer Seite in Erscheinung zu treten: Dies galt für eine Mitarbeit an den 'National-
sozialistischen Monatsheften' und eine Rundfunkrede zum 'Tag von Potsdam' (21.
März 1933), durch den die neuen Machthaber den symbolischen Schulterschluss
mit konservativen Kräften suchten. Zwischen der Machtübernahme und Spenglers
Tod im Mai 1936 verstärkte sich die wechselseitige Distanz zwischen ihm und dem
Nationalsozialismus.

Oswald Spengler geht von organischen, ewigen Regeln folgenden Geschichtspro-
zessen aus, die er mit Schlüsselbegriffen wie »Schicksal«, »Kultur« und »Zivilisati-
on« beschreibt. Für ihn durchlaufen Hochkulturen Daseinsphasen, die Kindheit, Ju-
gend, Reife und Alter entsprechen. Diese Entwicklung findet in allen – nach Speng-
ler acht – Hochkulturen vollständig getrennt statt; eine universale Menschheitsentwick-
lung existiert für ihn nicht. Die Geschichte ist der zentrale Mythos seines Werks: Den
organischen Prozess behauptet Spengler apodiktisch; dieser lasse sich nur »intuitiv«
erkennen, nicht empirisch-wissenschaftlich beweisen. Den letzten, vom nahenden
Untergang geprägten Abschnitt bezeichnet er als »Zivilisation«. Das »Abendland«
(Westeuropa) befinde sich in dieser Phase des Zerfalls, deren Beginn Spengler mit
der Französischen Revolution ansetzt. Die »Zivilisation« sei von der Massengesell-
schaft, Rationalismus und Verlust von Heimat und Tradition geprägt; in ihr lebten
kulturelle Errungenschaften allenfalls rudimentär, kraftlos geworden fort. Ein neuer
Menschentypus ist kennzeichnend für die »Zivilisation«: »statt eines formvollen, mit
der Erde verwachsenen Volkes ein neuer Nomade, ein Parasit, der Großstadtbe-
wohner, der reine traditionslose, in formlos fluktuierender Masse auftretende Tatsa-
chenmensch, irreligiös, intelligent, unfruchtbar [...]« (Spengler 1920a: 45).

Zwar entspreche die liberale Demokratie der »Formlosigkeit« dieses Abschnitts, sie
sei aber instabil und könne nur kurzfristig existieren, zudem sei der Lauf der Geschichte
über den Parlamentarismus hinweggegangen. In diesem Sinne nennt Spengler die
Einrichtung der Weimarer Republik »den sinnlosesten Tag in der deutschen Geschich-
te« und die Akteure der Novemberrevolution »das Pack mit dem Literatengeschmeiß
an der Spitze« (Spengler 1920b: 9). In der Regel aber beklagt Spengler den Nie-
dergang der Hochkultur weniger, als er ihn diagnostiziert. Dieser Prozess sei nicht zu
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stoppen, vielmehr müsse der Mensch ihn schicksalhaft erdulden – Spengler hat die-
se Sichtweise »tapferen Pessimismus« genannt (Spengler 1933b: 13), häufig wird
sie auch als »heroischer Realismus« bezeichnet (zum Beispiel Sieferle 1995: 127).
Ein gewisser Handlungsspielraum bleibt jedoch: Als Ordnung der Massengesellschaft
werde der Parlamentarismus durch Chaos oder Diktatur abgelöst; konkreter stellt sich
die Entscheidung zwischen den Prinzipien England und Preußen: zwischen zügel-
losem Kapitalismus und Individualismus sowie einer auf Gemeinschaft und Disziplin
gegründeten Ordnung, die Spenglers Verständnis von »Sozialismus« entspricht (»Wir
sind Sozialisten. Wir wollen es nicht umsonst gewesen sein.« Spengler 1920b: 99).
Seine Vision ist der Untergang des Abendlandes »in Würde und Schönheit« (Siefer-
le 1995: 129), in einem Cäsarismus nach römischem Vorbild, der aus dem preußi-
schen Erbe hervorgehen soll. Der Cäsarismus manifestiert sich als diktatorische Herr-
schaft ohne Parteien und Einflussmöglichkeit des Einzelnen, als zur Volksgemeinschaft
zusammengeschweißtes Kollektiv. In diesem Sinne schreibt Spengler Deutschland,
insbesondere Preußen, die Mission als zivilisatorische Avantgarde des Abendlan-
des zu, wenn auch der Typus Mussolini Spenglers Vorstellungen eines Caesars nä-
her kam als Hitler, der ihm allzu sehr als Exponent einer Partei erschien.

2.4 Geistige Wegbereiter
des Nationalsozialismus

Die Konservativen Revolutionäre waren in der Regel keine aktiven Nationalsozialis-
ten in dem Sinne, dass sie sich in der NSDAP betätigten und Hitler als »Führer« ver-
herrlichten. Ebenso wenig standen sie nationalsozialistischen Ideen in fundamenta-
ler Ablehnung gegenüber. Sie entwickelten das gedankliche Reservoir, aus dem
Antidemokraten unterschiedlicher rechter Schattierungen schöpften. Dieses umfasst
etwa den Kollektivismus, der eng mit der Volksgemeinschafts-Ideologie verknüpft ist
und zur Parole »Du bist nichts – dein Volk ist alles« wurde, die Ablehnung jeglichen
Pluralismus, Vorstellungen vom absoluten Staat, Reich und Führer sowie als Minimal-
konsens die Überzeugung, dass die parlamentarische Demokratie des Untergangs
würdig ist. Diese Ideologieelemente mögen keine originären gedanklichen Leistun-
gen der Konservativen Revolution sein, ebenso hat der Nationalsozialismus ihre
Positionen nicht unverändert übernommen (nicht übernehmen können, waren die
konservativ-revolutionären Ideen doch uneinheitlich und zu abstrakt, um originalge-
treu praktische Politik zu werden). Die Akteure dieser Strömung haben solche Ele-
mente aber umfänglich ausformuliert, theoretisch fortgeführt und zu ihrer Veranke-
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rung in der Bevölkerung – vermutlich in vereinfachter Form – beigetragen. Insofern
waren sie zwar ein begrenzter Kreis von Intellektuellen, für den Weg Deutschlands
in die Hitler-Diktatur aber keineswegs unbedeutend:

»Wenn die sogenannte Konservative Revolution auch klein war, weil
sie nicht über eine politische Massenorganisation verfügte, so war sie
doch der Ideenspender für das Gros der nationalistischen Bewegung
einschließlich des Nationalsozialismus« (Sontheimer 1994: 29).

Kurt Sontheimer führt dies zu dem Schluss, Hitler wäre »ohne die geistige Aufwühlar-
beit der antidemokratischen Intellektuellen der Rechten [...] nicht allzu weit gekom-
men« (ebd.: 288). Auch für Armin Mohler, der die Wiederbelebung des Ideenbe-
stands der Konservativen Revolution in der Neuen Rechten initiierte, steht fest, dass
»wir einen Großteil ihrer Gedanken [im Nationalsozialismus] als Schlagwörter wie-
derfinden« (Mohler 1994: 3). Der Frage nach der Verantwortung dieser Strömung
für den Nationalsozialismus weicht Mohler aus. Sinnvollerweise teilt er sie in zwei
Aspekte: ihre Verantwortung als Gesamtheit und die individuelle Verantwortung der
Akteure, nimmt aber zu beidem nicht Stellung. Als unterschwellige Apologie der Kon-
servativen Revolution lässt sich seine – scheinbar rein erkenntnistheoretische –
Frage verstehen, »ob Geistiges überhaupt für Erscheinungen der Wirklichkeit haft-
bar gemacht werden kann« (ebd.: 9). Sontheimer hat zu Recht eingewandt, die
Anhänger der Konservativen Revolution hätten durch ihre Ideen Wirklichkeit mitge-
staltet:

»Wer wie die konservativen Revolutionäre politische Forderungen er-
hob, eine neue Ordnung der Gesellschaft anstrebte, in der Situation
der Weimarer Republik aufs kräftigste politisch zu wirken sich bemüh-
te, der kann sich meines Erachtens nicht auf eine von aller politischen
Wirklichkeit losgelöste Freiheit und Unabhängigkeit des Geistes beru-
fen.« (Sontheimer 1994: 289f.)

Warum war es für die Nationalsozialisten leicht, sich bei der Konservativen Revolu-
tion ideologisch zu bedienen? Die Positionen der Letzteren fußten auf mythischen
Grundannahmen und waren daher einer rein rationalen Diskussion nicht zugäng-
lich. So einig sie sich in der Ablehnung der Weimarer Demokratie waren, so diffus
waren ihren Zielvorstellungen. Der Konservative Revolutionär Hans Freyer erklärte
die Unbestimmtheit sogar zum Grundsatz:

»Das revolutionäre Prinzip [...] ist seinem Wesen nach keine Struktur,
keine Ordnung, kein Aufbau. Sondern es ist reine Kraft, reiner Aufbruch,
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reiner Prozeß. Die Frage, zu welcher Form es sich fügen wird, wenn es
am Ziel seiner Bewegung ist, ist nicht nur falsch, sondern feige.«
(Freyer 1931: 53)

In Bezug auf Carl Schmitt spricht Kurt Lenk von der »Inhaltsleere«, die ihn instrumen-
talisierbar gemacht habe für jedweden Nationalismus, »der sich unter Berufung auf
'Demokratie' zur Homogenität bekennt und damit zur Ausschaltung ethnisch Frem-
der hindrängt« (Lenk 1996: 54). Das Gedankengut der Konservativen Revolution
war also für Interpretationen offen und bot Anschlussstellen auch für die aggressivs-
te und zur Macht drängende Variante rechter antidemokratischer Auffassungen. Auf
diese Weise waren Vertreter dieser Strömung an der ideologischen Basis des NS-
Staats beteiligt, ohne ihn in seiner menschenverachtenden Form konkret vorgezeich-
net zu haben: sei es, weil sie die praktischen Konsequenzen ihrer Konstrukte bewusst
verschwiegen, sei es aus dem Selbstverständnis als Theoretiker und Literaten und mit
ihm verbundener realpolitischer Naivität heraus, die sie für Konsequenzen blind
machte. Ihren rasanten Zulauf erfuhren die Nationalsozialisten nicht zuletzt dadurch,
dass sie an Begriffen anknüpften, deren Verbreitung und verheißungsvoller Klang
insbesondere auf das Wirken der Konservativen Revolution zurückgeht. Sie konnten
mit einigem Recht behaupten, diese Ideen zu konkretisieren und ihnen zum Durch-
bruch zu verhelfen. Somit dienten die in den 20er Jahren zu Autoritäten avancierten
Schriftsteller als Legitimitätsgrundlage der Herrschaft; in besonders konkretem Sinne
galt dies für die Positionen des Rechtsgelehrten Carl Schmitt, auf die sich selbst NS-
Verbrechen stützen konnten, ohne Schmitts Theorien gänzlich zu verzerren. So hat
Schmitt noch die politischen Morde des »Röhm-Putsches« vom Juni 1934 ausdrück-
lich juristisch gerechtfertigt.

Alle oben skizzierten Biografien namhafter Konservativer Revolutionäre zeigen
Schnittstellen mit dem Nationalsozialismus. Fast alle sind Hitler persönlich begeg-
net, so dass zumindest von einem positiven Interesse an dem selbsternannten »Füh-
rer« auszugehen ist. Die theoretische Figur und der Begriff eines »Führers« oder ei-
ner Schicht der »Führer«, die den »Gesamtwillen des Volkes in sich verkörpert« (Jung
1930: 188), waren in der Konservativen Revolution weit verbreitet und das Auftre-
ten einer solchen Gestalt häufig pathetisch beschworen worden. Der Führer-Mythos
war zwar kein Spezifikum dieser Strömung, vielmehr schließt er »nahtlos an jenen
Geniekult an, der im deutschen Bildungsbürgertum seit den Tagen der Klassik [1786–
1832] verbreitet war« (Breuer 1995: 97). Zweifellos war er in der Konservativen
Revolution besonders ausgeprägt und wurde mit scharfer Ablehnung der Weimarer
Demokratie verbunden. Neben ideologischen Überschneidungen führten wechsel-
seitige Interessen dazu, dass sich Nationalsozialisten und Konservative Revolutio-
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näre zeitweise annäherten. So war der Nationalsozialismus bis zur Machtübernah-
me im Januar 1933 daran interessiert, durch den Bezug auf Autoritäten seine Serio-
sität zu unterstreichen, insbesondere konservative Unterstützung zu mobilisieren. Die
Anhänger der Konservativen Revolution wiederum brachte der Zulauf für die Nati-
onalsozialisten in ein Dilemma: Sie verachteten die Parteien, insofern auch die
NSDAP, und fanden ihre Ideale in einer tumben Massenbewegung wieder. Ande-
rerseits sahen sie die Dynamik des Nationalsozialismus und erkannten die einmali-
ge Chance, die Zustände in Deutschland zu überwinden. Die nationalsozialistische
Bewegung sollte zum Instrument werden, »um die letzten Relikte der Weimarer De-
mokratie aus dem Weg zu räumen« (Boterman 2000: 437), und später der Herr-
schaft einer konservativen Elite weichen. In diesem Sinne begrüßten die meisten
Anhänger der Konservativen Revolution den erstarkenden Nationalsozialismus, ei-
nige emphatisch.

Die Hoffnung, Hitler nach der Beseitigung des Parlamentarismus leiten zu können,
erwies sich als Illusion. Wie die konservativen Minister der Hitler-geführten Regie-
rung stellte der Nationalsozialismus die Anhänger der Konservativen Revolution kalt,
nachdem sie nicht mehr nützlich waren, sich womöglich zu bedrohlichen Konkurren-
ten entwickelten. Die Steigbügelhalter wurden als Gegner identifiziert, sobald sich
die unumschränkte Diktatur zu entfalten begann: Das 'Ermächtigungsgesetz' vom
24. März 1933 markierte auf diesem Weg eine wichtige Etappe. Othmar Spann
wurde nach dem 'Anschluss' Österreichs verfolgt, obwohl er diesen bejubelt hatte;
Oswald Spengler begab sich in die »weltanschauliche[n] Dissidenz« zu den Nati-
onalsozialisten (Boterman 2000: 438), ohne dass von Widerstand die Rede sein
könnte. Jüngers Frühwerk nutzten die Nationalsozialisten noch nach 1933 propa-
gandistisch, gleichzeitig wurde der Autor misstrauisch beäugt; literarisch ging er auf
Distanz zu nationalsozialistischen Positionen, damit auch zu solchen, die »einst sei-
ne eigenen waren« (Woods 2001: 163). Als einer der wenigen, die nach der Macht-
übernahme offene Kritik am Nationalsozialismus übten, wurde Edgar Julius Jung
umgebracht. Lediglich Carl Schmitt betätigte sich noch mehrere Jahre lang in ein-
flussreicher Position und hat das Regime in dieser Zeit tatkräftig unterstützt.
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2.5 Bezug der Neuen Rechten
auf die Konservative Revolution

Die Neue Rechte rezipiert die Konservative Revolution auf doppelte Weise: Einerseits
greift sie deren Ideen auf, insbesondere ihren Antiliberalismus (vgl. Kapitel 6),
andererseits bezieht sie sich positiv auf die Strömung als Ganzes und ihre Protago-
nisten. In der wechselhaften Entwicklung der Neuen Rechten in Deutschland zählt
dieser Rekurs zu den Konstanten und geschieht mit unterschiedlichen Mitteln. Wäh-
rend sich neurechte Autoren lange Zeit offensiv auf die Konservative Revolution be-
zogen, findet dies inzwischen häufiger zurückhaltend, mitunter versteckt, statt.

Besonders plakativ hob ein Beitrag vom Oktober 1992 Carl Schmitt hervor, auf den
sich die JF in dieser Zeit besonders häufig berief. Der Verfasser, Dr. Dr. Thor von Wald-
stein, der über den konservativ-revolutionären Staatsrechtler promoviert hat, war zuvor
Vorsitzender des 'Nationaldemokratischen Hochschulbundes' und hat später auch
in der neurechten Zeitschrift 'Staatsbriefe' veröffentlicht. Dass Schmitts politische Vor-
stellungen einer demokratischen Verfassung widersprechen, war dem Autor durchaus
bewusst, als er appellierte:

»Wer mit dem Grundgesetz unter dem Kopfkissen schläft, braucht Carl
Schmitt nicht. Wer jedoch erkannt hat, daß die Verfassung das Gefäng-
nis ist, in dem die res publica der Deutschen – gerade auch nach der
kleinen Wiedervereinigung – gefangen gehalten wird, greift gerade
jetzt zu seinen Werken.« (von Waldstein 1992)

Einen Schritt weiter ging ein Autor der von der Neuen Rechten beeinflussten Zeitschrift
'Criticón', für den Schmitt eine nicht mehr hinterfragbare absolute Wahrheit verkör-
pert und den er geradezu vergöttlicht:

»Es ist töricht zu sagen, Carl Schmitt sei 'gescheitert'. Die Wahrheit kann
nicht scheitern, obwohl heute sogar von Jesus Christus gesagt wird, er
sei gescheitert – eine handfeste Blasphemie. Es scheiterte die Weima-
rer Verfassung, weil man nicht auf Carl Schmitt hörte.«
(Krauss 1986: 183)

1993 warb die 'Junge Freiheit' in einer groß angelegten Kampagne mit dem Slo-
gan »Jedes Abo eine konservative Revolution«; 1995 stellte sie diese Strömung in
einer Artikelserie vor. Die neurechte 'Freie Deutsche Sommerakademie', die sich eine
stärkere Ideologiebildung des rechtsextremistischen Lagers zum Ziel gesetzt hat, ver-
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anstaltete im Februar 1997 ihr 'Winterkolleg' mit Teilnehmern aus dem gesamten
Bundesgebiet, das dem Thema »Facetten der Konservativen Revolution« nachging.
Veranstaltern und Referenten ging es erkennbar nicht allein um historische Reflexion,
sondern darum, die antidemokratischen Ideen dieser Strömung in die aktuelle poli-
tische Diskussion einzubringen.

Das wollte bereits das Buch 'Querdenker' (1996), in dem ein ehemaliger JF-Redak-
teur elf recht unterschiedliche Autoren – darunter Edgar Julius Jung, Julius Evola (vgl.
Kapitel 3) und Alain de Benoist – als »Konservative Revolutionäre« porträtierte. Aus-
drücklich wollte er »auch auf die Wurzeln einer heutigen intellektuellen Rechten ver-
weisen, die ja nicht im luftleeren Raum steht« (Hatzenbichler 1996: 13). Der Buch-
dienst der rechtsextremistischen Zeitschrift 'Nation & Europa' bewarb 'Querdenker'
noch 2001 mit den Fragen des Klappentextes, die Interesse wecken sollten: »Woher
hat die Neue Rechte ihre Ideen? Was fasziniert junge Menschen am revolutionären
antibürgerlichen Leben?« Mehrere Versandbuchhandlungen des neurechten Spek-
trums bieten nach wie vor die Publikationen der Konservativen Revolution an wie
Spenglers 'Der Untergang des Abendlandes' (JF-Buchdienst). Als das Verwaltungs-
gericht Düsseldorf im Februar 1997 zu dem Ergebnis kam, dass die 'Junge Freiheit'
Anhaltspunkte für den Verdacht verfassungsfeindlicher Bestrebungen biete, hob es
den häufigen Bezug der JF auf die Konservative Revolution hervor und betonte, die
Zeitung distanziere sich nicht von diesem Gedankengut (vgl. Kapitel 7.2.2).

Zunehmend kommen inzwischen Andeutungen vor oder eine spielerische Verwen-
dung des Begriffs, die den positiven Bezug auf Antidemokraten ummänteln sollen.
So agitierte die neurechte Zeitschrift 'Europa Vorn' (seit 1998: 'Signal') 1995 in ei-
ner »Grundsatzerklärung« gegen das bestehende parlamentarische System, sprach

Vor dem 70. Todestag Moeller van den Brucks im Mai 1995 rief die 'Junge
Freiheit' ihre Leser dazu auf, für die Erhaltung seines Grabes zu spenden.
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sich für eine »organische Demokratie« aus und attackierte die angeblich bestehen-
de »Herrschaft der Mittelmäßigen«. Auf diese Weise spielte die Zeitschrift auf Edgar
Julius Jungs Hauptwerk 'Die Herrschaft der Minderwertigen' an. In dem Sammel-
band 'Wir 89er' stellte sich ein späterer JF-Redakteur mit dem Lebensziel vor, er wolle
»eine kleine 'konservative Revolution'« bewirken. Die 'Junge Freiheit' geht offensicht-
lich davon aus, dass ihre Leser (inzwischen) mit dieser Strömung vertraut sind und
führt deren Akteure mitunter ohne näheren Hinweis zur Person an. So setzt sie unter
der satirischen Schlagzeile »Beam me up, Moeller« voraus, dass Moeller van den
Bruck dem Publikum wohl bekannt ist.
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3. Einflüsse von Intellektuellen
des europäischen Faschismus

Dass Einflüsse von Intellektuellen des europäischen Faschismus für die Neue Rechte
in Deutschland bedeutsam sind, liegt nahe, da bereits zahlreiche Anhänger der
Konservativen Revolution »Systemelemente des italienischen Faschismus« in ihr Den-
ken integrierten (Lenk 1989: 137). Dies galt beispielsweise für die Vorstellung eines
autoritären Staates mit charismatischem Führer nach dem Vorbild Mussolinis, die
fundamentale Ablehnung von systemstabilisierenden Reformideen sowie die spezi-
fische Verbindung von Nationalismus und Sozialismus bei gleichzeitiger Frontstel-
lung gegen Liberalismus und Marxismus. Mussolinis Machtdemonstration vom 28.
Oktober 1922, der »Marsch auf Rom«, hat namhafte Konservative Revolutionäre
elektrisiert. Unmittelbar danach griff Moeller van den Bruck das Ereignis mit der Parole
auf: »Italia docet« (Italien lehrt, zit. nach Schieder 1996: 79), wenn er sich später
auch dagegen wandte, den Faschismus unmittelbar auf Deutschland zu übertra-
gen; Jünger faszinierte der »revolutionäre Aktivismus« (ebd.: 104), den der Marsch
zum Ausdruck brachte. Schmitt rühmte den Faschismus für den »heroische[n] Versuch,
die Würde des Staates und der nationalen Einheit gegenüber dem Pluralismus öko-
nomischer Interessen zu halten und durchzusetzen« (Schmitt 1940: 110). Sein Ideal
des Ständestaats fand Spann im italienischen Korporativismus wieder, und Speng-
ler bewunderte den faschistischen Stil, der das Land »preußischer als Preußen« er-
scheinen lasse (Spengler 1933a: 207). Mit dieser Haltung standen die Konservati-
ven Revolutionäre nicht allein: Ihr entsprach ein »philofaschistisches Meinungsklima«
(Schieder 1996: 84) in der Endphase der Weimarer Republik, eine Bewunderung
für den »Duce«, die bis in liberale Kreise reichte und zum Niedergang der Demo-
kratie beigetragen hat.

Dass der Nationalsozialismus und der Mussolini-Faschismus ideologisch sowohl
Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede aufweisen, ist wissenschaftlich weitestge-
hend unumstritten. Während einige – meist links orientierte – Forscher die Parallelen
betonen und beide Systeme als Varianten der übergeordneten Kategorie Faschis-
mus verstehen, stellen andere die Unterschiede in den Vordergrund: Sie gehen da-
her davon aus, dass es sich um verschiedenartige, wenn auch in beiden Fällen dik-
tatorische Systeme handelt. Beruft sich die Neue Rechte aus taktischen und grund-
sätzlichen Gründen fast nie auf den Nationalsozialismus, so kommt der Rekurs auf
den Faschismus Italiens oder faschistische Intellektuelle anderer europäischer Staa-
ten durchaus vor. In jüngsten Jahren haben sich der Neuen Rechten zuzuordnende
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Rechtsextremisten mitunter offensiv in diesem Sinne als »Faschisten« bezeichnet. Dies
gilt für Armin Mohler, der sich als »einen der Väter der Neuen Rechten in Deutsch-
land« versteht. In einem Interview mit der 'Leipziger Volkszeitung' antwortet Mohler
auf die Frage, ob er ein Faschist sei: »Ja, im Sinne von José Antonio Primo de Rivera«,
und verweist somit auf einen der zentralen Wegbereiter der Franco-Diktatur in Spa-
nien. Im Folgenden macht Mohler deutlich, dass er Faschismus und Konservative
Revolution nicht unterscheidet. Höchst beschönigend definiert er:

»Faschismus ist für mich, wenn enttäuschte Liberale und enttäuschte
Sozialisten sich zu etwas Neuem zusammenfinden. Daraus entsteht,
was man konservative Revolution nennt.«

Die Vermutung liegt nahe, dass Mohler mit dieser Aussage insbesondere auf Sym-
pathien in Teilen der ostdeutschen Leserschafft hoffte. Allerdings ist für Mohler auch
der Nationalsozialismus keine ausschließlich negative Erscheinung. Auf die Frage,
ob er diesen heute noch bewundere, wie er es in seiner Jugend getan habe, laviert
er:

»Was heißt bewundern? Er hat immerhin eine richtige Führung geschaf-
fen. Die Kader, die er heranzog, das hatte Stil.« (Zitate nach David
1995)

Auch in rechtsextremistisch, insbesondere neurechts geprägten Kreisen der Gothic-
Subkultur (vgl. Kapitel 7.7) taucht die Hinwendung zum Faschismus-Begriff auf. So
bezeichnete sich der Musiker Josef Maria Klumb als »Individualfaschist« (zit. nach
Pfeiffer 2002a: 204). Mit dem Wortbestandteil »individual« verweist Klumb darauf,
dass er sich einer Strömung politisch denkender Einzelpersonen zugehörig fühle, aber
bewusst nicht in Organisationen eingebunden oder aktiv sei. Als Faschist verstehe er
sich insofern, als er Positionen der Konservativen Revolution, aber auch solche Mus-
solinis unterstütze. Zur Begründung bezieht sich Klumb ausdrücklich auf den Anfüh-
rer der 'British Union of Fascists' in den dreißiger Jahren, Oswald Mosley. Weitere
Aussagen bestätigen Klumbs skurrile Begrifflichkeit, aber auch seine Nähe zum
Faschismus: So nimmt er seine im Kontext eindeutig als antisemitisch zu verstehende
Bemerkung »Zionismus ist Faschismus in Perfektion« zurück, da »ich den Faschismus
im ideellen Sinne nicht dadurch verunglimpfen [möchte], daß ich ihn weiter mit dem
Zionismus in Verbindung bringe«. Den Vorwurf, der Zionismus sei »von nachweis-
lich[em] Rassismus« geprägt, erhält er gleichwohl aufrecht. (Zitate nach Mühlmann
1999: 118ff.) In den Aussagen des Gothic-Musikers, wie im rechtsextremistisch ge-
prägten Teil dieser Subkultur generell, spielen zudem Anleihen bei dem italienischen
Theoretiker Julius Evola eine besondere Rolle. Beispielhaft werden Evola, Mosley und
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Primo de Rivera sowie ihre Bedeutung für die Neue Rechte in Deutschland im Folgen-
den näher betrachtet.

Julius Evola

Der aus Sizilien stammende Kulturphilosoph Julius Evola (1898–1974) stand dem
Mussolini-Faschismus nahe und hat ihn unterstützt, auch wenn er einen Mangel an
mythischer und philosophischer Unterfütterung der Herrschaft beklagte. Diesem Defizit
wollte er abhelfen, indem er sich am Aufbau des 1930 gegründeten 'Sculo Mistica
del Fascismo' (Mystische Schule des Faschismus) beteiligte, die sich als »spirituell und
weltanschaulich geformte[n] Ordenselite zur geistigen Führung des Faschismus«
verstand (Pfahl-Traughber 1998: 119). Seine Vorstellungen brachte Evola auch als
Autor faschistischer Zeitschriften wie 'Il Regime Fascista' in den Mussolini-Staat ein.
In seinen Schriften – insbesondere dem Hauptwerk 'Rivolta Contro Il Mondo Moder-
no' (Erhebung gegen die moderne Welt) – attackierte er den Niedergang der euro-
päischen Kultur, für den er demokratische Prinzipien verantwortlich machte. In erster
Linie wandte er sich gegen die Gleichheit der Individuen vor dem Gesetz und ging
soweit, die Sklaverei zu rechtfertigen. Die Demokratie, so Evola, sei »eine Schule der
Immoralität, eine Beleidigung der Würde und der inneren Haltung, wie sie sich für
eine politische Klasse ziemen« (Evola 1991: 167). Seine Vision war ein elitär ge-
führtes, im Sinne der Volksgemeinschafts-Ideologie »organisches« Reich, in dem die
Menschen hierarchisch nach »Kasten« unterteilt sein sollten. Besonderes Interesse
Mussolinis zog Evolas Rassenlehre auf sich, die nicht nur biologische, sondern auch
spirituelle Unterschiede solcher Menschengruppen behauptete; sie mündete in scharfe
Angriffe sowohl auf das Juden- als auch das Christentum, die Evola gleichsetze: »Anti-
Europa, Anti-Semitismus, Anti-Christianismus – das ist unsere Losung«. Stattdessen
forderte er die Rückbesinnung auf eine »nordisch-heidnische[n] Tradition«. (Evola
1933: 11)

Nicht nur ideologisch sind Evolas Verbindungen zur Konservativen Revolution in
Deutschland deutlich, er publizierte zudem in deren Zeitschriften wie 'Der Ring' oder
'Widerstand'. Als Übersetzer sorgte er für die italienische Fassung von Spenglers
'Der Untergang des Abendlandes'. Nach dem Krieg zählte Evola zu den ersten und
seinerzeit prominentesten Autoren der rechtsextremistischen deutschen Zeitschrift
'Nation Europa' (seit 1990: 'Nation & Europa' vgl. 7.2.2), die sich in dieser Zeit
stärker als heute um ein intellektuelles Profil bemühte. Spätestens seit dem Mai 1998,
in dem Evola 100 Jahre alt geworden wäre, erlebt der italienische Philosoph in der
deutschen Neuen Rechten eine Renaissance. So erschien zu seinen Ehren ein CD-
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Sampler, dessen Titel Evolas Spätwerk 'Calvacare la Tigre' (Den Tiger reiten) entlie-
hen ist und auf dem auch Bands des rechtsextremistisch orientierten Flügels der Go-
thic-Subkultur auftreten. Die CD, die ein von der Neuen Rechten beeinflusster Dresd-
ner Musik- und Zeitschriftenverlag herausgegeben hatte, wurde in den Medien die-
ser Strömung mitunter überschwänglich begrüßt. So versah die 'Junge Freiheit' ihre
Besprechung mit der Schlagzeile »Hommage an einen Ewigen«. Offenbar zustim-
mend zitierte die Zeitung den Beitrag, den der Wiener Neurechte Martin Schwarz
für das Begleitbuch der CD verfasst hatte:

»Evola ist nicht zurückgewichen auf das Feld des Rationalismus, der
Seichtheit, des Pöbels. Und darum steht er noch heute aufrecht, wo
andere seiner Zeit längst versunken sind.« (zit. nach Kositza 1998)

Auch wenn auf der CD der mythische Charakter von Evolas Ideen im Vordergrund
steht, sind diese doch von ihrem antidemokratischen Kern nicht zu trennen. Vielmehr
kann Evola faktisch zum Vehikel werden, eng mit dem italienischen Faschismus ver-
bundene Vorstellungen in den öffentlichen Diskurs zu transportieren. So sind zwei
seiner Werke – eines in deutscher Erstauflage – im Verlag eines ehemaligen Mitar-
beiters der 'Jungen Freiheit' erschienen, der sich an ein esoterisch interessiertes Publi-
kum wendet.

Dem mythischen und ästhetischen Rückgriff auf Evola stellten Zeitungen, Zeitschrif-
ten und Organisationen aus der Neuen Rechten und ihrem Umfeld den ideologi-
schen zur Seite. So trug die von der Neuen Rechten beeinflusste Zeitschrift 'Criticón'
zwei ausführliche Aufsätze zum so genannten »Evola-Jahr« bei. Der erste ging den
Kontakten des Italieners zur Konservativen Revolution in Deutschland nach und war
offensichtlich bemüht, ein günstiges Licht auf diese antidemokratischen Denker zu
werfen. Während er Differenzen zu den diktatorischen Regimes in ihren Heimatstaaten
betonte, ging er auf ihre wegbereitende und/oder unterstützende Funktion nur am
Rande ein. »Vielleicht«, so mutmaßte der Autor, »gab es tatsächlich so etwas wie
eine konservativ-revolutionäre Front gegen die weltweit Aufruhr erregenden rassisti-
schen Auffassungen des Nationalsozialismus« (Hansen 1998). Von dieser kann
allerdings keineswegs die Rede sein. Knapp ein Jahr später beschäftigte sich dersel-
be 'Criticón'-Autor mit der angeblich zunehmend gewogenen internationalen Sicht
auf Evola und begrüßte einen »Umdenkprozeß« bei der Betrachtung des italieni-
schen Philosophen. In dem Beitrag verwob der Autor überwiegend positive Stellung-
nahmen zu einem wohlwollenden Bild Evolas und rief zum weiteren Studium seiner
Schriften auf (Hansen 1999). Deutlicher äußerte sich die neurechte 'Deutsch-Euro-
päische Studiengesellschaft' (DESG) in ihrem Mitteilungsblatt 'DESG-inform'. Das
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Frühjahrsseminar im Mai 1998 in Wien, das die DESG gemeinsam mit ihrer öster-
reichischen Partnerorganisation veranstaltete, nahm Evola zum Thema und verstand
die Tagung ausdrücklich als Würdigung »des großen Traditionalisten«. Die Unter-
stützung des Faschismus umschrieb die Zeitung als »zeitbedingte[n]« Positionen,
ausdrücklich sollte aber auch »der zeitlose Charakter seiner Weltsicht« herausge-
stellt werden. (Frühjahrsseminar 1998)

Mehrere Autoren hatten die Wiederentdeckung Evolas in der Neuen Rechten bereits
Jahre zuvor eingeleitet. Zu ihnen zählte der zeitweilige JF-Redakteur Jürgen Hatzen-
bichler, der ihn in seinem Buch 'Querdenker: Konservative Revolutionäre' (1995) als
ausländischen Vertreter dieser Strömung porträtierte. Dass die französische 'Nou-
velle Droite' auch bei der Evola-Rezeption Modell stand, legen die Schriften ihres
Vordenkers Alain de Benoist nahe. In 'Vu du droite' widmete er dem Italiener bereits
1977 ein eigenes Kapitel, die deutsche Fassung 'Aus rechter Sicht' erschien sieben
Jahre später im rechtsextremistischen Tübinger Grabert-Verlag.

Oswald Mosley

Im Unterschied zu den bisher skizzierten Rechtsintellektuellen war der Brite Sir Os-
wald Mosley (1896–1980) nicht in erster Linie auf theoretischem Gebiet tätig. Sein
politischer Werdegang vor der Gründung der 'British Union of Fascists'(BUF) zeigt
eine feste Verankerung in der Realpolitik: Zunächst für die Konservativen, dann für
die 'Labour Party' gehörte er 13 Jahre lang dem britischen Unterhaus an, zeitweilig
als Regierungsmitglied. Unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise überwarf er sich
mit der Regierung, gründete die 'New Party' und – nach deren Scheitern – die BUF.
Mosley galt als charismatischer Redner und intellektuelle Figur, die mit der 'British
Union of Fascists' allerdings eine von schlichtem Rassismus geprägte Organisation
mit paramilitärischem Auftreten und in Teilen militanter Gefolgschaft führte. Sie ori-
entierte sich zunächst am italienischen Faschismus und übernahm das »Schwarzhemd«
als Uniform; später lehnte sich die BUF vor allem an den Nationalsozialismus an und
vertrat einen aggressiven Antisemitismus. Wenn der Faschismus durch die spezifi-
schen Bedingungen Großbritanniens dort auch nicht zur Macht gelangen konnte,
fiel die BUF doch durch Massenveranstaltungen und Gewalttaten aus ihren Reihen
auf. Nach Beginn des Krieges wurde Mosley interniert und seine Organisation auf-
gelöst. Später gründete er neue, kleinere rechtsextremistische Organisationen, war
aber auch verstärkt publizistisch tätig: So veröffentlichte er zahlreiche Bücher und
gab die Zeitschrift 'European' heraus.
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Besonders durch seine Europa-Konzeption hat Mosley Einfluss auf den deutschen
Rechtsextremismus ausgeübt. Er forderte die Verschmelzung Europas zu einem ein-
heitlichen Staat, der auf der gemeinsamen europäischen Kultur basieren und Welt-
machtstellung erlangen sollte. Vor dem Hintergrund seiner rassistischen Agitation vor
und nach dem Krieg ist es keineswegs übertrieben, das Mosley vor Augen stehende
Europa »als das rassisch überlegene Zentrum der Erde« (Maegerle 1996: 2) zu in-
terpretieren, das die SS als übernationale Eliteorganisation zum Vorbild gehabt habe.
Während Mosleys Konzept nach innen wohlfahrtsstaatliche und planwirtschaftliche
Mittel vorsah, verfolgte es nach außen imperialistische Ziele. So sollten die seinerzei-
tigen Kolonien der europäischen Staaten in das neue Europa übernommen werden
und als Rohstofflieferanten dienen. Mosleys 1948 erstmals verwandter Begriff »Eu-
rope a Nation«, der mit »Nation Europa« übersetzt wurde, gab der 1951 gegrün-
deten Coburger Zeitschrift den Namen, die das Produkt früher Einigungsbestrebun-
gen des europäischen Rechtsextremismus in der Nachkriegszeit ist. Wie Evola zähl-
te Mosley in dieser Zeit zu ihren bedeutendsten Autoren. So erschien sein Grund-
satztext »European Socialism« 1956 erstmals in diesem Organ und wird heute von
britischen Sympathisanten ('Friends of Oswald Mosley') im Internet verbreitet. Wohl-
wollend heißt es in der 'Jungen Freiheit', Mosley habe »ein vereinigtes Europa der
Vaterländer zum Schutz des geopolitischen Großraumes gegen die Umklammerung
der Supermächte USA und Sowjetunion« propagiert (Wolfschlag/Olles 1998).

Zwar machen Mosleys Anhänger zu Recht deutlich, dass die »Nation Europa« – er
sprach auch von der »union of the European peoples« (Union der europäischen Völker)
– sich grundlegend von der heutigen Europäischen Union unterscheide. Die Forde-
rung nach einem europäischen Einheitsstaat taucht gleichwohl im deutschen Rechts-
extremismus kaum noch auf. Dies dürfte nicht zuletzt mit Vermittlungsproblemen zu-
sammenhängen: Europäische Integration ist in der öffentlichen Diskussion inzwischen
eindeutig durch Bemühungen besetzt, die auf eine Erweiterung und Vertiefung der
EU zielen. Zudem hat die Entwicklung Fakten geschaffen, die eine Integration mit
grundsätzlich anderem – rechtsextremistischen – Charakter praktisch nicht mehr
möglich machen. So hat der Europa-Gedanke in dieser Szene an Faszination verlo-
ren. Stattdessen fordert die Mehrheit des Rechtsextremismus heute die weitestgehen-
de Rückkehr zur Nationalstaatlichkeit. Als Argumentationsmuster, um Einwanderung
zu bekämpfen, spielen der angebliche Schutz des 'europäischen Erbes' – und da-
mit Gedanken Mosleys – insbesondere in der Neuen Rechten nach wie vor eine wich-
tige Rolle. In einer vulgären Form spiegelt sich dieses Muster in der Forderung nach
Reinerhaltung der 'europäischen' oder 'weißen Rasse' wider.
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José Antonio Primo de Rivera

Der Rechtsanwalt José Antonio Primo de Rivera (1903–1936) war der Sohn des
spanischen Generals Miguel Primo de Rivera, der 1923 gegen die parlamentari-
sche Demokratie putschte und eine Militärdiktatur errichtete. Vom Monarchisten ent-
wickelte sich José Antonio zum Anhänger des italienischen Faschismus und gründete
1933 die militante 'Falange Española', deren unabsetzbarer Führer er wurde. Nach-
dem die linksgerichtete 'Volksfront' die Wahlen im Februar 1936 gewonnen hatte,
wurde die 'Falange' verboten, trug aber weiter zu den Unruhen bei, die in den Bür-
gerkrieg mündeten. Nach einem gescheiterten Putschversuch vom Juli 1936, dem
sich die 'Falange' angeschlossen hatte, wurde Primo de Rivera wegen Vorbereitung
einer faschistischen Revolte hingerichtet. An die Spitze der 'Falange' trat der spätere
Diktator General Franco Bahamonde, der sie mit anderen Gruppen zur ideologisch
heterogenen Staatspartei bündelte.

Der positive Bezug auf Primo de Rivera findet sowohl in der Neuen Rechten als auch
– deutlicher als auf Evola und Mosley – in Teilen des traditionellen Rechtsextremis-
mus statt. Seine extreme Elite-Orientierung beeindruckt insbesondere intellektuelle
Kreise und Kaderorganisationen. Allerdings erscheint der Rückgriff auf den Spanier
seltener als der auf Evola und weniger intensiv als auf die Europa-Idee Mosleys; er
wird eher als Figur verherrlicht denn inhaltlich rezipiert. Die Faszination Primo de
Riveras dürfte wesentlich von seinem jungen Alter ausgehen, in dem er zum Führer
der 'Falange' wurde, sowie der Hinrichtung durch den politischen Gegner, die ihn
für manche zu einer Art Märtyrer macht. Ein Text aus dem neurechten Zirkel 'Deut-
sches Kolleg' führt den Spanier als eine der »schöpferischen Gestalten« an, die sich
Rationalismus und Aufklärung entgegengestellt sowie dem Mythos – »d[er] zweite[n]
Hälfte der Wirklichkeit« – zu neuer Geltung verholfen hätten; der Beitrag nennt ihn
in einer Reihe mit Evola, Moeller van den Bruck, Jung und – ausdrücklich dem frühen
– Jünger [Rufer (2002)]. Auf der Internet-Seite seiner Band 'Von Thronstahl' zitiert der
Gothic-Musiker Josef Maria Klumb offenbar zustimmend einen Satz Primo de Rive-
ra, der die zur Führung berufene Elite von der ahnungslosen Masse abgrenzt:

»Die Revolution ist das Werk einer entschlossenen und mutigen Min-
derheit, deren erste Schritte von der Masse nicht verstanden werden,
weil diese der allgemeinen Dekadenz zum Opfer gefallen ist und
dadurch das Wertvollste verloren hat, was ein Mensch besitzen kann:
das innere Licht.« [zit. nach Klumb (2002)]

Ausführlich wird Primo de Rivera auf der neurechten Homepage 'Esclarmonde' por-
trätiert. Ihr anonymer Betreiber, der die Seite über einen US-amerikanischen Dienst-
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leister ins Internet einstellt, fühlt sich beispielsweise den Ideen der Konservativen
Revolutionäre Jünger, Spengler, Spann und Schmitt sowie Evolas und de Benoists
»besonders verbunden«. Primo de Rivera sind zwei Beiträge der Homepage gewid-
met: Der erste Text stellt den 'Falange'-Gründer wohlwollend, aber ohne ausdrück-
lichen Kommentar vor, während ihn der zweite, der bereits 1950 entstanden ist, zur
legendären Gestalt stilisiert. Er kommt zu dem vergleichsweise nüchternen Fazit:

»Was ihn [Primo de Rivera] unter den nationalen Führergestalten der
jungen Generation Europas auszeichnet, sind seine kristallklaren Schrif-
ten, sein völlig undemagogischer Stil und die Erkenntnis, daß nicht
mobilisierte Massen, sondern Eliten entscheidend für die Gesundung
der Völker sind.« [Der Weg (2002)]

'Esclarmonde' weist indes nicht darauf hin, dass dieser Beitrag gleichlautend (ein-
schließlich der redaktionellen Anmerkungen) im Mai 1993 in der inzwischen einge-
stellten Zeitschrift 'Vorderste Front' erschienen ist. Herausgeberin des Blattes, das
Aktionismus mit intellektuellem Anspruch verband, war der 'Nationaldemokratische
Hochschulbund'. Bereits im Editorial des betreffenden Heftes wurde Primo de Rivera
zu den »Vorbildern« und »Helden« des eigenen politischen Lagers gerechnet (Zu
diesem 1993: 3). Die Rezeption des Textes ist somit ein Beleg für mitunter fließende
Übergänge zwischen Neuer Rechter und akademisch gebildeten Gruppen des tra-
ditionellen Rechtsextremismus. Aber auch auf Neonationalsozialisten übt Primo der
Rivera eine Faszination aus: Zu dessen und Francos Todestag finden regelmäßig an
einem Wochenende um den 20. November Gedenkfeiern in Madrid statt, an de-
nen sich deutsche Neonazis beteiligen. In der Vergangenheit hat auch die NPD im
Parteiorgan 'Deutsche Stimme' Flug- und Busreisen nach Spanien angeboten, um
ihren Anhängern die Teilnahme an den Veranstaltungen zu ermöglichen.
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4. Flügel der Neuen Rechten

Wenn auch strategische, strukturelle, habituelle Merkmale und ideologische Leitbil-
der die Neue Rechte einen, so ist sie doch keineswegs eine einheitliche Strömung.
Vielmehr sind vor allem zwei Flügel bedeutsam, die auf wichtigen Varianten der
Konservativen Revolution basieren. So lassen sich Kreise, die auf Jungkonservative
wie Moeller van den Bruck, Jung und Spengler zurückgehen, idealtypisch von de-
nen unterscheiden, die sich an Nationalrevolutionären wie Jünger und Ernst Niekisch
orientieren. Ob Letztere zur Konservativen Revolution bzw. zur Neuen Rechten zu
zählen sind, ist wissenschaftlich umstritten. Einige Autoren verstehen die Jungkonser-
vativen als »die eigentlichen Vertreter der Konservativen Revolution« (Pfahl-Traugh-
ber 1998: 52) und rechnen die Nationalrevolutionäre nicht hinzu, somit auch nicht
zur Neuen Rechten. Der in dieser Studie zugrunde gelegte weitere Begriff der Neu-
en Rechten und ihrer historischen Vorlage dürfte die überwiegende Forschungsmei-
nung widerspiegeln.

Da die Nationalrevolutionäre innerhalb der intellektuellen Neuen Rechten an Be-
deutung verloren haben und an anderen Stellen dieser Studie in den Hintergrund
treten, werden ihre spezifischen Akzente im Folgenden etwas ausführlicher betrach-
tet. Die Auffächerung der Neuen Rechten entspricht einer faktischen Arbeitsteilung
nach Zielgruppen: Während die Nationalrevolutionäre die Alte Rechte theoretisch
unterfüttern und Verbindungen zur Linken schaffen möchten, geht es Jungkonserva-
tiven vorrangig um die Beeinflussung des bürgerlichen Lagers. Auf diese Weise will
die Neue Rechte ihre Basis verbreitern; die hinter diesen Bemühungen stehenden
Strategien werden im fünften Kapitel genauer untersucht.

4.1 Jungkonservative
Als Jungkonservative verstanden sich ursprünglich die Anhänger des 'Juni-Klubs' um
Moeller van den Bruck und Heinrich von Gleichen. Wenn auch die Jungkonservati-
ven an ihrer fundamentalen Ablehnung der Weimarer Demokratie keinen Zweifel
ließen, so repräsentierten sie doch den im Ausdruck moderateren Flügel der Konser-
vativen Revolution. Mohler versteht sie als diejenige Variante, »welche dem früheren
Konservatismus am nächsten ist« (Mohler 1994: 141), da das Ziel der Bewahrung
bei ihnen stärker ausgeprägt gewesen sei als das der Revolution. Vielen Jungkonser-
vativen schwebte ein hierarchisch gegliedertes »Reich« vor, ein »Überstaat« (Edgar
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Julius Jung), der über ein einzelnes Volk und den Nationalstaat hinausreicht und in
dem das deutsche Volk dominiert. Auch der Bezug auf das Christentum, das in ihrem
Sinne instrumentalisiert wurde, spielte bei den Jungkonservativen eine besondere
Rolle. Gerade weil dieser Flügel der Konservativen Revolution weniger aktionistisch
und militant auftrat als andere, gelang es ihm, den öffentlichen Diskurs der Weima-
rer Zeit erheblich zu beeinflussen.

Entsprechend agiert auch der an den Jungkonservativen orientierte Teil der Neuen
Rechten vergleichsweise zurückhaltend. Provokante Kernbegriffe wie »Revolution«
oder »Sozialismus« kommen hier kaum vor, vielmehr bezeichnen sich die Akteure
meist nachdrücklich als »konservativ« (vgl. Kapitel 5.1) und knüpfen an den antili-
beralen Auffassungen der Konservativen Revolution vehement an. Im oben zitierten
Interview betont Mohler, der zu diesem Flügel der Neuen Rechten zu zählen ist, dass
für ihn »die Hauptfeinde immer die Liberalen waren, nie der Kommunismus« (zit.
nach David 1995). Durch seine verbale Zurückhaltung übt vor allem der jungkon-
servative Flügel eine Brückenfunktion – nach Gessenharter »Scharnierfunktion« – zur
gesellschaftlichen Mitte aus, der sich um Kontakt zum wertkonservativen Spektrum
bemüht, das parteipolitisch überwiegend in der Union beheimatet ist. An die Stelle
der Reichsidee, die nach dem nationalsozialistischen »Dritten Reich« von der Alten
Rechten besetzt wurde, ist bei den heutigen Jungkonservativen in der Regel das Ziel
der starken und im ethnischen Sinne deutschen Nation getreten. Vor allem die Beto-
nung der Nation und die Behauptung, nationale Gesinnung werde in der Bundesre-
publik pauschal diffamiert, dienen diesem Flügel der Neuen Rechten als Vehikel,
um Anerkennung und Unterstützung in nicht rechtsextremistischen Kreisen zu erlan-
gen. Eine der Zugfedern und Forum der jungkonservativen Neuen Rechten ist die
Berliner Wochenzeitung 'Junge Freiheit', die im modernen Gewand und mit zuneh-
mend behutsamem Duktus Leser, Autoren, Interviewpartner und Anzeigenkunden
auch und gerade jenseits des Rechtsextremismus zu gewinnen versucht. Zumindest
lange Zeit hat sie sich gleichwohl ausdrücklich in die konservativ-revolutionäre Tradi-
tion gestellt und vertritt bis heute ein Gedankengut, das auch auf solche antidemo-
kratischen Ideengeber zurückgeht. Durch die höhere Zahl der Akteure, das Gewicht
seiner Publikationen und das mitunter geschickte Bemühen um Breitenwirkung domi-
niert der jungkonservative Flügel zurzeit die Neue Rechte.
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4.2 Nationalrevolutionäre
Der Begriff nationalrevolutionär war bereits während der Weimarer Republik eine
verbreitete Selbstbezeichnung der Vertreter dieser Strömung. So nannte sich Niekischs
Zeitschrift 'Widerstand', die zu ihren wichtigsten Publikationen zählte, im Untertitel
'Zeitschrift für nationalrevolutionäre Politik'. Von den Jungkonservativen unterschie-
den sich die Nationalrevolutionäre durch ihren militanten, schonungslosen Ausdruck
und ein revolutionäres Pathos, das in keiner Variante der Konservativen Revolution
ausgeprägter war. Ausgangspunkte ihres Denkens waren Kampf und (Welt-)Krieg,
aus dem sie hervorgegangen waren, so dass für diese Strömung auch die Bezeich-
nung »soldatischer Nationalismus« geprägt wurde. Aus der Verherrlichung des he-
roischen Kampfes resultierte die tiefe Verachtung des bürgerlichen Lebens. In ihre
Vorstellung einer Volksgemeinschaft integrierten die Nationalrevolutionäre ideologi-
sche Elemente, die eher als links gelten.

Daher bemühen sich die Vertreter dieser Strömung innerhalb der Neuen Rechten,
linksgerichtete Gruppen zu agitieren, indem sie begriffliche und ideologische Brü-
cken zu schlagen versuchen. Häufig propagieren sie den Schulterschluss mit der Lin-
ken zugunsten eines Dritten Weges jenseits von Marxismus und Liberalismus. Die Eck-

punkte nationalrevolutio-
närer Ideologie steckte die
»Grundsatzerklärung«
der 'Aktion Neue Rechte' (ANR) vom Januar 1972 ab. Ihr Schlüsselbegriff ist der
eines »europäischen Sozialismus«, der eine »neue Ordnung persönlicher Freiheit,
menschlicher Solidarität, sozialer Gerechtigkeit und nationaler Selbstbestimmung«
in der zu schaffenden »Nation Europa« darstellen sollte. Die Erklärung grenzte die
neue Ordnung nachdrücklich vom Marxismus, aber auch vom Kapitalismus ab, ent-
sprechend griffen die Verfasser kommunistische Kräfte ebenso an wie bürgerlich-li-
berale oder bürgerlich-konservative. Der »Erstarrung« der Letzteren setzte die Erklä-

Nationalrevolutionäre Frontstellung gegen Kommunismus und
Kapitalismus: hier in einer Abbildung der Zeitschrift 'Sol' aus
der frühen Neuen Rechten
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rung eine Rhetorik von Aufbruch, Kampf und revolutionärer Veränderung entgegen:
Dreh- und Angelpunkt war der Nationalismus, der als kraftvolle, moderne Bewegung
(»Nationalismus ist politischer Fortschritt!«) sowie als »antiimperialistisch« dargestellt
wurde. Er sollte der »Befreiung« der unterdrückten Völker dienen, zu denen die Ver-
fasser insbesondere Deutschland zählten. Das Ziel war ein wiedervereinigtes, macht-
bewusstes Deutschland innerhalb der »Großmacht Europa«. Im Besonderen beschwor
das Papier den »Kampf gegen alle Umerzieher« und eine in Deutschland angeb-
lich herrschende »Erziehungsdiktatur«. Beide Vokabeln umschreiben in rechtsextre-
mistischen Zusammenhängen Demokratisierungsbemühungen meist der USA, die
von diesen nach 1945 als 'Re-education' bezeichnet wurden, sowie das kritische
Erinnern an den Nationalsozialismus, beispielsweise in deutschen Schulen (vgl. Ka-
pitel 6, Zitate in: Grundsatzerklärung o.Dat.: 242f.).

Entworfen hatte das Papier der seinerzeit führende Theoretiker der Nationalrevolu-
tionäre Henning Eichberg, der auch unter dem Pseudonym Hartwig Singer bekannt
wurde. Er propagierte die »nationale Identität« statt angeblicher weltweiter Verein-
heitlichungstendenzen, für die er die Sieger des Zweiten Weltkrieges, insbesondere
die Sowjetunion und die USA, verantwortlich machte. Während die Frontstellung
gegenüber der Sowjetunion auch deutlich aus der Grundsatzerklärung der 'Aktion
Neue Rechte' sprach, blieb ihr antiamerikanisches Ressentiment zurückhaltender. In
dieser Hinsicht hatte sich Eichberg nicht gegen den Gründer der ANR und vorheri-
gen bayerischen NPD-Vorsitzenden Siegfried Pöhlmann durchsetzen können. Ob-
gleich ihr Vordenker, hielt sich Eichberg daher in »in skeptischer Distanz« (Bartsch
1975: 146) zu der neurechten Organisation und trat ihr nicht bei. In eigenen Texten
attackiert er beide Weltmächte und ihr Wertesystem gleichermaßen:

»Die Mächte von Jalta, die Machteliten der USA und der Sowjetunion
haben zwei Varianten der ''pseudodemokratischen Doktrin'instrumen-
talisiert, um alle Kulturen der Welt – und darunter insbesondere auch
Europa – nach ihrem eigenen Modell umzuformen: der american way
of life hier – die russifizierte Kultur dort.« (Eichberg 1978: 22)

Zum Kampfbegriff der nationalrevolutionären Neuen Rechten wurde die Rede vom
'Wodka- und Cola-Imperialismus', der zu bekämpfen sei. Die »Befreiung Europas
von den Supermächten« (ebd.) hielt Eichberg für einen notwendigen, aber unzurei-
chenden Schritt: Gleichzeitig müssten sich im Innern autonome nationale Einheiten
entwickeln von Menschen gleicher Abstammung und gleicher Kultur (Ethnopluralis-
mus). Mit diesem 'Befreiungsnationalismus' konnte Eichberg durchaus auf Zuspruch
in Teilen der jungen, intellektuellen Linken hoffen. Der den Nationalrevolutionären
nahestehende Publizist Günter Bartsch bezeichnete Eichberg seinerzeit überspitzt
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als den »Dutschke von rechts« (Bartsch 1975: 19). Inzwischen ist der Diskussionszir-
kel 'Deutsches Kolleg' zu einer Plattform der deutschen Nationalrevolutionäre ge-
worden. Bezeichnenderweise stehen mit Reinhold Oberlercher und Horst Mahler zwei
ehemalige Aktivisten des 'Sozialistischen Deutschen Studentenverbands' (SDS) dem
Kreis voran, die sich mittlerweile in der rechtsextremistischen Szene bewegen. Ende
1998 gehörten sie zu den Verfassern einer 'Kanonischen Erklärung zur Bewegung
von 1968', die diese zu einer Revolte umdeutete, die »allein für das Recht eines je-
den Volkes auf nationalrevolutionäre und sozialrevolutionäre Selbstbefreiung« ein-
getreten sei. Auf die Ereignisse in der DDR vom 17. Juni 1953 anspielend, bezeich-
neten die Verfasser die 68er-Bewegung als den »zweite[n] deutsche[n] Aufstand
gegen eine Besatzungsmacht« nach 1945 – gemeint waren offensichtlich die USA.
Den Mord an Arbeitgeberpräsident Hans-Martin Schleyer im Oktober 1977 nannte
die Erklärung zwar »tragisch«, sie zeigte aber implizites Verständnis, da das Opfer
»die Position der nationalrevolutionären Volksgemeinschaft zugunsten derjenigen
des Anführers eines Klassenkampfverbandes verraten« habe [Mahler/Maschke/
Oberlercher (2002)]. Die Erklärung stieß auf starkes Interesse der Neuen Rechten
und wurde auch von den Publikationen 'Staatsbriefe', 'DESG-inform' und 'Junge
Freiheit' veröffentlicht. Die meisten ehemaligen Aktivisten der Bewegung von 68, die
sich öffentlich zur 'Kanonischen Erklärung' äußerten, wiesen sie jedoch scharf zu-
rück. Dies bestätigt, dass der Versuch der Nationalrevolutionäre, linke Kräfte für ihre
Ziele zu gewinnen, inzwischen weitgehend gescheitert ist. Ihm stehen mehrere Fak-
toren entgegen: erstens die Resonanz, die insbesondere Mahlers Thesen in NPD-
und Neonazi-Kreisen erfahren, zweitens ihre Durchsetzung mit meist plumpem An-
tisemitismus. Drittens hat der weit überwiegende Teil der Linken erkannt, dass der
nationalrevolutionäre »Befreiungsnationalismus« den eigenen Positionen im Jargon
ähneln mag, aber auf unterschiedlichen Prämissen beruht und sich bei näherer Be-
trachtung als gegen die universellen Menschenrechte gerichteter 'Ethnopluralismus'
(vgl. Kapitel 6) entpuppt.
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5.  Strategien

5.1  Metapolitisches Konzept
Die Neue Rechte organisiert sich nicht in Parteien, Wahlkämpfe sind nicht ihr Terrain,
die Vertretung in Parlamenten mag dieser Strömung wünschenswert erscheinen, ihr
vorrangiges Ziel ist sie nicht. Vielmehr geht es der Neuen Rechten um die Meinungs-
führerschaft, die sie mit dem Begriff, der dem italienischen Kommunisten Antonio
Gramsci (1891–1937) zugeschrieben wird, als 'kulturelle Hegemonie' bezeichnet.
Gramsci entwickelte eine Revolutionstheorie für Staaten, in denen der Kapitalismus
bereits weit entwickelt ist, und stellte fest, dass die Strategie Lenins, die im agraisch
geprägten Russland zum Erfolg geführt hatte, unter den Bedingungen der Industrie-
staaten verändert werden müsse. Er unterschied die staatliche Sphäre (»politische
Gesellschaft«) von der »zivilen Gesellschaft«, die etwa Gewerkschaften oder Kir-
chen umfasst, die öffentliche Meinung beeinflusst und die den Staat stützt, solange
sie ihn für legitim hält. Der abrupte Umsturz in Rußland sei gelungen, da eine zivile
Gesellschaft dort kaum existiert habe. Im Spätkapitalismus dagegen sei sie stark und
stehe dem Staat zur Seite: Die Revolution sei daher nur möglich, indem zunächst der
systembejahende Konsens der Zivilgesellschaft untergraben werde. So betonte
Gramsci Ideologie und Kultur als Machtfaktoren, die andere Marxisten als »Über-
bau« der eigentlich entscheidenden und die Ideologie hervorbringenden materiel-
len Basis des Menschen gesehen und sich kaum mit ihnen befasst hatten. Gramsci
kommt zu dem Schluss, dass eine Bewegung nur dann weitreichende Veränderun-
gen in Staat und Gesellschaft verwirklichen könne, wenn sie zuvor eine geistige
Vorherrschaft errungen, das heißt Schlüsselbegriffe und Themen der öffentlichen
Diskussion besetzt habe. Dem Putsch stellte er einen längerfristigen »Kulturkampf«
gegenüber, das Konfliktfeld verschob er von politischen Institutionen wie Regierung
und Parlament in die Sphären intellektueller Agitation, von tagespolitischen Ausein-
andersetzungen zu den Debatten ums Grundsätzliche. Intellektuelle sah Gramsci
als Hauptakteure des Kampfes vor, die den Massen die revolutionären Ideen vermit-
teln sollten. Dieses Konzept wird häufig als »metapolitischer Ansatz« bezeichnet,
da er Tätigkeiten im Hintergrund des im engeren Sinne Politischen in den Vordergrund
rückte. Gramscis Theorien haben eine nachhaltige Resonanz gefunden: Neben der
Neuen Rechten, die die Strategie von ihrem marxistischen Bezug löste, beriefen sich
Parteien und Gruppen der Linken auf Gramsci, insbesondere solche, die sich von
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der Sowjetunion distanzierten und eine westeuropäischen Variante des Kommunis-
mus, den »Eurokommunismus«, begründeten.

Der Vordenker der Nouvelle Droite, Alain de Benoist, stieß die intensive Rezeption
des Italieners in der Neuen Rechten Frankreichs und Deutschlands an und griff vor
allem den Gedanken auf, dass sich die tatsächlichen politischen Auseinanderset-
zungen nicht »in der Arena der 'Politik der Politiker'« abspielten, Bemühungen um
Parlamentssitze für die Rechte daher nachrangig seien. Rhetorisch fragte er:

»Sind die Wahlkämpfe nicht eher die Gelegenheit, auf konkrete Wei-
se die politischen Resultate eines diffusen Handelns eines 'metapoliti-
schen' Typs zu messen, das anderswo als im engen Kreis der Parteistä-
be ins Werk gesetzt wird? Diese Frage zu stellen heißt, die Existenz
einer kulturellen Macht zur Sprache zu bringen, die sich parallel zur
politischen Macht installiert hat und dieser in gewisser Weise voraus-
geht.« (de Benoist 1985: 40)

Indem de Benoist die strategischen Überlegungen Gramscis ausführlich referiert,
möchte er sie zum Modell neurechter Aktivitäten machen. In dessen Sinne bezeich-
net er den Kampf um politische Veränderung als »Stellungskrieg« und die Kultur als
»Befehls- und Ausgabestelle für die Werte und die Ideen«. Das Ziel sei »die Trans-
formation der allgemeinen Vorstellungen [...], die mit einer langsamen Umformung
der Geister gleichbedeutend ist« (ebd.: 46). Wenn die intellektuelle Auseinander-
setzung auch langfristig gedacht ist, so geht es de Benoist ebenso wenig wie Grams-
ci um graduelle Veränderung der bestehenden Verhältnisse. Bereits Gramsci hatte
deutlich gemacht, dass die Umwälzung der Gesellschaft sein Ziel war – keineswegs
Reformen des Status quo – allerdings nahm er nüchtern zur Kenntnis, dass der Weg
dorthin »mehr Zeit und Energie« benötigen würde als erhofft (Votsos 2001: 32). In
diesem Sinne soll auch de Benoists »Kulturrevolution von rechts« den gesellschaftli-
chen – demokratischen – Konsens erschüttern und somit einem Systemwechsel Bahn
brechen. Behutsamkeit im Ton und weitreichende Ziele sind vor diesem Hintergrund
keine Gegensätze, sondern bedingen einander: Die metapolitische Botschaft, so de
Benoist, sei umso wirkungsvoller, »als ihr direktiver und suggestiver Charakter nicht
klar als solcher erkannt wird und folglich nicht auf dieselben rationalen und bewuß-
ten Widerstände stößt wie eine Botschaft mit einem direkt politischen Charakter.« (ebd.:
50)

Für eine solche »Infiltration der Geister« mit »subversiven Ideologien« seien liberale
Systeme besonders anfällig: De Benoist geht davon aus, dass sie ihrer Natur nach
pluralistisch sind und auch gegnerischen Auffassungen einen Entfaltungsspielraum
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zubilligen müssen. Gleichwohl seien sie ohne den mehrheitlichen Konsens, dass die
bestehende Ordnung legitim ist, nicht lebensfähig. Je stärker aber die Unterschiede
der von Intellektuellen innerhalb dieser Ordnung vorgebrachten Positionen seien,
desto mehr schwinde der Konsens und desto deutlicher trete die grundlegende Ver-
änderlichkeit des Bestehenden hervor. De Benoist beschreibt dies als »Teufelskreis«
der liberalen Gesellschaft, implizit erscheint es ihm als Chance der Neuen Rechten.

Soll das Ringen um 'kulturelle Hegemonie' Erfolg versprechen, müssen die Akteure
aus der Nische diskursiver Außenseiter heraustreten, an bestehenden Begriffen und
Diskussionen anknüpfen und diese in ihrem Sinne füllen. Dies setzt verbale Zurück-
haltung und ein gewisses Geschick voraus, politische Positionen zu verhüllen, solan-
ge es strategisch opportun ist. In 'Criticón' forderte Dr. Karlheinz Weißmann, der zu
den Protagonisten der Neuen Rechten zählt:

»Die Fähigkeit, in die Offensive zu gehen, muß entwickelt werden und
dazu die Fähigkeit, die Situation zu beurteilen: ob hier der offene Angriff
oder die politische Mimikry gefordert ist.« (Weißmann 1986: 179)

Damit fordert Weißmann verbale Tarnstrategien, zu denen die 'Umwertung' von
Begriffen und Inhalten zählt. Ein auffälliges Beispiel ist das weite Verständnis der
Bezeichnung 'konservativ', mit der etwa die 'Junge Freiheit' sich selbst und das eige-
ne Umfeld versieht. Wird der Begriff im allgemeinen Sprachgebrauch praktisch
ausschließlich für demokratische Gruppen und Ideen verwandt, so zählt die neu-
rechte Zeitung regelmäßig auch die Partei 'Die Republikaner' (REP) und andere
Vertreter dieses politischen Lagers zu den 'Konservativen'. Wie im Duktus der Kon-
servativen Revolution kann die Bezeichnung somit Positionen umfassen, die mit frei-
heitlichen Verfassungen nicht vereinbar sind, denen aber ein unproblematischer
Anschein verliehen wird. Die Begriffe Multikulturalismus und Rassismus verkehrt Alain
de Benoist im JF-Interview sogar in das Gegenteil des üblichen Sprachgebrauchs:
Positionen, die im Sinne des 'Ethnopluralismus' auf eine weitestmögliche Trennung
von Ethnien hinauslaufen, bezeichnet er als »differenzialistischen Multikulturalismus«;
Vorstellungen, die eine grundlegende Gleichheit der Menschen betonen, nennt de
Benoist »universalistischen Rassismus«, da sie den »Rassen« ihre Identität nähmen
(zit. nach Krause 1998: 5). Hinter dem Schlüsselbegriff der »nationalen Identität«
verbirgt die Neue Rechte in der Regel einen »völkischen Nationalismus«, der die
Zugehörigkeit zur Nation allein nach ethnischen Kriterien bemisst, die Nation als über
dem Individuum stehende homogene Gemeinschaft im Sinne der Volksgemeinschafts-
Ideologie versteht und Nationalität als einen schicksalhaften, andere Prägungen
überragenden Faktor. Beispielhaft ist Armin Pfahl-Traughber der Verwendung des
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Begriffs Demokratie in der Neuen Rechten nachgegangen. Demnach werden nicht
pluralistische, parlamentarische Systeme, in denen die Wählerinnen und Wähler
Abgeordnete zu ihren Vertretern bestimmen, als demokratisch begriffen; das Leit-
bild ist vielmehr die Verschmelzung von Regierenden und Regierten, eine »identitä-
re Demokratie«, wie sie Carl Schmitt propagierte. Nach diesem Modell soll ein mit
weitreichenden Vollmachten ausgestatteter Präsident den einheitlichen Volkswillen
verkörpern, während das Parlament zur machtlosen »Spielwiese« (Pfahl-Traughber
1998: 45) degradiert wird. Diese Auffassung von »Demokratie« steht dem Reprä-
sentativprinzip der deutschen Verfassung entgegen, aber beispielsweise auch dem
US-amerikanischen Modell einer Präsidialdemokratie, das zwar einen starken Prä-
sidenten vorsieht, aber auch eine Machtbalance mit dem Parlament. Die als »Demo-
kratie« bezeichnete Staatsidee, die in Schriften der Neuen Rechten vertreten wird
und in deren Mittelpunkt eine praktisch konkurrenzlos herrschende Gestalt steht, er-
innert vielmehr an die Vorstellungen eines »Führers« in der Konservativen Revoluti-
on. Häufig bemüht sich die Neue Rechte, antiparlamentarische Auffassungen zu
tarnen, indem sie Stimmen aufgreift, die den Einfluss der Parteien in Deutschland
hinterfragen. Soweit es sich aber um angesehene Persönlichkeiten wie den früheren
Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker handelt, geht es diesen im Gegensatz
zur Neuen Rechten um Reformen innerhalb des bestehenden Systems. Eine solche
Vereinnahmungsstrategie durch Verweise und Zitate soll zur seriösen, gemäßigten
Außenwirkung dieser Strömung beitragen.

Eine weitere häufige sprachliche Technik der Neuen Rechten sind Andeutungen, deren
Schlussfolgerungen dem Leser überlassen bleiben. Der Dortmunder Politikwissenschaft-
ler Thomas Meyer nennt dies »Insinuation«:

»Die Methode der Insinuation beruht auf dem Prinzip, etwas in der
Sache zu behaupten, ohne es in der Form beweiskräftig behauptet zu
haben. Die Eingeweihten wissen, was gesagt werden soll. Gegen je-
den Außenstehenden kann das Gemeinte mit Verweis auf den nack-
ten Wortlaut, wo es angebracht erscheint, bestritten werden.«
(Meyer 1995: 18)

Beispiele für diese Technik wurden im Zusammenhang mit dem Bezug der Neuen
Rechten auf die Konservative Revolution (vgl. Kapitel 2.5) bereits genannt. Mitunter
führen Insinuationen zu dem Eindruck, neurechte Publikationen bräuchten den »be-
fangenen Leser«, ihre Tendenzen seien ohne Vorwissen nicht verständlich (Jessen
1994). Andere warnen zu Recht vor der Gefahr, dass in solche Texte Absichten »hi-
neininterpretiert« werden könnten, die der Autor so nicht gemeint habe, und fordern,
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die Häufigkeit entsprechender problematischer Aussagen zu berücksichtigen und
sie vor ihrem ideologischen Hintergrund zu analysieren (Pfahl-Traughber 1998: 46).
In allen Publikationen, die der Verfassungsschutz NRW zur Neuen Rechten zählt,
tauchen allerdings regelmäßig auch Hinweise auf rechtsextremistisches Gedanken-
gut auf, die nicht auf diese Weise entschlüsselt werden müssen. Die Beispiele ma-
chen ferner deutlich, dass die Umdeutung von Inhalten im Sinne Gramscis über
moderne Wahlkampfstrategien demokratischer Parteien deutlich hinausgeht, denen
sie auf den ersten Blick ähneln mag. Zwar zielen auch diese darauf, Begriffe und
Themenfelder zu besetzen und ihnen eine spezifische Bedeutung zu geben, ohne
allerdings auf diese Weise extremistische Positionen zu verkleiden, wie es bei der
Neuen Rechten erkennbar und im Rückgriff auf Gramsci konsequent ist. Solche Wahl-
kampfstrategien, die sich nicht auf den Italiener berufen und mit seinen Vorstellun-
gen allenfalls entfernt verwandt sind, als »Gramscismus ohne Gramsci« (Leggewie
1987: 297) zu bezeichnen erscheint daher irreführend.

Einige Neue Rechte – namentlich Roland Bubik, der frühere Leiter des Ressorts »Zeit-
geist & Lebensart« der 'Jungen Freiheit' – gehen davon aus, dass 'kulturelle Hege-
monie' heute weniger denn je allein auf intellektuellem Wege zu erlangen sei. Seine
Forderung, die Neue Rechte solle sich der modernen »Massenkultur« öffnen, ist zwar
im elitären Umfeld der Neuen Rechten provokant, im Anschluss an Gramsci aber
folgerichtig. Dieser hatte linke Intellektuelle wiederholt aufgefordert, ihre Positionen
auch mit den Mitteln populärer Literatur zu verbreiten. Insbesondere in seinen theo-
retisch unterfütterten Grundsatzartikeln »Die Kultur als Machtfrage« sowie »Konser-
vative und Massenkultur« verwies Bubik auf tiefgreifende Potenziale der zeitgenös-
sischen Unterhaltungsindustrie, vor allem jungen Menschen auf nicht rationalem
(»nicht-kognitivem«) Wege Botschaften zu übermitteln. Die Vorherrschaft im Kultur-
segment der Eliten stelle lediglich »ein Etappenziel dar auf dem Weg zur Instrumen-
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talisierung der Massenkultur nach eigenen Vorstellungen«. Der damals 24-Jährige
forderte »emotional aufgeladene Symbolbündel« als Träger konservativ-revolutio-
närer Ideologeme, beispielsweise Videoclips oder CDs, und propagierte das »Ein-
klinken« der Neuen Rechten in jugendliche Subkulturen, die er mit den eigenen
Auffassungen für kompatibel hielt. Anfangs sah er die günstigsten Chancen in der
Techno-Szene, später im Gothic-Kult (vgl. Kapitel 7.7). Das emotionsträchtige Erschei-
nungsbild des Nationalsozialismus hielt der JF-Autor für beispielgebend, wenngleich
er das Regime ansonsten nicht verherrlichte; »mit bunten Fahnen, frischen Aufmär-
schen, 'schicken' Uniformen und schmissigen Führer-Reden« habe der Nationalso-
zialismus eine »märchenhafte Symbolwelt« geschaffen und sei so über die Köpfe
der Intellektuellen hinweggefegt (Zitate in: Bubik 1993, 1994a). Ähnlich wie dem
Jungkonservativen Bubik geht es dem Nationalrevolutionär Werner Olles um die
'kulturelle Hegemonie' im weiten Sinne, die neben ideologischer Vorherrschaft die
Prägung des Alltags nach neurechten Mustern umfasst. Im ausdrücklichen Anschluss
an Gramsci stellte er fest:

»Eine Konservative Revolution ist prinzipiell nicht anders denkbar denn
als Ergebnis eines ständigen Erstarkens nonkonformistischer Lebensfor-
men und Strukturen, innerhalb derer antibürgerliche, konservativ-re-
volutionäre Kräfte hegemoniefähig werden.«

In dieser Hinsicht beschreibt der ehemalige SDS-Aktivist die 68er-Bewegung als Vor-
bild, »die immerhin eine gigantische Breite an Oppositionsformen aufwies. Dabei ist
es völlig belanglos, ob man dies als Subkultur, Gegengesellschaft, Gegenkultur oder
wie auch immer bezeichnet.« (Olles 2002) Das Kernelement der »Gegenkultur« sieht
ein weiterer JF-Autor – damit versteht er sie enger als Olles – in der »eigene[n] Medi-
enpräsenz« der Rechten, die auf diese Weise »die Diaspora ihrer geschlossenen
Zirkel verlassen«, das heißt Breitenwirkung entfalten solle (Hofrath 1999). Zu stärke-
ren publizistischen Anstrengungen haben auch andere Autoren häufig aufgerufen
und damit das wichtigste Aktionsfeld der Neuen Rechten unterstrichen, darunter Dieter
Stein, der Chefredakteur der 'Jungen Freiheit', die zu den zentralen Produkten die-
ser Bemühungen zählt.

In jüngster Zeit nehmen einige Neurechte allerdings ernüchtert zur Kenntnis, dass
ihre Strömung von 'kultureller Hegemonie' weit entfernt sei. So ist der Bezug auf Grams-
ci verhaltener geworden, mitunter werden die hohen Erwartungen kritisiert, mit de-
nen das strategische Konzept anfangs verbunden war. Für die meisten Autoren gilt
es nach wie vor als bester, möglicherweise einziger Weg, die eigenen Ziele zu errei-
chen.
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5.2 Querfrontstrategie
Die »Querfront-Strategie« geht auf den vom Dezember 1932 bis zur Machtüber-
nahme Hitlers im Januar 1933 amtierenden Reichskanzler Generalleutnant Kurt von
Schleicher (1882–1934) zurück. Angesichts der schwierigen Mehrheitsverhältnisse
im Reichstag wollte er ein breites politisches Bündnis schmieden, das insbesondere
die Gewerkschaften und den NSDAP-Flügel um Gregor Strasser umfassen und von
Schleichers Regierung so eine stabile Basis sichern sollte. Zum Kapitalismus ging er
öffentlich ebenso auf Distanz wie zum Sozialismus und versprach, die Interessen von
Arbeitern, Angestellten und Beamten in den Mittelpunkt seiner Politik zu rücken. Mit
sozialpolitischen Maßnahmen kam er gewerkschaftlichen Forderungen entgegen,
um Teile der Linken zu gewinnen. Die SPD lehnte von Schleichers Rechts-Links-Bünd-
nis ab, es scheiterte zudem am Widerstand Hitlers und Hindenburgs: Der spätere
Diktator fürchtete ein Herausbrechen des Strasser-Flügels aus der NSDAP und somit
die Spaltung seiner Partei; der Präsident setzte immer weniger Vertrauen in den
Kanzler, da er sich zu diesem Zeitpunkt »nur für eine Restauration der Monarchie
erwärmen konnte« (Pyta 1998: 197) und für die weniger weitreichenden Verände-
rungspläne von Schleichers nicht mehr empfänglich war.

Für den nationalrevolutionären Flügel der Neuen Rechten war die Querfront aus
rechten und linken Kräften lange Zeit die grundlegende Strategie. Sie sah die Agi-
tation linker Gruppen, Bündnisse und gezielte Unterwanderung vor, zudem stan-
den den Neurechten der 70er Jahre Zielgruppen vor Augen, die sich nicht pauschal
politischen Lagern zurechnen ließen. Dies galt etwa für die frühe Ökologiebewe-
gung, in der konservative Kräfte stärker als heute vertreten waren. Der Nationalis-
mus sollte die Querfront zusammenschweißen und systematisch in das breite Bünd-
nis hineingetragen werden. Besonders deutlich brachte die nationalrevolutionäre
Zeitschrift 'Neue Zeit' 1982 Weg und Ziel der Neuen Rechten zum Ausdruck:

»Das Oppositionspotential nationalisieren. Die Antikriegsbewegung
nationalisieren. Die Öko-Bewegung nationalisieren. Die wertkonserva-
tive Bewegung nationalisieren. Die neue Linke nationalisieren... Mit
einem Wort: Die Anti-System-Bewegung mit nationaler Identität impfen,
mit nationalistischem Befreiungselan anreichern, mit nationalrevolutio-
närem Bewußtsein aufladen, mit deutschem Fundamentalismus indok-
trinieren, mit antikapitalistischem und antikommunistischem Geist erfül-
len, für deutsche Alternativen begeistern...«
(zit. nach Klönne 1985: 35)
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Bereits die »Grundsatzerklärung« der 'Aktion Neue Rechte' führte sprachliche Stra-
tegien vor, wie rechtsextremistische Positionen Außenstehenden vermittelt werden
sollten. So attackierte sie den Zuzug von Ausländern nach Deutschland; indem sie
sich dagegen wandte, dass »Millionen von Menschen als Fremdarbeiter entwurzelt
und vom internationalen Kapital hin- und hergeschoben« würden, griff sie linken
Duktus auf und tarnte ihre Sichtweise als humanitäre Auffassung. Als Thora Ruth im
'La Plata Ruf' (vgl. Kapitel 1.2) kurze Zeit später Sprachregelungen vorschlug, um
Forderungen wie »Die sollen doch heimgehen!« zu umschreiben, knüpfte sie an die-
ser Vorlage an.

Bemerkenswert ist die exponierte Stellung, die das Thema Umweltschutz in dieser
Phase der Neuen Rechten einnahm. Es war ein taktisches Vehikel, passte sich aber
auch konsequent in den Ideologiebestand dieser Strömung ein. Insofern hält es
Margret Feit für »keineswegs pure Demagogie«, wenn sich neurechte Protagonisten
wie Lothar Penz als »originäre Grüne« bezeichneten (Feit 1987: 152) und sich an
der frühen grünen Partei beteiligten. In dem Maße, in dem sich diese allerdings zur
ökologisch profilierten linksliberalen Partei entwickelte, trennte sie sich von solchen
Kräften. Im neurechten Ökologie-Verständnis klang jenes Blut-und-Boden-Denken an,
nach dem die Eigenarten der Völker durch ihren jeweiligen Lebensraum geprägt
seien. Einerseits meinte »Umweltschutz« den Schutz dieses Lebensraumes,
andererseits wurden Völker ähnlich der Tier- und Pflanzenwelt als Spezies verstan-
den, deren Vielfalt zu erhalten sei. Mitunter wurde ausdrücklich gefordert, die gene-
tische Substanz der Völker zu bewahren. Aus neurechter Sicht verzahnten sich somit
nationale und ökologische Frage, wurde die Bekämpfung von Zuwanderung zum
Anliegen des »Umweltschutzes«. Von universalistischen Positionen, die in der Ökolo-
gie ein treffendes Beispiel für Menschheitsherausforderungen sahen, die gemein-
sam zu bewältigen seien, grenzte sich die Neue Rechte vehement ab.

In diesem Sinne erklärte die nationalrevolutionäre Zeitschrift 'laser' im Editorial ihrer
ersten Ausgabe:

»Sozialismus, Demokratie und ökologische Alternativen, nationale
Befreiung und kulturelle Revolution sind keine unabhängigen Variab-
len; sie bedingen einander und müssen daher auch als Gesamtheit
verwirklicht werden.«

Dass sich zwischen diesen ideologischen Eckpunkten ein grundlegend anderer Staat
erstrecken sollte als der des Grundgesetzes, machte die Zeitschrift unmissverständ-
lich deutlich:
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»Es ist unser Bestreben, einen Beitrag zu leisten zum Sturz der herrschen-
den Klassen und zur Schaffung eines neuen Deutschlands.« (Editorial
1978)

In der »Grundsatzerklärung« der 'Aktion Neue Rechte' war von einer Zeit die Rede,
in der »Städte vergiftet und von Autolawinen verstopft, die Gewässer verseucht, die
Landschaft in Müllhalden verwandelt und unkontrolliert zersiedelt« würden. Diese
Probleme lastete das Papier als Bestandteil des Status quo dem herrschenden Sys-
tem an; verhindert werden könne die »Umweltkatastrophe« nur durch einen »Euro-
päischen Sozialismus« im nationalrevolutionären Sinne (Grundsatzerklärung o.Dat.:
242).

Der Verfasser der »Grundsatzerklärung«, Henning Eichberg, ist bis heute prägen-
der Autor des Koblenzer Magazins 'wir selbst', das sich im Untertitel »Zeitschrift für
nationale Identität« nennt (vgl. Kapitel 7.2.3). Seit der Gründung im Jahr 1979 zählt
der Schulterschluss rechts- und linksgerichteter Kräfte, somit die Querfront-Strategie,
zu ihren programmatischen Säulen. Inzwischen ist das Gewicht dieses Ansatzes –
mit dem Bedeutungsverlust der Nationalrevolutionäre – zwar zurückgegangen, ohne
dass er gänzlich in Vergessenheit geraten wäre. So haben die »Thesen zum Kapita-
lismus«, die die neurechte Zeitschrift 'Staatsbriefe' veröffentlicht hat, die Diskussion
über eine Zusammenarbeit mit der Linken zeitweilig neu entfacht:

»Die Gretchen-Frage für die politische Rechte in diesem Lande wird
sein, ob es ihr gelingt, die Position des Antikapitalismus aus den Tradi-
tionsbeständen der beamteten APO-Opas herauszubrechen, um sie
mit nationalen Inhalten aufzuladen.« (von Waldstein 1998)

Eine gewisse Renaissance erlebt die Querfront-Strategie auch in Kreisen, die anar-
chistische und rechtsextremistische Ansätze zusammenführen möchten und sich da-
her als »nationalanarchistisch« verstehen. Zu ihrer Belebung hat insbesondere der
frühere Mitherausgeber der neurechten Zeitschrift 'Sleipnir' (vgl. 7.2.1), der Berli-
ner Peter Töpfer, beigetragen. Mittlerweile tauchen nationalanarchistische Gedan-
ken auch auf mehreren Internet-Seiten aus diesem Umfeld auf.

Dass die Strategie
keineswegs gelun-
gen und die Mehr-
heit links- wie rechts-
gerichteter Grup-
pen die Verbrüde-
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rung ablehnt, stellen die Autoren nicht in Abrede, vielmehr möchten sie durch einen
rebellischen Jargon und den Nimbus der Ausgestoßenen auf sich aufmerksam ma-
chen. Rhetorisch fragen sie:

»Öden dich politische Rituale nur noch an? Die Schnauze voll von idi-
otischen Prügeleien? Denkverboten, Feindbildern und Gruppenzwän-
gen? Keine Lust, deshalb gleich zum Gegner überzulaufen oder gar
zum Staat? Möchtest du viel lieber in linken und rechten Treffpunkten
Hausverbot bekommen, von Demos fliegen und überhaupt so behan-
delt werden, als wenn DU gleichzeitig Aussatz, BSE und MKS [Maul-
und Klauen-Seuche] hättest?« [Querfront (2002)]

Verschiedentlich bildet die Querfront-Strategie den Hintergrund für taktische Aktio-
nen rechtsextremistischer Gruppen. So waren die Bemühungen, an den Anti-Castor-
Protesten im Jahr 2001 anzuknüpfen, ganz im Sinne dieser Strategie, wenn sie auch
nicht von neurechten Kreisen initiiert wurden, sondern von Teilen der Neonazi-Sze-
ne. Insbesondere das neonazistische 'Aktionsbüro Norddeutschland' griff die über-
wiegend von linksorientierten Gruppen getragene Kampagne auf und veranstalte-
te im niedersächsischen Uelzen eine eigene Kundgebung gegen die Transporte. In
einer Pressemitteilung erklärte es den Atomausstieg zur »nationale[n] Forderung [...],
denn es geht dabei unbestreitbar um den Schutz unseres Bodens und damit zwangs-
läufig unseres Blutes!« Auch gegen künftige Transporte werde der »Nationale Wi-
derstand« mobilisieren, teilte das Aktionsbüro mit und gab dafür die Parole aus:
»Contra Castor – unter die Erde gehört nur das System!« [Aktionsbüro ( 2002)] In
dieselbe Richtung weisen – ebenso weitgehend erfolglose – Bemühungen aus NPD
und Neonazi-Szene, sich an die Friedensbewegung und die Bewegung der Globa-
lisierungskritiker anzubinden. In einer Erklärung zu den Militäraktionen in Afghanis-
tan im Herbst 2001, mit denen die USA auf die Terroranschläge vom 11. September
reagierten, sagte der NPD-Vorsitzende Udo Voigt, die Partei werde sich an die Spit-
ze einer neuen Friedensbewegung und aller Globalisierungsgegner setzen. Das
Parteiblatt 'Deutsche Stimme' titelte seinerzeit »Nationale Friedensbewegung formiert
sich«. Die Neonazi-Szene, die die Angriffe ebenfalls vehement ablehnte, stellte eine
ihrer Demonstrationen unter das Motto »Frieden schaffen ohne Waffen – Freiheit den
Völkern«. Die Beispiele zeigen, dass in NPD- und Neonazi-Kreisen nationalrevoluti-
onäre Einflüsse erkennbar sind, somit ideologische und strategische Elemente, die in
der Neuen Rechten ihren Ursprung haben.
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6. Das Denken der Neuen Rechten

Antiliberalismus/Kollektivismus, Antiamerikanismus

Die fundamentalen Ideologieelemente der Neuen Rechten leiten sich unmittelbar von
der Konservativen Revolution ab. So versteht der Politikwissenschaftler Wolfgang
Gessenharter »die vorrangige Stellung des Kollektivs, der 'Gemeinschaft', des 'Staa-
tes' gegenüber dem Individuum« als Basis neurechten Denkens. Insofern knüpft die-
se Strömung an ein »grundsätzlich gegen Liberalismus, Pluralismus und soziale
Demokratie gerichtetes Politik- und Verfassungsverständnis« an. (Gessenharter
1994a: 58) Der zentrale Vorwurf gegen den Liberalismus und den mit ihm gleichge-
setzten Individualismus ist der einer Atomisierung der Gesellschaft: Gewachsene
soziale Strukturen sowie Mythen und Normen, die Geborgenheit und Zusammen-
gehörigkeit stifteten, würden durch Beziehungen ersetzt, die auf ökonomischem
Kosten-Nutzen-Kalkül beruhen. In einem Essay, den das neurechte 'Thule-Seminar'
veröffentlicht hat, bezeichnete Alain de Benoist den Liberalismus als »kaufmänni-
sche« Gesellschaftsform, die er von der »organischen« unterschied. Der Liberalis-
mus wirke als »Sinnzerstörer« einer Gesellschaft, indem er sich »kulturellen« und »na-
tionalen« Werten entgegenstelle, somit Faktoren, die den Menschen bestimmten.
Letztlich beraube der Liberalismus den Menschen auf diese Weise seiner Mensch-
lichkeit (Zitate in: de Benoist 1982: 51-54). An diesen Gedankengang anknüpfend,
schrieb ein Autor der 'Jungen Freiheit':

»Die liberale Gesellschaft ist heimatlos, dafür aber auf einem Selbst-
zerstörungstrip. Freiheit und Selbstverwirklichung, so nennen sich heu-
te meist die Entwurzelung, der Verlust von Sinn und Entsolidarisierung.«
(Hatzenbichler 1994)

Damit setzt sich die Neue Rechte vom Wertepluralismus ab und fordert verbindliche
und verpflichtende Normen, die das Kollektiv einen sollen. Andererseits verzerrt sie
die Realität liberaler Demokratien wie der Bundesrepublik Deutschland, die sich im
Grundgesetz zum Sozialstaatsprinzip bekennt und somit zur Balance zwischen den
Werten Freiheit und Solidarität gehalten ist. Formulierungen wie »Gemeinnutz geht
vor Eigennutz«, die in Publikationen der Neuen Rechten immer wieder auftauchen
und grundsätzlich als Plädoyer für eine solidarisch-demokratische Gesellschaft ge-
meint sein können, lassen sich vor diesem ideologischen Hintergrund, auch im An-
schluss an die Konservative Revolution, als antiliberal und kollektivistisch verstehen.
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Inbegriff des Liberalismus sind für die Neue Rechte der 'Westen' im Allgemeinen
und die USA im Besonderen. In diesem Sinne forderte das 'Thule-Seminar' einen »Kul-
turkrieg gegen den American Way of Life« (Krebs 1994: 39), regte Franz Schönhu-
ber, der ehemalige Vorsitzende der Partei 'Die Republikaner', in seiner regelmäßi-
gen Kolumne in der Zeitschrift 'Nation & Europa' (vgl. Kapitel 7.2.2) eine »'Los-von-
Amerika'-Bewegung« an. Die Erfahrung des Kosovo-Krieges lehre, dass man in ei-
ner Zeit des Neo-Kolonialismus lebe, wobei die Kolonialherren in Amerika säßen.
Seine Vorschläge reichten bis zum »Boykott all dessen, was die amerikanische Ein-
flußsphäre betrifft«. Antiamerikanische Ressentiments sind auch im traditionellen
Rechtsextremismus verbreitet, stehen aber in der Neuen Rechten auf einem festeren
theoretischen Fundament. Schönhuber, der sowohl in Publikationen der Alten wie
der Neuen Rechten als Autor auftritt, sah im Antiamerikanismus offenbar ein Element,
das den deutschen und auch den europäischen Rechtsextremismus zusammenfüh-
ren könnte. Er hoffte zudem, die antiamerikanische Bewegung werde die Menschen
»emotionalisieren« und rechtsextremistischen Parteien Zulauf bringen. (Zitate in:
Schönhuber 1999: 58ff.) Ihre Ablehnung der USA unterstrich die 'Junge Freiheit' in
Berichten, die auf die Terroranschläge vom 11. September folgten. Die Bestürzung
der meisten Deutschen nach den Anschlägen bezeichnete einer ihrer Autoren zy-
nisch als »emotionale Korrektheit« und schrieb:

»Nur noch Untermenschen kommen jetzt auf die Idee, darauf hinzu-
weisen, daß die Politik der USA sowie ihre globale kulturelle und wirt-
schaftliche Dominanz zu solchen terroristischen Eskalationen beigetra-
gen hätten [...].« (Müller 2001)

Auf diese Weise stellte der Autor sich und die Gleichgesinnten begrifflich mit den
Opfern des Nationalsozialismus gleich; er implizierte zudem, die USA hätten die
Terrorakte in erheblichem Maße selbst verschuldet. Verbreitet ist in der Zeitung auch
der Negativbegriff des 'Westens'. Er ist hier nicht allein in einem geografischen Sin-
ne zu verstehen, sondern als der ideelle Kernbestand freiheitlicher Demokratien in
der angelsächsischen und französischen Tradition, die sich als Westliche Wertege-
meinschaft verstehen. So wirft ein JF-Autor dem 'Westen' vor, er verstehe Freiheit auch
heute noch »als einen Hals unter dem westlichen Joch« (Lasars 1998), ein weiterer
versteigt sich zu der Feststellung, das Medikament Viagra sei ein Indiz für die »schlei-
chende Impotenz der westlichen Industriegesellschaft«, die ein »Signal der Deka-
denz« sei (Geldszus 1998). Das Beispiel aus dem Medizinischen ist bezeichnend:
Es lässt die liberale Gesellschaft als krankhaft schwächlich erscheinen, baut somit
einen Gegensatz zum gesunden Gemeinwesen auf und knüpft implizit an die kon-
servativ-revolutionäre Metaphorik vom 'organischen' Staat an.
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Ethnopluralismus

Das 'Ethnopluralismus'-Konzept bildet die Basis für eine in der Neuen Rechten weit
verbreitete Fremdenfeindlichkeit. Mit ihm begründet diese Strömung, dass ein Zu-
sammenleben unterschiedlicher ethnischer Gruppen grundsätzlich abzulehnen, der
Zuzug ethnisch nicht Deutscher daher zu verhindern oder auf ein unvermeidliches
Minimalmaß zu beschränken sei. Aus dieser Perspektive werden Menschen, die
ethnisch keine Deutschen sind, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft als Störfak-
toren wahrgenommen, die die 'nationale Identität' der Deutschen bedrohten. Das-
selbe gilt für Kultureinflüsse, die in diesem Sinne nicht als deutsch gelten, vor allem
Einflüsse aus der islamisch geprägten Welt sowie den USA, die inzwischen fester
Bestandteil der Alltags-, insbesondere Jugendkultur in Deutschland geworden sind.

Auch das maßgeblich von Henning Eichberg geprägte 'Ethnopluralismus'-Konzept
baut auf dem Gedankengut der Konservativen-Revolution auf. Im Gegensatz zum
liberalen Prinzip, dass alle Menschen eine gleiche Würde eint, sie daher gleiche
Grundrechte genießen, rückt die Neue Rechte kulturelle, mitunter ausdrücklich ge-
netische Unterschiede in den Vordergrund. Solche Merkmale verbänden ethnische
Gruppen, während sie die Menschheit teilten. Aus dieser Perspektive existieren grund-
legende Gemeinsamkeiten der Weltbevölkerung nicht, vielmehr stellt sie sich als ein
»Pluriversum« (Carl Schmitt) von Kollektiven dar, deren Unterschiede nach außen
und Homogenität nach innen zu bewahren seien. Schmitt formulierte diese Sicht in
dem Satz »Wer Menschheit sagt, will betrügen«, den die 'Junge Freiheit' zustimmend
sowie 'Nation & Europa' (NE) kommentarlos zitieren (Stein 1999, NE 4/1997: 44).
Aus der Theorie leitet beispielsweise das 'Thule-Seminar' die Forderung ab, Migran-
ten aus Deutschland auszuweisen. Der Vorsitzende des Seminars, Dr. Pierre Krebs,
kommt im Interview mit der NPD-Zeitung 'Deutsche Stimme' zu dem Schluss:

»Es gibt [...] keinen Menschen an sich, sondern nur Menschen in der
Prägung ihrer ethno-kulturellen Erscheinung. Es versteht sich von selbst,
daß mehrrassige Gesellschaften zwangsläufig den Überreiz ihrer
Unterschiede und früher oder später den Ausbruch ihrer Aggression
erleben werden. Die einzige menschliche Alternative, die sowohl die
Identität des Gastlandes wie auch das Überleben der Immigranten ga-
rantiert, ist jene Lösung, welche die zerstörende Assimilation fremder
Ethnien überwindet und die ganz natürliche und überall verständli-
che Rückkehr des Immigranten in das Land seiner Vorfahren vorsieht
und fördert. Und auf diese Weise ist schließlich eine wahre Toleranz
und echte Humanität zu verwirklichen.« (zit. nach Schwab 2001)
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Der Verweis auf »natürliche« Handlungsweisen spielt auf die Theorien einiger Ver-
haltensforscher an, auf die sich die Neue Rechte beruft. So hält der inzwischen eme-
ritierte Münchner Wissenschaftler Irenäus Eibl-Eibesfeldt die »Xenophobie [nach Eibl-
Eibesfeldt: Fremdenscheu] der Erwachsenen« für ein »anthropologisches Merkmal
des Menschen, das stammesgeschichtlich fundiert ist«. Die ansässige Bevölkerung
reagiere – unvermeidlich, wie der Wissenschaftler nahe legt – ablehnend, wenn sie
ihre Identität und den Zugang zu begrenzten Gütern durch Immigranten bedroht
fühle; daher seien die »Prognosen für ein friedliches Miteinander in einer multikultu-
rellen Immigrationsgesellschaft [...] ungünstig«. (Eibl-Eibesfeldt 1995: 112, 174)
Kritiker werfen dieser Position vor, sie rechtfertige Gewalt gegen ethnische Minder-
heiten und stelle einen zivilisatorischen Prozess in Abrede, der zum Abbau von Vor-
urteilen und Ablehnung führen könne. Konkret reagiert Pierre Krebs mit der zitierten
Aussage auf ein JF-Interview Alain de Benoists, der der Ausweisung von Migranten
nicht dieselbe Dringlichkeit bescheinigt und damit Kritik innerhalb der Neuen Rech-
ten ausgelöst hatte. Ideologisch sind die Differenzen zwischen beiden marginal,
zumal auch de Benoist in dem Gespräch behauptet:

»Die Menschen sind [...] nicht unmittelbar als solche Teil der Mensch-
heit, sondern sind nur mittelbar ihr Bestandteil, und genau dieser Teil
ihres Daseins ist für sie unentbehrlich.« (zit. nach Krause 1998: 6)

Als Mittler fungieren die auch von Schmitt angesprochenen ethnischen Kollektive.
Zugehörigkeit zu ihnen entspricht keiner Willensentscheidung des Individuums, sie
ist schicksalhaft und ein Faktor, der den Menschen auf Lebenszeit prägt. Staatsbür-
gerschaft, die der Einzelne unter gewissen Voraussetzungen ablegen oder erwer-
ben kann, ist für die Neue Rechte daher kein bestimmender Faktor. Berührungen
zwischen ethnisch bestimmten Gruppen lehnt die Neue Rechte prinzipiell ab, da
Völker oder Nationen, in einigen neurechten Organen auch 'Rassen', durch 'Vermi-
schung' ihre Einzigartigkeit und damit ihre Qualität verlören. Die neurechte Zeitschrift
'Europa Vorn' (heute: 'Signal') bringt dies auf folgende plakative Formel, mit der sie
eine Äußerung Franz Schönhubers variiert: »China den Chinesen, die Türkei den
Türken und Deutschland den Deutschen – das ist unser Credo, das wir den Verblen-
deten entgegenhalten!« (Rouhs 1997). Mit solchen Formulierungen möchte die Neue
Rechte den Eindruck vermeiden, sie unterscheide höher- und minderwertige Men-
schengruppen, wie es der Nationalsozialismus ausdrücklich tat und es in neonazis-
tischen Kreisen bis heute verbreitet ist. Dass der 'Ethnopluralismus' zu den ideologi-
schen Kernen der Neuen Rechten zählt, dokumentieren ständige Rubriken entspre-
chender Publikationen, die ihn im Titel führen oder führten. Dies gilt für 'DESG-in-
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form' sowie für die 'Junge Freiheit', die das Ressort später in »Nationalitätenfragen«
umbenannt hat.

Vor dem Hintergrund des 'Ethnopluralismus' steht auch die Frontstellung gegen so
genannte 'One-World-[Eine-Welt-]Utopien', die in der Neuen Rechten immer wieder
auftaucht. Sie attackiert angebliche weltweite Vereinheitlichungstendenzen, die häu-
fig als planmäßig betriebener Vorgang dargestellt und mitunter an internationalen
Organisationen wie den Vereinten Nationen fest gemacht werden. Übergänge zur
kaum noch theoretisch unterfütterten Fremdenfeindlichkeit sind in diesem Zusammen-
hang besonders fließend. Eine solche Agitation, die beispielsweise in der Zeitschrift
'Nation & Europa' (NE) ausgeprägt ist, ist häufig mit antisemitischen Verschwörungs-
theorien verwoben, oder sie äußert sich in populistischen Vorwürfen gegen Fremde.
Symptomatisch ist die Rubrik »Aktuelles aus Multikultopia« (bis NE 12/1994: »Nach-
richten von der Überfremdungsfront«), in der die Zeitschrift Meldungen über Strafta-
ten, die von Migranten begangen wurden, wiedergibt. So schürt NE das Vorurteil,
Nicht-Deutsche seien prinzipiell krimineller, insbesondere gewaltgeneigter als Deut-
sche, und nimmt somit auch eine Wertunterscheidung zwischen ethnischen Gruppen
vor. Selbst in verbal vergleichsweise gemäßigten Publikationen der Neuen Rechten
wie der 'Jungen Freiheit' tauchen offen fremdenfeindliche Äußerungen auf. So be-
zeichnete der Kopf der rechtsextremistischen 'Deutschland-Bewegung' Alfred Mech-
tersheimer – mehr noch als Schönhuber ein Grenzgänger zwischen Alter und Neuer
Rechter – die Sprachprobleme von Zuwanderern als »Multi-Kulti-Radebrech« und
stellte fest: »Sie reden, wie ihnen der Schnabel verwachsen ist« (Mechtersheimer
1997).

Im Anschluss an die Konservative Revolution und konsequent im Sinne des 'Ethnoplu-
ralismus'-Theorems attackieren einige neurechte Publizisten die Idee der universel-
len Menschenrechte, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ver-
ankert sind: Demnach sind alle Menschen »frei und gleich an Würde und Rechten
geboren« (Artikel 1) und genießen unveräußerliche Rechte, die unabhängig sind
von ethnischer Zugehörigkeit, Geschlecht, Religion, politischer Überzeugung und
Status des Individuums. Konkret umfasst die Erklärung etwa die Meinungs- und Reli-
gionsfreiheit, das Wahlrecht, das Asylrecht und die Garantie rechtsstaatlicher Ge-
richtsverfahren sowie die Ächtung von Sklaverei, Folter und staatlicher Willkür. Alain
de Benoist bemüht sich in der 'Jungen Freiheit', den gesellschaftlichen Konsens zu
untergraben, der über die Menschenrechte besteht. Verächtlich spricht er von einer
»zeitgenössischen Religion«, die »ihre Missionare, ihre Katecheten und ihre Theolo-
gen« habe (de Benoist 1998). Aus seiner Sicht genießt das Individuum Rechte nicht
aus sich selbst heraus; vielmehr werden sie durch Kollektive, insbesondere Völker,
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zugewiesen. Daher variieren die Rechte des Einzelnen von Volk zu Volk und können
nicht weltweit gültig sein. Die »Menschenrechtsideologie«, so kritisiert de Benoist,
mache dagegen »aus Individuen Menschen von überall und nirgendwo«. Einer
Herrschaft, die die Menschenrechte verweigert, spricht er die Legitimität somit grund-
sätzlich nicht ab. In menschenverachtender Konsequenz hat das südafrikanische
Regime der Apartheid (1948-1990) mit seiner Doktrin der 'Rassentrennung' die
Grundgedanken des 'Ethnopluralismus' in die Praxis umgesetzt: unterschiedliche
Rechte für ethnische Gruppen und ihre strikte räumliche Abgrenzung. Unter seinem
Pseudonym Hartwig Singer hat Eichberg, der Vordenker des 'Ethnopluralismus', dieses
System als »revolutionäre Idee«, die »neue und humane rassische Gegebenheiten
schuf«, begrüßt (Singer 1970: 74), später allerdings dessen praktischen »Auswüch-
se« kritisiert (zit. nach Feit 1987: 124).

Brennglasartig zeigt die Idee des 'Ethnopluralismus' die Doppelfunktion der Neuen
Rechten als rechtsextremistische Avantgarde und Brücke zur gesellschaftlichen Mit-
te: Einerseits hat das Theorem eine nachhaltige Ausstrahlung auf die übrigen Teilbe-
reiche des Rechtsextremismus ausgeübt, somit zu einem Modernisierungsschub bei-
getragen. Von der Ansicht nationalrevolutionärer Splittergruppen der 70er Jahre ist
es zum vorherrschenden Nationalismuskonzept der deutschen Szene avanciert und
hat Anhänger rassistischer Vorstellungen, die offen und unmittelbar an den Natio-
nalsozialismus anknüpfen und denen zufolge die 'arische Rasse' weltweit zur Füh-
rung berufen ist, in eine Minderheitenposition innerhalb dieses Lagers gedrängt.
Diesen ist das 'Ethnopluralismus'-Konzept strategisch in mehrerer Hinsicht überlegen:
Es ist theoretisch unterfüttert und somit für Intellektuelle attraktiv, gleichzeitig bietet es
Anschlussstellen für ein breites Spektrum weiterer Zielgruppen: So können es neona-
zistische Kräfte in ihrem Sinne interpretieren, ohne etwa die Leitvorstellung einer ima-
ginären 'Reinheit des deutschen Blutes' aufzugeben; kompatibel ist es aber auch
mit fremdenfeindlichen Einstellungsmustern, die nach allen empirischen Erkenntnis-
sen über den Kreis des organisierten Rechtsextremismus hinaus verbreitet sind. Im
Gewand derjenigen Position, die dem angeblich 'natürlichen' Streben des Menschen
nach 'nationaler Identität' und Abgrenzung von anderen ethnischen Gruppen Rech-
nung trägt, erscheint Fremdenfeindlichkeit geradezu humanitär. Mit dem Ziel 'frem-
de' Kultureinflüsse zurückzudrängen und die Zahl der in Deutschland lebenden
Migranten drastisch zu reduzieren, kann die Neue Rechte auf Zuspruch weit jen-
seits rechtsextremistischer Kreise hoffen. Auf den Schönhuber-Satz »Deutschland den
Deutschen, die Türkei den Türken!« gebracht, wird das 'Ethnopluralismus'-Konzept
zur scheinbar plausiblen Losung für Bestrebungen, die dem demokratischen Ziel der
Integration entgegengesetzt sind.
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Elite-Denken

Der Begriff Elite bezeichnet gemeinhin eine Gruppe von Menschen, denen eine
besondere Befähigung zugeschrieben wird und die Leitungsfunktionen in Staat und
Gesellschaft einnehmen. Die Soziologie unterteilt diesen Kreis beispielsweise in die
Typen der Macht- oder der Bildungselite. Dass solche Eliten sinnvollerweise existie-
ren, wird in der liberalen Demokratie nur von wenigen bestritten. Selbst die realsozi-
alistischen Staaten, die sich dem marxschen Ideal der 'klassenlosen Gesellschaft'
offiziell verpflichtet fühlten, waren von der Verwirklichung dieses Leitbilds weit ent-
fernt. Der antidemokratische Charakter der neurechten Konzeption von Elite offen-
bart sich somit noch nicht in der Feststellung, dass Eliten bestehen und bestehen soll-
ten. Er zeigt sich vielmehr in der Position, die sie im erstrebten Gemeinwesen beset-
zen, und der Weise, wie sich Elitenrekrutierung vollziehen soll.

So versteht das neurechte 'Thule-Seminar' Elite auf der Grundlage eines biologisti-
schen Weltbildes, demzufolge der Mensch vorrangig durch seine Erbanlagen be-
stimmt ist. Zugehörigkeit zur Elite ist somit von Geburt festgelegt, Aufstiegsmöglich-
keiten sind eine ideologisch bedingte Illusion. Im Sinne der Volksgemeinschafts-Ide-
ologie solle der Einzelne seine Position in der Gesellschaft akzeptieren und das
Gemeinwesen auf einer strikten Hierarchie beruhen. In einem präambelartig voran-
gestellten Absatz des Buches 'Das unvergängliche Erbe. Alternativen zum Prinzip
der Gleichheit', der Grundlegung des 'Thule-Seminars', heißt es:

»Erkennen wir endlich wieder an, was uns Biologie und gesunder Men-
schenverstand sagen: daß die Menschen nicht gleich sind, daß es na-
türliche Rangunterschiede gibt und daß wir die Leistung der Hochbe-
gabten, der Eliten bitter nötig haben, sollen die Weltkrisen der Jahr-
hundertwende bewältigt werden. Wehren wir uns gegen den 'Einheits-
menschen', wie ihn gewisse Ideologien predigen [gemeint ist der Libe-
ralismus], gegen den unmenschlichen 'Zwang, gleich zu sein', gegen
die Auslöschung der Persönlichkeit, gegen die Vermassung. Im Namen
der Freiheit: Vive la différance! [Es lebe der Unterschied]« [Krebs (Hrsg.)
1981: 7]

Somit erfordern die Unterschiede der Menschen, die ihnen erst Persönlichkeit verlei-
hen, ungleiche Mitbestimmungsmöglichkeiten im Staat. In besonders markanter Weise
wendet das 'Thule-Seminar' eine für die Neue Rechte typische Agitationstechnik an:
Sie gibt demokratische Politikentwürfe derart verzerrt wieder, dass die eigenen Vor-
stellungen als plausible, geradezu selbstverständliche Alternative erscheinen. Tat-
sächlich ist nicht der »Einheitsmensch« das Gegenmodell zu neurechten Elite-Kon-
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zeptionen, vielmehr sind es die Prinzipien der Volkssouveränität und der Chancen-
gleichheit. Volkssouveränität, die in Artikel 20 des Grundgesetzes (»Alle Staatsge-
walt geht vom Volke aus«) verankert ist, sieht ein grundlegend gleiches Mitwirkungs-
recht an der Politik vor. Daher sollen die Geschicke des Staates nicht von einer über
den Bürgern stehenden autonomen Elite bestimmt werden, sondern von der Volks-
vertretung, dem Parlament, dessen Abgeordnete in freier, gleicher und geheimer
Wahl von den Bürgern entsandt werden, insofern stellvertretend handeln (Repräsen-
tativprinzip). Unterschiedliche Talente und Neigungen der Individuen, die sich in
erheblichem Maße auf Faktoren der Sozialisation gründen, stellt eine an Chancen-
gleichheit orientierte Politik keineswegs in Abrede. Vielmehr will sie Rahmenbedin-
gungen schaffen, die es den Individuen je nach Leistung und unabhängig von ihrer
Herkunft ermöglichen, hohen Status und hohes Einkommen zu erwerben, das heißt:
zu Personen der Elite zu werden.

Ähnlich nachdrücklich wie das 'Thu-
le-Seminar' fordert Alain de Benoist
eine dominante Führungsschicht,
wenn seine Begrifflichkeit auch va-
ger bleibt: Statt des vergleichsweise
wertneutralen Begriffs der Elite
spricht er sich für eine mythisch über-
höhte »neue Aristokratie« aus und
schließt implizit an den Konservati-
ven Revolutionär Edgar Julius Jung
an, explizit an den Wegbereiter des italienischen Faschismus Georges Sorel 5. Im
Unterschied zum Geburtsadel soll die Zugehörigkeit zur Aristokratie nicht auf unbe-
stimmte Zeit vererbt werden, vielmehr schwebt de Benoist ein »Kreislauf der Eliten«
(Vilfredo Pareto 6) vor, durch den Führungsschichten einander ablösen. Die Rekrutie-
rung der Aristokratie bleibt zwar im Unbestimmten, offenbar erscheint dem Autor aber

die Abstammung als entscheidender
Faktor. Deutlicher äußert er sich zur
Position der Aristokratie im Gemein-
wesen, das sie umfassend führen soll
und durch ihr tugendhaftes Vorbild
geistig prägt (»Jede Aristokratie
schöpft ihr Gesetz aus sich selbst. Sie
schafft Ordnung, weil sie Ordnung
ist.« de Benoist 1985: 89). Den weit-

5 ) Georges Sorel: französischer Publizist (1847-
1922). Die Konstante Sorels wechselhafter politi-
scher Biographie – vom Sozialisten zum Anhän-
ger des italienischen Faschismus – war die Ableh-
nung von Demokratie, Aufklärung und Liberalis-
mus. Sein Denken kreiste um die Kernbegriffe des
Mythos und der Gewalt: Den Mythos verstand er
als rational nicht zugängliche Vision, die es zu
erfüllen gelte; Gewalt war für ihn eine heroische
geschichtslenkende Kraft. Mussolini berief sich ins-
besondere auf Sorels Gewaltverständnis.

6 ) Vilfredo Pareto: italienischer Nationalökonom
und Soziologe (1848-1923). Insbesondere sei-
ne Elite-Theorie machte ihn zum Wegbereiter
des Faschismus; die Neue Rechte griff diese
Ideen auf. Politik ist für Pareto allein die Herr-
schaft von Eliten, die im Laufe der Geschichte
einander ablösen. Handeln sah er als Mittel zur
Erreichung seines Zwecks, die Gültigkeit ethi-
scher Werte schloss er aus. Auf dieser Basis lehnte
Pareto Volkssouveränität, Parlamentarismus und
Menschenrechte ab.
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reichenden Rechten dieser Elite sollen Pflichten gegenüberstehen, durch die sich ihre
Herrschaft legitimiert, eine Kontrolle der einmal bestehenden Aristokratie durch die
Bürger sieht de Benoists Konstrukt allerdings nicht vor. In ähnlichem Sinne definiert
Reinhold Oberlercher ('Deutsches Kolleg') den Adel als die »Gesamtheit der Edlen
eines Volkes, die durch Zucht und Tucht [Disziplin] hervortreten. Ihren Taten folgt das
Heil. Sie sind vorbestimmt, das Volk zu führen.« Geburtsvorrechte seien jedoch eine
»Entartung« und erzeugten »Unheil«. [Oberlercher (2002)]

Die Vorstellung einer zur Elite erklärten Minderheit, die die Mehrheit führt und über
ihr steht, findet sich im Negativbegriff der 'Masse' wieder, der in neurechten Publi-
kationen immer wieder auftaucht. Er stellt implizit das demokratische Mehrheitsprin-
zip in Frage und legt nahe, nur wenige könnten den richtigen Weg der Politik erken-
nen, die überwiegende Bevölkerung sei zu solchen Entscheidungen unfähig. In die-
sem Sinne lässt sich ein Beitrag der 'Jungen Freiheit' verstehen, der vor »dem 'demo-
kratisch gesenkten Daumen der Pluralität'« warnte (gekennzeichnet als Zitat des Film-
regisseurs Hans-Jürgen Syberberg) und die Rechte aufforderte, diesem »ihr eigenes
Verständnis von organischer Demokratie entgegenzustellen«; sie bleibe primär »der
Feind aller egalitären Massengesellschaften« (Olles 1998).

Kritik am parlamentarischen System

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass Vertreter der Neuen Rechten vom Ideal
einer identitären Demokratie im Sinne Carl Schmitts ausgehen (vgl. Kapitel 5.1). Dass
dieses Modell die Abschaffung des Parlamentarismus im heutigen Sinne voraussetzt,
bleibt häufig unausgesprochen. Tatsächlich aber stellt diese Strömung dem Wett-
streit unterschiedlicher Meinungen und Interessen, der der parlamentarischen De-
mokratie zugrunde liegt, die Vorstellung gegenüber, Regierende und Regierte soll-
ten zu einer Einheit verschmelzen, die auf der Idee der Volksgemeinschaft basiert. In
der Konsequenz schließt dieses Ideal – das einige neurechte Autoren mit dem kon-
servativ-revolutionären Begriff als 'organische Demokratie' bezeichnen – das Recht
auf Ausübung einer Opposition aus, das zum Kernbestand des Grundgesetzes zählt.
Richtungsweisende Beiträge zu diesem Thema hat die 'Junge Freiheit' in den frühen
90er Jahren veröffentlicht, die als Folie für ihre später vorsichtiger vorgetragene Kri-
tik an Parlament und Abgeordneten zu verstehen sind. Insbesondere die Forderung,
plebiszitäre Elemente in der deutschen Verfassung zu stärken, die auch demokrati-
sche Initiativen häufig erheben, dient in der Neuen Rechten dem Ziel, die zentrale
Rolle des Parlaments zu brechen, und widerspricht ihrem Elite-Denken daher allenfalls
auf den ersten Blick.
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Antiparlamentarische Auffassungen hat insbesondere der JF-Autor Klaus Kunze in
zahlreichen Beiträgen zum Ausdruck gebracht. »Ein parlamentarisches System«, so
schrieb er im Oktober 1992, könne »genau genommen eben keine Demokratie sein«.
Im Zentrum seiner Kritik standen – in der Tradition der Konservativen Revolution – die
politischen Parteien, die er abschätzig als »Altparteien« bezeichnete sowie die be-
stehende parlamentarische Demokratie als »Parteienfeudalismus« und »Posten-
verteilungskartell«. Als Leitdifferenz stellte er die »mannigfaltigen Sonderinteressen«
heraus, deren Spiegelbild das Parlament sei, andererseits ein »allgemeines Interes-
se«, das nicht näher bestimmt wurde, daher nebulös blieb und dessen Sachwalter
»die Macht des Staates« sein solle. Dieses übergeordnete Interesse finde im beste-
henden System keinen Ausdruck. Zwar forderte Kunze nicht die Abschaffung des
Parlaments, gleichwohl liefen seine Vorschläge auf einen dramatischen Kompetenz-
verlust hinaus, der es zur Bühne folgenloser Debatten degradieren würde. So for-
derte er die Direktwahl eines in seinen Befugnissen entscheidend gestärkten Bundes-
präsidenten, der Kanzler und Minister ernennen und entlassen solle. Neben der
Kontrolle der Regierung, die dem Parlament entzogen werden sollte, sollte der Bun-
despräsident auch entscheidenden Einfluss auf die Judikative haben: Deren Aufsicht
solle eine dem Präsidenten unterstellte Kommission aus Vertretern des Justizministeri-
ums, Richtern und Hochschullehrern übernehmen. Mitarbeitern der Regierung – un-
terhalb der Ministerebene -- solle es verboten sein, einer Partei anzugehören, ebenso
wie Mitarbeitern öffentlich-rechtlicher Medien. Als zentrales Instrument zur Schwä-
chung von Parlament und Parteien sah Kunze Volksentscheide vor und machte aus
der strategischen Bedeutung dieses Mittels keinen Hehl: Plebiszite seien der
»archimedische[r] Punkt [...], von dem aus das System aus den Angeln gehoben
werden kann. [...] Wir müssen uns eines integralen Wertes des parlamentarischen
Systems bemächtigen und zum Angriffsinstrument umfunktionieren. Nur dann wer-
den seine systemimmanenten Abwehrmechanismen nicht greifen.«

Ein Staat wie die Bundesrepublik, der auf dem Demokratieprinzip beruhe – so die
strategische Logik – könne der Forderung nach Volksentscheiden wenig entgegen-
halten. Auch Verfassungsänderungen sollten durch Volksentscheid möglich sein –
Ausnahmen, etwa die Grundrechte des Individuums oder Bestimmungen zum Schutz
von Minderheiten, sah Kunzes Neun-Punkte-Programm nicht vor. Dessen Konsequenz
– die weitestgehende Entmachtung des Parlaments – benannte der Autor sarkas-
tisch, aber unmissverständlich:

»Dem Parlament wäre die Bürde genommen, für eine 'stabile Regie-
rung' geradestehen zu müssen, und ungeniert könnten sich hier die
vielfältigsten Interessen, Parteien und Meinungen tummeln. Stabil re-
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giert würde anderswo!« (Zitate in: Kunze 1995: 215f., 1994, 1993,
1992)

Vor diesem gedanklichen Hintergrund stehen diffamierende Äußerungen über de-
mokratische Politiker und Institutionen, die in der 'Jungen Freiheit' und anderen neu-
rechten Organen vorkommen. So schrieb der Herausgeber der neurechten Zeitschrift
'Staatsbriefe', Dr. Hans-Dietrich Sander: »Es gibt in Berlin keinen einzigen Minister
mehr, der dem Volk, das ihn gewählt hat, nicht mit einem Backpfeifengesicht gegen-
überstünde« (Sander 2000: 1). 1997 bezeichnete die 'Junge Freiheit' die Bundes-
republik als »Narrenrepublik« (Röhl 1997) und deren Repräsentanten als »Bonner
politische Klasse«, die sich »schon klammheimlich vom Grundgesetz verabschiedet«
habe (Kunze 1997). Vor dem Umzug von Parlament und Regierung nach Berlin stand
die Bundesstadt Bonn in Organen der Neuen Rechten für das verhasste – parlamen-
tarisch-demokratische – Establishment. Bonn war Inbegriff einer trägen, provinziel-
len Politik, der sich diese Strömung als dynamische, auf internationale Machterwei-
terung bedachte Kraft gegenüberstellte. Die Zeitschrift 'Nation & Europa' (NE)
beispielsweise sprach in dieser Zeit von der »Bonner Parteienclique« und von der
»politische[n] Kaste am Rhein«. Mit der Bezeichnung politischer Entscheidungsträ-
ger als »Machtkartell« suggerierte NE, sie glichen einer kriminellen Vereinigung. Auch
die deutsche Justiz greifen neurechte Medien – im Zuge der Kampagne gegen 'Po-
litical Correctness' – mitunter massiv an: Nachdem das Bundesverfassungsgericht

die Beschwerde des 'Staatsbriefe'-Herausge-
bers gegen ein vorinstanzliches Urteil wegen
Volksverhetzung abgelehnt hatte, schrieb die-
ser: »Da sind mir die Typen wie der Freisler7 und
die Benjamin8 lieber. Wenn sie auch Blutrichter
genannt wurden, waren sie wenigstens ehr-
lich.« (Sander 1999)

Ablehnung der angeblich vorherrschenden 'Political Correctness'

Die Kampagne gegen die angeblich vorherrschende 'Political Correctness' (PC) zählt
seit Mitte der 90er Jahre zu den dominierenden Themen der Neuen Rechten. Sie
behauptet, Staat und Gesellschaft in Deutschland hinderten rechtsgerichtete Perso-
nen mit diktatorischen Mitteln daran, ihre Meinung frei zu äußern, indem diese An-
sichten tabuisiert und ihre Verbreitung mit Strafe belegt würden. Der Mehrheit der
Gesellschaft wirft die Neue Rechte somit ein intolerantes Gebaren vor, dem Staat die
Verletzung verfassungsmäßiger Freiheitsrechte der Bürger. In diesem Sinne behaup-

7 ) Roland Freisler: Präsident des Volks-
gerichtshofes im Dritten Reich

8 ) Hilde Benjamin: Oberste Richterin
und Justizministerin der DDR
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tete der Herausgeber der 'Staatsbriefe', die Bundesrepublik Deutschland habe sich
»zur dritten totalitären Diktatur in diesem Jahrhundert auf deutschem Boden gemau-
sert« (Sander 1996: 1); eine wirkliche Meinungs-, Presse-, Forschungs-, und Wissen-
schaftsfreiheit lasse sie nicht zu. Die 'Junge Freiheit' nannte die 'Political Correctness'
eine »rigide, heuchlerische Pseudo-Moral, die sich durch Sprach- und somit auch
Denkregulierungen hervortut« (Hofrath 1999).

Ursprünglich bezeichnet das Schlagwort 'Political Correctness' US-amerikanische
Bemühungen seit den 1990er Jahren, verbreitete Begriffe für gesellschaftliche Grup-
pen zu ersetzen, die von den Betroffenen als diskriminierend empfunden werden.
An ihre Stelle sollen wertneutrale, sprachlich gelegentlich umständliche Formulierun-
gen treten, wie der Begriff 'Amerikaner afrikanischer Abstammung', der die Bezeich-
nung 'Schwarze' ablösen soll. In diesem Sinne ist die 'Political Correctness' ein – wenn
auch umstrittenes – Mittel, um »soziale, geschlechtsspezifische und rassische Ungleich-
heit, Intoleranz, Diskriminierung und Vorurteile zu überwinden« (Kurthen/Losey 1995:
5). Ähnliche Initiativen, die sich nicht als PC bezeichneten, haben in Deutschland
dazu geführt, dass abwertende Bezeichnungen für ethnische Gruppen – wie 'Ne-
ger' oder 'Zigeuner' – aus dem medialen Sprachgebrauch weitgehend verschwun-
den sind. Inzwischen hat der Begriff 'Political Correctness' auch Einzug in den Jar-
gon von Journalismus und Politik in Deutschland gefunden und wird meist als spötti-
sche Bezeichnung für politische und gesellschaftliche Verhaltenskodizes verwandt,
die unausgesprochen bleiben, für die meisten Menschen aber als verbindlich gel-
ten. In der neurechten Publizistik verliert der Terminus diesen launigen Unterton und
wird zum Kampfbegriff, der über sein gebräuchliches Verständnis erheblich hinaus-
reicht.

So gerät die Durchsetzung des geltenden deutschen Rechts im Verständnis der Neu-
en Rechten zu einem Akt geradezu zwanghafter PC. Gemeint sind in diesen Fällen
die Vorschriften des Strafgesetzbuches über Äußerungs- und Verbreitungsdelikte, die
die Verwendung bestimmter rechtsextremistischer Behauptungen und Symbole un-
ter Strafe stellen. Die Kritik dieses Lagers richtet sich vor allem gegen den Straftatbe-
stand der Volksverhetzung (§ 130 StGB), der 1994 novelliert wurde und seither
ausdrücklich die öffentliche Leugnung des Holocaust verbietet. Nicht zuletzt aufgrund
dieser Neufassung sind in den vergangenen Jahren zahlreiche Rechtsextremisten
wegen Volksverhetzung verurteilt sowie entsprechende Bücher und CDs bundesweit
beschlagnahmt worden. Ein regelmäßiger Kolumnist der 'Jungen Freiheit' bezeich-
nete den Paragraphen daher als ein »Instrument [...] des Terrors« und nannte die
Volksverhetzung »eines jener unheimlichen Gummiwörter, mit denen man alles und
jeden kriminalisieren kann (und auch tatsächlich kriminalisiert), was dem herrschen-
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den Zeitgeist anstößig ist« (»Pankraz« 1998). Das Blatt solidarisierte sich zudem mit
'Staatsbriefe'-Herausgeber Sander, nachdem er wegen zynisch den Holocaust leug-
nender Aussagen verurteilt worden war. Er sei, so die JF, den »Sbirren [früher für ita-
lienische Polizeidiener] der 'Political Correctness' in die Fänge« geraten (Zehm 1998).

Auffällig ist die regelmäßige Parallele, die neurechte Publikationen zwischen Bun-
desrepublik Deutschland und Nationalsozialismus ziehen. Auf diese Weise baga-
tellisieren sie nicht nur dessen Verbrechen, sondern rücken den heutigen deutschen
Staat in die Nähe von Unrechtssregimen, vielfach setzen sie beide sogar gleich. Ei-
nen Schritt weiter ging der Initiator der Kampagne 'Appell der 100 – Die Meinungs-
freiheit ist in Gefahr', der unter anderem in einer überregionalen Tageszeitung und
in der 'Jungen Freiheit' veröffentlicht wurde (vgl. Kapitel 7.5). Im JF-Interview ant-
wortete er auf die Frage, ob sich das »Meinungsklima im Jahre 1996 dem der drei-
ßiger Jahre« annähere:

»Es ist bereits viel schlimmer als in den letzten beiden Jahren des Drit-
ten Reiches, weil man damals im Kameraden- oder im Bekanntenkrei-
se immer noch ein offenes Wort reden konnte.« (zit. nach Interview Schrö-
cke 1996)

Häufig dehnt die Neue Rechte den Begriff des Totalitarismus, der von einem Teil der
Politik- und Geschichtswissenschaft als Sammelbegriff für den Nationalsozialismus
sowie die Regime des Ostblocks verwandt wird, auf die Bundesrepublik aus und
erklärt diese somit zum antidemokratischen System. In einem Beitrag der 'Jungen Frei-
heit' hieß es, in keinem der westlichen Staaten sei »'der Raum der geistigen Freiheit'
so neototalitär 'verdampft' [...] wie in der BRDDR; skurrilerweise ähneln die 'Demo-
krazis' ihrem Feind, 'den Nazis', mittlerweile aufs Haar, seit es Verbote, Erlasse,
Gesetze, Straftatbestände, Haftstrafen 'gegen Rechte' hagelt [...].« (Winckler 2001)

Im selben Sinne behaupteten die 'Staatsbriefe', in heutigen Verfahren gegen Perso-
nen, die am NS- oder DDR-Regime beteiligt waren, sitze »Beelzebub über dem Teu-
fel zu Gericht« (Sander 1996: 1).

Zu den treibenden Kräften der neurechten Front gegen die
'Political Correctness' zählt die 'Junge Freiheit'. Seit 1996
vertreibt sie Aufkleber mit dem Schriftzug »Für die Freiheit.
Political Correctness – Nein Danke«, die sich in die konti-
nuierlichen Bemühungen einreihen, das Blatt zum pluralis-

Zentralthema der Neuen Rechten auf Aufklebern der 'Jungen Frei-
heit': die 'Political Correctness' (diese und folgende Seite)
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tischen Medium zu stilisieren, dem Verbindungen zum
Rechtsextremismus böswillig unterstellt würden. Die Ab-
lehnung der PC ist somit auch ein Mittel der Neuen Rech-
ten, ihre Thesen gegen Kritik zu immunisieren: Indem po-
litische Gegner zu willfährigen Handlangern der 'Poli-
tical Correctness' erklärt werden, spricht die Neue Rechte
ihren Argumenten die Seriosität ab, die eigenen Anhän-
ger stilisiert sie dagegen zu Querdenkern, die überleb-
te Tabus brächen und originelle ('nonkonformistische')
Ideen zu Tage förderten.

Als Kernelement der 'Political Correctness' in Deutschland gilt der Neuen Rechten
das kritische Erinnern an den Nationalsozialismus, das im öffentlichen Diskurs lange
Zeit als Vergangenheitsbewältigung bezeichnet wurde. Tatsächlich entspricht das
Gedenken an die Opfer der NS-Verbrechen dem breiten Konsens in Politik und Ge-
sellschaft, dass die deutsche Politik stets von dem Gedanken getragen sein muss,
Vergleichbares für alle Zukunft unmöglich zu machen. Der Soziologe Theodor W.
Adorno brachte dieses Verständnis auf den vielzitierten Begriff eines »neuen kate-
gorischen Imperativs«, das Denken und Handeln so auszurichten, »daß Auschwitz
nicht sich wiederhole, nichts Ähnliches geschehe« (Adorno 1973: 358). Die durchaus
fragwürdige Bezeichnung Vergangenheitsbewältigung ist im allgemeinen Sprach-
gebrauch inzwischen seltener geworden, in der Neuen Rechten wird sie höhnisch
verwandt und gelegentlich mit VB abgekürzt: Sie steht für ein angeblich krankhaft
gespaltenes Verhältnis der Deutschen zur Nation ('Nationalmasochismus') und ei-
nen systematisch geschürten Schuldkomplex. Ein Beitrag der 'Staatsbriefe' sprach
von der »offiziös propagierte[n] deutsche[n] Zivilreligion, welche dem deutschen Gut-
menschen aufgibt, 'historische Schuld' auf sich zu laden« (Schüßlburner 1996: 7).

Das Gedenken der NS-Opfer, so behauptet die Neue Rechte, geschehe nicht um
der Sache willen, es werde instrumentalisiert, um ein von links dominiertes Meinungs-
klima moralisch abzustützen. Rechtsgerichtete Ansichten sollten mit der »Faschismus-
keule« – so nannte der ständige JF-Mitarbeiter Prof. Dr. Hans-Helmuth Knütter sein
1994 erschienenes Buch – niedergeschlagen werden. In diesem Sinne tritt auch die
Bezeichnung 'Historical Correctness' auf. Sie kann sich – pauschal – gegen das kri-
tische Erinnern an den Nationalsozialismus richten oder – konkret – gegen die Straf-
verfolgung von Holocaustleugnern. Durch die Formulierung 'Historical Correctness'
solidarisieren sich neurechte Autoren häufig mit Revisionisten, ohne deren Thesen
nachweislich zu übernehmen. Der Begriff ist somit ein weiteres Beispiel für die Sprach-
taktik der Insinuation (vgl. 5.1). Auch die Kritik an der 'Political Correctness' im Allge-
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meinen lässt sich als Tarnstrategie verstehen: Während der Begriff – auch die Abkür-
zung PC – im allgemeinen Sprachgebrauch zwar negativ besetzt ist, aber überwie-
gend ironisierend, nur selten aggressiv gebraucht wird, birgt er in der Neuen Rech-
ten mitunter den Pauschalangriff auf den demokratischen Staat und weitreichende
gesellschaftliche Übereinkünfte. Deutlicher als die Rede von 'Political' und 'Histori-
cal Correctness' ist die meist scharfe Kritik an einer angeblich fortdauernden 'Umer-

ziehung' durch die westalliierten Siegermächte des
Zweiten Weltkrieges, die in der Neuen Rechten, aber
auch im traditionellen Rechtsextremismus verbreitet
ist. Dem Ursprung nach ist 'Umerziehung' die Über-
setzung der 'Reeducation'-Programme, mit denen
insbesondere die USA nach 1945 das demokratische
Bewusstsein der Deutschen stärken wollten. Die West-
Alliierten erklärten die Demokratisierung Deutsch-
lands – beispielsweise des Bildungswesens, der Pres-
se- und Rundfunklandschaft – zu einem der Haupt-
ziele ihrer Besatzung, waren sich aber bewusst, dass
die auf einen Begriff der US-amerikanischen Erzie-
hungswissenschaft zurückgehende 'Reeducation' als
erzwungener Prozess des Umdenkens interpretiert
werden könnte. Da die Formulierung tatsächlich Ab-
wehrreaktionen in Deutschland hervorrief, wurde sie

später durch 'Reorientation' ersetzt. Die Formulierung 'Umerziehung' belebt die da-
maligen Emotionen gegen die Sieger des Weltkrieges, geht aber über die Bedeu-
tung von 'Reeducation' deutlich hinaus: Vielmehr bezeichnet sie angebliche Bestre-
bungen, deutsche Kultur und Werte systematisch durch Fremdes zu ersetzen. Ähn-
lich wie der Begriff der 'Umerziehung' gibt der der 'Patriotenverfolgung' der Kam-
pagne gegen die 'Political Correctness' eine schärfere Wendung. Er taucht vorwie-
gend in Gruppen und Medien an der Nahtstelle zwischen Alter und Neuer Rechter
auf und hat sich im Titel des 1997 erschienenen Sammelbandes 'Unterdrückung und
Verfolgung Deutscher Patrioten. Gesinnungsdiktatur in Deutschland?' niedergeschla-
gen, der sich als »Standardwerk« zum Thema versteht [Eibicht (Hrsg.) 1997: 666].
Zu den über 30 Autoren zählen Protagonisten des traditionellen Rechtsextremismus
ebenso wie neurechte Publizisten – die Herausgeber der Periodika 'Europa Vorn'
(heute: 'Signal'), 'Staatsbriefe' und 'Sleipnir' – sowie Personen, die nicht zum rechts-
extremistischen Spektrum zu rechnen sind. Der Kreis verweist auf die erhebliche Brei-
tenwirkung, die die Anti-PC-Kampagne und verwandte Themenfelder entfalten kön-
nen.
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7. Erscheinungsformen

Die Erscheinungsformen der Neuen Rechten in Deutschland sind vielfältig. Sie rei-
chen von der publizistischen Arbeit, die dem metapolitischen Konzept entsprechend
im Zentrum steht, über Seminarveranstaltungen bis hin zu Einflüssen auf jugendli-
che Subkulturen oder studentische Gruppen. Diese Aktivitäten sind in unterschiedli-
chem Maße nach innen – auf Ideologiebildung des Rechtsextremismus – oder nach
außen – auf größtmögliche Breitenwirkung – gerichtet. In der Summe bestätigen sie
die Doppelfunktion der Neuen Rechten. Deren typische Struktur sind lose Diskussi-
onszirkel oder Kreise im Umfeld publizistischer Projekte. Mitgliedsstarke und streng
hierarchisch aufgebaute Organisationen widersprächen dagegen dem intellektu-
ellen und elitären Anspruch dieser Strömung. Gruppen und Publizistik der Neuen
Rechten in Deutschland können im Folgenden nicht umfassend und vollständig dar-
gestellt werden. Vielmehr werden wichtige Kreise sowie Zeitungen und Zeitschriften
schlaglichtartig analysiert, insbesondere unter den Aspekten ihrer Entwicklung, Pro-
grammatik und Bedeutung für die Neue Rechte.

7.1  Gruppen und Organisationen

Deutsch-Europäische Studiengesellschaft (DESG)/
Synergon Deutschland

Gründung: 1972

Sitz: Hamburg

Publikationen: 'DESG-inform' (bis Januar 2002: neun bis zehn
Ausgaben jährlich)
'Hagal'/'Synergon-forum' (vierteljährlich)
'Junges Forum' (unregelmäßig)

ENTWICKLUNG: Die'Deutsch-Europäische Studiengesellschaft' (DESG) ist aus einem
Seminarkreis junger Akademiker hervorgegangen, der seit 1964 unter Bezeichnun-
gen wie 'Die Legion', 'Deutsch-Europäische Gesellschaft' und 'Sababurg-Runde'
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auftrat. Nach einem Bedeutungsverlust in den 70er Jahren wurde die Organisation
Mitte der 80er Jahre wiederbelebt. Von 1985 bis Anfang 2002 gab sie den monat-
lichen Informationsdienst 'DESG-inform' heraus, der im Hamburger 'Verlag Deutsch-
Europäische Studien' erschien. Während das Mitteilungsblatt über Interna rechtsex-
tremistischer Organisationen berichtete und neurechte Publikationen aus dem In- und
Ausland rezensierte, dient die Heftreihe 'Junges Forum' seit den 70er Jahren als The-
orieorgan. Ende 1997 hat sich 'Synergon Deutschland' – die deutsche Sektion des
neurechten Netzwerkes 'Europäische Synergien' um den Belgier Robert Steuckers
(vgl. Kapitel 1.3) – der DESG als Arbeitsgemeinschaft angeschlossen. Auf diese Weise
hat die überalterte Organisation jüngere Mitglieder gewonnen. Der Dresdner Ver-
lag 'Zeitenwende', der das 'Synergon'-Magazin 'Hagal' herausgibt, hat im April
2002 angekündigt, 'DESG-inform' als Bei-
hefter zu 'Hagal'9 unter dem Titel 'Synergon
Forum' weiterzuführen.

PROGRAMMATIK: Die DESG zählt zum nationalrevolutionären Flügel der Neuen Rech-
ten und sieht sich als überparteiliches Forum aller 'nonkonformen' und 'systemkriti-
schen' Kräfte. In den 70er und 80er Jahren hat sich die Organisation bemüht,
insbesondere auf die Ökologie-Bewegung Einfluss zu nehmen. Gleichzeitig lehnte
sie sich schon früh eng an die französische Nouvelle Droite an, insbesondere deren
Vordenker Alain de Benoist. Der 'Ethnopluralismus' zählt kontinuierlich zu den Kern-
ideologemen der DESG, eng verbunden mit Konzepten, die auf eine Stärkung der
Regionen zielen. Durch die intensivere Zusammenarbeit mit dem Verlag 'Zeitenwende'
setzt die DESG inzwischen offenbar besonders auf die Themenfelder Neuheiden-
tum und Esoterik, die sie mit neurechtem Gedankengut verbindet. Nach wie vor be-
ruft sich die Organisation auf Protagonisten der Konservativen Revolution: So hob
der Gründer der 'Europäischen Synergien' auf einer Veranstaltung der deutschen
Sektion im März 2002 den Staatsrechtler Carl Schmitt (vgl. 2.3) als einen herausra-
genden Politikwissenschaftler hervor.

BEDEUTUNG: Durch Vorträge und Diskussionen fördert die DESG die Zusammenar-
beit der Neuen Rechten in Deutschland. Bei diesen Veranstaltungen treten auch sze-
nebekannte Rechtsextremisten auf, so dass die Seminartätigkeit der DESG eine Schu-
lungsfunktion für den intellektuellen Rechtsextremismus erfüllt. Durch die Zusammen-
arbeit mit den 'Europäischen Synergien' ist sie in ein internationales Netzwerk neu-
rechter Denkzirkel eingebunden, wenn die DESG-Aktivitäten auf europäischer Ebe-
ne auch inzwischen nahezu bedeutungslos geworden sind. Zu ihren wichtigsten
Aktivitäten zählte zuletzt das Mitteilungsblatt 'DESG-inform', das Beiträge aus der

9 ) Hagal: Rune, die als Heilssymbol gilt
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Neuen Rechten, aber auch dem traditionellen Rechtsextremismus umfasste und so-
mit als Informationsbörse diente.

Deutsches Kolleg

Gründung: 1994

Sitz: Berlin/Würzburg

Publikationen: Schulungsmappen, WWW-Homepage

ENTWICKLUNG: Der Theoriezirkel 'Deutsches Kolleg' hat 1994 die Nachfolge des
Berliner Leserkreises der 'Jungen Freiheit' angetreten. Ideologische Köpfe des Krei-
ses sind sein Mitgründer Dr. Reinhold Oberlercher sowie inzwischen auch der ehe-
malige RAF-Aktivist Horst Mahler. Beide begannen ihre politische Tätigkeit in den spä-
ten 60er Jahren beim 'Sozialistischen Deutschen Studentenbund' (SDS). Das 'Deut-
sche Kolleg' versteht sich als Schulungseinrichtung der »jungen nationalen Intelligenz«
[Kolleg o.J. (1994): 2]. Es veranstaltet Seminare und erstellt Materialienmappen zur
Ideologiebildung, darunter die 'Schulungstexte zum Vierten Reich' (1998).

PROGRAMMATIK: Das 'Deutsche Kolleg' geht davon aus, dass das Deutsche Reich
fortbesteht, wenn seine Staatsorgane auch handlungsunfähig seien. Insofern bezeich-
net es sich als »Verbindung reichstreuer Deutscher«, die »durch Theorien, Schulun-
gen, Programme, Erklärungen und Wortergreifungen [ihren] Beitrag zur Wiederher-
stellung der vollen Handlungsfähigkeit des Deutschen Volkes als Deutsches Reich«
leiste. Der Beitritt wird mit einem Schwur besiegelt, demzufolge das neue Mitglied
dem Reich die Treue halten und dessen Freiheit mit seinem »Gut und Blut« schützen
werde. Der Zirkel ist der prononcierteste Vertreter der deutschen Nationalrevolutio-
näre: Auffällig knüpft er an sprachlichen und ideologischen Mustern linksgerichteter
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Gruppen an – insbesondere der Frontstellung zum Kapitalismus – und propagiert
einen 'Befreiungsnationalismus', der eng mit antiamerikanischer Agitation verbun-
den ist und die Beendigung der angeblich fortdauernden 'Besatzung' Deutschlands
fordert. Damit verbindet die Organisation einen für die Neue Rechte eher untypi-
schen aggressiven Antisemitismus, da sie die USA und auch Deutschland als von
Juden – zumindest einem 'jüdischen Geist' – beherrscht sieht. So fordert das 'Deut-
sche Kolleg' das Verbot »aller vom jüdischen Volksgeist beeinflussten Vereinigungen
und Einrichtungen« [Zitate in: Deutsches Kolleg (2002); Mahler/Oberlercher/Mee-
nen (2002)a, (2002)b]. Fremdenfeindlichkeit äußert es nicht nur abstrakt als 'Ethno-
pluralismus', sondern fordert direkt zur Ausgrenzung von Migranten auf: So propa-
giert es die »Beendigung der Ausländerbeschäftigung und Entausländerung der
Wohnbevölkerung in Deutschland« [Sozialpolitisches Notprogramm (2002)].

BEDEUTUNG: Obgleich ein neurechter Zirkel, strahlt das 'Deutsche Kolleg' ideolo-
gisch erheblich auf den traditionellen Rechtsextremismus aus. Dies legen die rassis-
tische Diktion und zentrale Bedeutung des Reichsgedanken nahe sowie die Bezie-
hungen des Kreises zur NPD – personelle Schnittstelle ist insbesondere Horst Mahler,
der NPD-Mitglied und Anwalt der Partei im Verbotsverfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht ist. Mahler und Oberlercher treten als Autoren, Interviewpartner und
Referenten für ein breites Spektrum rechtsextremistischer Gruppen und Medien von
rechtsintellektuellen Schriften bis zu neonazistischen Kreisen auf. Systematischer als
die meisten neurechten Gruppen nutzt das 'Deutsche Kolleg' zudem das Internet
zur Verbreitung seiner Materialien. Bislang hat der Zirkel, namentlich sein Hauptini-
tiator Oberlercher, allerdings vergeblich versucht, sich als zentraler Vordenker der
rechtsextremistischen Szene zu positionieren. Die spezifische Verbindung von Mar-
xismus und Nationalismus sowie die krude Reichsideologie sind inzwischen bei Tei-
len der Neuen Rechten auf Kritik gestoßen. Zudem hat das Interesse der Szene an
den theoretisch ausgerichteten Schulungen des Kreises abgenommen.

Thule-Seminar

Gründung: 1980

Sitz: Kassel

Publikationen: 'Elemente' (unregelmäßig)
'Thule-Briefe' (geplant: vierteljährlich)
WWW-Homepage
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THULE-MYTHOS: In der rechtsextremistischen Esoterik steht
Thule für ein »untergegangenes nordisches Reich, dessen
versprengte Überlebende später angeblich die germani-
sche oder nordische Rasse gegründet haben« (Heller/Ma-
egerle 1998: 7). Die Legende von Thule behandelt
beispielsweise der NS-Ideologe Alfred Rosenberg in sei-
nem Buch 'Der Mythus des XX. Jahrhunderts'. Sie tauchte
bereits im Namen der 1919 gegründeten 'Thule-Gesell-
schaft' auf – einer Vorläuferorganisation der NSDAP. Ihr
Emblem, das 12-speichige Sonnenrad (Schwarze Sonne
vgl. 7.7), symbolisiert den Thule-Mythos in rechtsextremisti-
schen Kreisen bis heute und findet sich auf einer Vielzahl
von Produkten – vom T-Shirt bis zur Krawattennadel –, die
innerhalb der Szene kommerziell vertrieben werden. Auch
das 'Thule-Seminar' verwendet das Sonnenrad als eines
seiner Erkennungszeichen. Es ist mit dem 1999 aufgelös-
ten rechtsextremistischen Mailboxverbund 'Thule-Netz' und
seiner noch bestehenden Internet-Domain nicht strukturell
verbunden. Der ehemalige Kopf des Netzes war zeitweise
publizistisch für das Seminar tätig und speiste dessen Tex-
te in seine Mailbox 'Widerstand' (Erlangen) ein. Auf diese
Weise versuchte er, Positionen der Neuen Rechten in das
überwiegend neonazistisch geprägte Netz einzubringen.

ENTWICKLUNG: Das 'Thule-Seminar', das sich auch als 'For-
schungs- und Lehrgemeinschaft für die Indoeuropäische
Kultur' bezeichnet, zählte zu den ersten Denkzirkeln der
Neuen Rechten in Deutschland. Nach einer aktiven Phase
in den 1980er Jahren trat es in der ersten Hälfte der 90er
kaum noch in Erscheinung. Seit 1995 hat der Zirkel seine
Tätigkeit wieder verstärkt und bemüht sich mit begrenztem
Erfolg, bundesweite Strukturen aufzubauen, insbesondere
über Förderkreise – 'Hugin'-, 'Munin'-10 und 'Gungirkreis'11

– und lokale Stützpunkte – 'metapolitische Zellen' (Meta-

Produkte mit dem Sonnenrad aus dem Kata-
log des 'Deutsche-Stimme-Versands' (NPD).

10 ) Hugin, Munin:
Legendäre Raben des Göttervaters Odin

11 ) Gungir: Speer Odins
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pos) – Mitarbeiter und Sponsoren zu gewinnen. Unregelmäßig, zuletzt 1998, gibt
das Seminar die aufwändig produzierte Buchzeitschrift 'Elemente' heraus, die sich
als Pendant zur gleichnamigen Publikation der Nouvelle Droite versteht. Vorwiegend
an jugendliche Leser richtete sich das Magazin 'Metapo', das von 2000 bis 2002
erschien. Das Mitteilungsblatt 'Thule-Briefe' stellte es 1997 nach nur drei Ausgaben
ein, hat es aber Anfang 2002 wiederbelebt. Dem Seminar ist der 'Ariadne Buch-
und Kunstversand' angeschlossen, der beispielsweise Bücher des Seminar-Gründers
Pierre Krebs und Alain de Benoists, Schmuck und Kleidung vertreibt. Zum Angebot
zählt seit 2001 der von Krebs redigierte Kalender 'Mars Ultor'12 (»Der Taschenpla-

ner der Avantgarde«), der Runen er-
läutert und auf die wichtigsten Ver-
anstaltungen des 'Thule-Seminars'
sowie der Nouvelle Droite seit 1968
verweist.

PROGRAMMATIK: Das 'Thule-Seminar' versteht sich als »geistig-geschichtliche Ideen-
schmiede«, die sich für die »europäische Neuordnung« nach den Prinzipien des
'Ethnopluralismus' einsetzt. Kennzeichnend ist das biologistische Menschenbild, auf
dessen Grundlage das Seminar die Weltbevölkerung in 'Rassen' als homogene
genetische Einheiten einteilt, deren Identität zu bewahren sei. Mischung hingegen
führe zur »multirassischen [...] Zersetzung« und »monoprimitiven Gesellschaft«. Auf
Aufklebern propagierte der Zirkel zeitweise den eigentümlichen Slogan: »Rasse ist
klasse«. Judentum und Christentum ('Judäo-Christentum') lehnt er gleichermaßen als
fremde Glaubensrichtungen ab und fordert die Besinnung auf das »heidnisch-reli-
giöse Erbe«. Darauf verweist der Bezug auf den Thule-Mythos sowie die Bezeich-
nung der Förderkreise nach Figuren aus der nordischen Mythologie. In vielfacher
Hinsicht schließt das 'Thule-Seminar' an den französischen
Vordenker Alain de Benoist an, insbesondere an dessen
Gramsci-Rezeption und das metapolitische Konzept. In die-
sem Sinne versteht sich das 'Thule-Seminar' als »unabhän-
gig von allen Parteien jeglicher Couleur«. [Zitate in: Das
Thule-Seminar (2002)]

BEDEUTUNG: In seiner Frühphase hat das 'Thule-Seminar'
wesentliche Anstöße zur Intellektualisierung des deutschen
Rechtsextremismus geliefert, insbesondere die Ideen der
Nouvelle Droite aufgegriffen und szeneintern bekannt ge-
macht. Entsprechend dem metapolitischen Anspruch, legte
es seinen Schwerpunkt auf Publizistik und Schulungsarbeit,

12 ) Mars Ultor: Rächender Kriegsgott. Augustus
ließ den prunkvollen Mars-Ultor-Tempel bauen,
nachdem er die Mörder seines Adoptivvaters Julius
Caesar, Brutus und Cassius, besiegt hatte.
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die zeitweise mit umfangreicher Vortragstätigkeit verbunden war. An das anfängli-
che Ausmaß der Aktivitäten, die zu Beginn der 90er Jahre nahezu zum Erliegen ge-
kommen waren, konnte es später nicht mehr anknüpfen. Auch wenn sich das Semi-
nar in Selbstdarstellungen nach wie vor zur namhaften Forschungsstätte stilisiert,
entfaltet es keine nennenswerte Breitenwirkung und nimmt innerhalb der Neuen
Rechten eine Randstellung ein, so dass seine Publikationen nur noch eine begrenzte
Resonanz finden. Die Rassenideologie und die vehemente Ablehnung des Christen-
tums – zugunsten heidnischer Mythologie – haben die Entwicklung des 'Thule-Semi-
nars' zu einem sektenähnlichen Kreis vorangetrieben.

7.2 Organisationsunabhängige
Periodika

Die unter 7.2.1 und 7.2.2 folgenden neurechten Periodika zählen zu den 118 or-
ganisationsunabhängigen rechtsextremistischen Zeitungen und Zeitschriften, die nach
Angaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz im Jahre 2001 regelmäßig erschie-
nen sind.13 Diese Medien lassen sich idealtypisch in Ideologie-, Scharnier- und Ziel-
gruppenorgane unterteilen (nach
Pfeiffer 2002b: 106-109). Neu-
rechte Publikationen zählen in der
Regel zu den Typen der Ideologie-
organe (diskutieren und konkretisie-
ren Ziele, Strategie und Taktik) oder
Scharnierorgane (versuchen den Rechtsextremismus mit der übrigen Gesellschaft zu
verbinden). Periodika beider Typen bemühen sich um ein breites Publikum, das
besonders im Falle der Scharnierorgane über den Rechtsextremismus hinausreichen
soll. Der Typ des Zielgruppenorgans, das sich durch Sprache, Aufmachung und The-
menwahl an eine umgrenzte rechtsextremistische – häufig subkulturelle – Untergruppe
wendet, aus der sich die Redaktionen in der Regel rekrutieren, ist für diese Strömung
untypisch. Ihn repräsentieren beispielsweise entsprechende Periodika der Skinhead-
Szene (Skinzines/Fanzines).

13) Eine Ausnahme bildet die 'Junge Freiheit', die
zwar vom Verfassungsschutz NRW beobachtet
wird, aber nicht vom Bundesamt für Verfassungs-
schutz.
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7.2.1 Neurechte Periodika

Junge Freiheit

Untertitel: Wochenzeitung für Politik und Kultur

Gründung: 1986

Sitz: Berlin [seit 1995, zuvor: Kirchzarten (bei Freiburg),
Potsdam]

Erscheinungsweise: wöchentlich

Auflage: ca. 10.000 (Schätzung)

TITEL: Der Titel 'Junge Freiheit' lässt sich
in mindestens zwei Richtungen deuten:
Ein Autor der Zeitung versteht 'Freiheit'
als Einführung eines »Leitmotiv[s]« (Otto
1996: 4) im Sinne des Dichters Max von
Schenkendorf, dessen »Freiheit, die ich
meine« zum geflügelten Wort gewor-
den ist. Der Begriff lässt sich aber auch
im Anschluss an die Konservative Revo-
lution interpretieren als Anleihe an eine
'Freiheit in Bindung'. Dieses Konzept
rückt nicht das Individuum in den Vorder-
grund, sondern die Bindung an überge-
ordnete Werte und Gemeinschaften,
durch die der Mensch erst zur Freiheit
gelange. In diesem Sinne steht der Titel-
Begriff in einem antiliberalen Kontext,
meint 'jung' den Gegensatz zum 'alten'
liberalen System. Diesem Verständnis nach knüpft die Bezeichnung an den Begriff
der 'Jungen Generation' an, der in der Weimarer Republik »zu einer Chiffre für den
antibürgerlichen Gestus der in 'Front'- und Freikorpskämpfen 'gestählten' Bündischen

Jugend«14 und von Konservativen
Revolutionären aufgegriffen wurde
(Kellershohn 1994: 20).

14) Gemeint ist der Teil der 'Bündischen Jugend',
der unter dem Einfluss der Konservativen Revoluti-
on stand.
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ENTWICKLUNG: Die 'Junge Freiheit' hat einen Professionalisierungsprozess durchlau-
fen, der mit verbaler Mäßigung verbunden war. Gegründet als Schülerzeitung in
schlichter Aufmachung und kleiner Auflage, fungierte das Blatt anfangs als Jugend-
organ der 'Republikaner'-Abspaltung 'Freiheitliche Volkspartei'. Schrittweise erhöh-
te die JF ihren Erscheinungsrhythmus, bevor sie Anfang 1994 – verbunden mit einer
aufwändigen Werbekampagne – zur Wochenzeitung wurde. Ähnlich kontinuier-
lich änderte sich das äußere Erscheinungsbild: Sie erscheint heute im großen nordi-
schen Zeitungsformat15 (anfangs DIN A5), in teilweise farbigem Druck und moder-
nem Design. Dem JF-Verlag ist ein
Buchversand angegliedert, zudem
gibt er eine Buchreihe ('Edition JF')
heraus. 1995 brachte die Zeitung
eine Österreich-Ausgabe auf den
Markt, die zwei Jahre später durch das eigenständige, der 'Freiheitlichen Partei Ös-
terreichs' (FPÖ) nahestehende Schwesterblatt 'Zur Zeit' (ZZ) abgelöst wurde. Den
langjährigen ZZ-Chefredakteur und ständigen JF-Mitarbeiter Andreas Mölzer be-
zeichnet die 'Süddeutsche Zeitung' als »Haider-Chefideologen« (Frank 2002). Die
wirtschaftliche Lage der JF ist angesichts der zu geringen verkauften Auflage und
eines schwachen Anzeigengeschäfts prekär, scheint sich aber zu konsolidieren,
nachdem 1998 offenbar nur drakonische Sparmaßnahmen – darunter die Entlas-
sung mehrerer Mitarbeiter – den Konkurs abgewendet haben. In einem publizisti-
schen Richtungsstreit unterlagen 1994 die verlagsinternen Verfechter eines deutli-
cher 'rechten' Profils der 'Jungen Freiheit'. Dadurch hielt der Prozess der verbalen
Mäßigung an, ohne dass Anhaltspunkte für den Verdacht rechtsextremistischer Be-
strebungen aus der Zeitung verschwunden wären.

PROGRAMMATIK: Die 'Junge Freiheit' berief sich anfangs nachdrücklich auf antide-
mokratische Ideengeber der Konservativen Revolution, namentlich den Staatsrecht-
ler Carl Schmitt. Wenn dies inzwischen auch zurückhaltender geschieht, kennzeich-
net deren grundlegender Antiliberalismus – verbunden mit Elite-Denken, Kritik am
parlamentarischen System und an der Idee der Menschenrechte – die Zeitung bis
heute. Dem Konzept der 'kulturellen Hegemonie' entsprechend bemüht sich die JF
um die Umdeutung von Begriffen im neurechten Sinne: So umfasst die Bezeichnung
'konservativ' in ihrem Sprachgebrauch regelmäßig auch rechtsextremistische Positi-
onen. Ihr Zentralbegriff der 'nationalen Identität' steht im Kontext eines völkischen
Nationalismus, der die Grundgedanken des 'Ethnopluralismus', mitunter offene Frem-
denfeindlichkeit, umfasst. Zudem zählt die JF zu den Triebfedern der neurechten Kam-
pagne gegen die angeblich vorherrschende 'Political Correctness', derzufolge Staat

15) Im nordischen Format erschienen beispiels-
weise: 'Bild','Frankfurter Allgemeine Zeitung', 'Süd-
deutsche Zeitung'.
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und Gesellschaft rechtsgerichtete Ansichten mit diktatorischen Mitteln bekämpfen.
In diesem Zusammenhang hat sie sich mehrfach mit rechtsextremistischen Straftätern
solidarisiert, die insbesondere wegen der Leugnung des Holocausts (Volksverhetzung)
verurteilt worden waren.

BEDEUTUNG: Die 'Junge Freiheit' zählt trotz ihrer begrenzten Auflage zu den be-
deutendsten Publikationen der Neuen Rechten. Wie kaum einem anderen Organ
dieser Strömung ist es ihr – nicht zuletzt auf Grund des professionellen Erscheinungs-
bildes – gelungen, Autoren und Interviewpartner aus dem demokratischen Spektrum
zu gewinnen, die sie werbewirksam vorzeigt. Gleichzeitig enthält sie Beiträge von
rechtsextremistischen Autoren, befasst sie sich mit der Entwicklung rechtsextremisti-
scher Organisationen, die sie vielfach wohlwollend begleitet, veröffentlicht Anzei-
gen aus diesem Spektrum und verweist auf Veranstaltungen. So bietet die 'Junge
Freiheit' das wohl deutlichste Beispiel für die »Erosion der Abgrenzung«, die die Neue
Rechte vorantreibt. Der Mäßigungsprozess mindert allerdings ihren Einfluss auf den
traditionellen Rechtsextremismus, in dem sie teils skeptisch anerkannt, teils als allzu
angepasst abgelehnt wird ('Junge Feigheit').

VERFAHREN GEGEN DAS INNENMINISTERIUM NRW: In ihren Beiträgen und auf ge-
richtlichem Wege richtet sich die 'Junge Freiheit' seit Jahren gegen die Abteilung Ver-
fassungsschutz im Innenministerium Nordrhein-Westfalen, die die Zeitung seit 1994
regelmäßig in ihren Berichten behandelt. Nachrichtendienstliche Mittel setzte der
Verfassungsschutz NRW zeitweise zur Beobachtung der JF-Leserkreise ein, an de-
nen sich auch organisierte Rechtsextremisten beteiligt haben. 1996 hat sich die Zei-
tung von diesen Kreisen getrennt. Gegen seine Erwähnung in den Verfassungsschutz-
berichten hat der Junge-Freiheit-Verlag Mitte 1996 beim Verwaltungsgericht Düssel-
dorf geklagt. Er argumentierte, die JF verstehe sich als »freiheitlich«, »konservativ«
und »national« und stehe zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Das
Gericht wies die Klage 1997 in vollem Umfang ab. Es bestätigte die Auffassung des
Innenministeriums NRW, die JF biete tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht
rechtsextremistischer Bestrebungen, ihre Beobachtung sei daher nicht zu beanstan-
den. Der Verfassungsschutz hatte in dem Verfahren den kontinuierlichen Bezug der
JF auf die Konservativen Revolution hervorgehoben und zahlreiche Zitate vorgelegt,
die beispielsweise gegen Menschenrechte und Völkerverständigung gerichtet wa-
ren. Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (Münster) lehnte
den Antrag der JF, die Berufung zuzulassen, im Mai 2001 ab. Der Chefredakteur
der Zeitung attackierte diese Entscheidung als »Skandalurteil von Münster« (Stein
2001) und initiierte im Frühjahr 2002 – wie bereits im Juli 2000 – eine Protestkampag-
ne gegen das Innenministerium NRW. Der entsprechende 'Appell für die Pressefrei-
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heit', den nach zwei Monaten rund 2.500 Personen unterzeichnet und neben der JF
zwei überregionale Tageszeitungen als Anzeige veröffentlicht haben, verschweigt
die doppelte gerichtliche Niederlage. Vielmehr heißt es, die JF führe seit 1996 »ein
aufwendiges Verwaltungsstreitverfahren gegen das Land Nordrhein-Westfalen« (Ap-
pell 2002), dem sie vorwirft, demokratische Grundrechte zu verletzen. Im Juni 2001
hat die Zeitung Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht erhoben.
Neben dem Verfassungsschutz NRW beobachtet inzwischen auch die Landesbe-
hörde für Verfassungsschutz in Baden-Württemberg die 'Junge Freiheit'.

Signal

Untertitel: Das patriotische Magazin

Gründung: 1987 (bis 1998: 'Europa Vorn')

Sitz: Köln

Erscheinungsweise: vierteljährlich

Auflage: ca. 5.000 (Schätzung)

TITEL: Der heutige Titel 'Signal' könnte
an die gleichnamige Propaganda-Zeit-
schrift angelehnt sein, die die Wehr-
macht von 1940 bis 1945 herausgege-
ben hat. 'Signal' – ein mit großflächigen
Farbfotos und hochwertigem Druck ge-
schickt und aufwändig produziertes
Blatt, mit 2,5 Millionen Exemplaren die
auflagenstärkste Illustrierte des Dritten
Reiches – agitierte die Bevölkerungen
der von Deutschland besetzten und mit
ihm verbündeten Länder. Es erschien in
zwanzig Sprachen und diente der
»beschönigende[n] Selbstdarstellung
des Dritten Reiches im Krieg« (Steffahn
1977). Europa war das Kernthema von
'Signal', das sich auch 'Zeitschrift des
Neuen Europa' nannte. Gemeint war ein
Europa unter deutscher Führung, wenn
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die Illustrierte auch den großherrschaftlichen Anspruch der Nationalsozialisten, der
zum Krieg führte, sowie dessen Rassismus bewusst zurückhaltend zum Ausdruck brach-
te. Im ursprünglichen Titel der heutigen neurechten Zeitschrift, 'Europa Vorn', klingt
die Europa-Konzeption Oswald Mosleys an, die auf solche nationalsozialistischen
Vorlagen zurückgeht (vgl. Kapitel 3). Das Blatt wurde 1998 in 'Signal' umbenannt,
da – so Herausgeber Rouhs – »[d]as europäische Bekenntnis in unserem Namen [...]
im Zuge der Euro-Einführung und des EU-Technokratentums für immer mehr Irritatio-
nen« sorge, man trete nach »wie vor für ein Europa freier Völker ein, aber selbstver-
ständlich nicht für die Brüsseler EU« (Rouhs 1998). Für seinen Buch- und CD-Vertrieb
hat Rouhs die Bezeichnung 'Europa Vorn' beibehalten.

ENTWICKLUNG: 'Europa Vorn' war als aktuelles Informationsorgan konzipiert, das
14-täglich erschien. 1997 wandelte es sich zur farbigen Zweimonats-Zeitschrift (seit
1998: vierteljährlich), die gleichzeitig das Magazin 'Europa Vorn spezial' ablöste.
Ab 1994 gab der Verlag zeitweise die Jugendzeitschrift 'hoppla!' heraus, die vier-
teljährlich in hoher Auflage an Schulen verteilt werden sollte. Dominierender Kopf

dieser Medien ist Herausgeber
und Verlagsinhaber Rouhs, der An-
fang der 90er Jahre auch das Mit-
teilungsblatt 'DomSpitzen' für die
Kölner Ratsfraktion der 'Deutschen
Liga für Volk und Heimat' (DLVH)
herausgab. Darüber hinaus er-
schien ab 1997 in seinem Verlag
die Skinhead-Zeitschrift 'Neue
Doitsche16 Welle', die Ende 1998
mit 'Signal' zusammengelegt wur-
de. Rouhs aktive Beteiligung zu-
nächst an den 'Republikanern',

dann an der DLVH und ihrem Ableger 'Pro Köln' spiegelt sich in 'Europa Vorn'/'Sig-
nal' kaum wider, stattdessen möchte Rouhs – ähnlich wie 'Nation & Europa' (vgl.
Kapitel 7.2.2) – ein breiteres Szene-Spektrum erreichen. Dem Anspruch, zur Eini-
gung der Rechten beizutragen, entspricht seit 1996 das jährliche Pressefest des Ver-
lags, an dem sich bislang Neona-
zis ebenso wie intellektuelle Rechts-
extremisten beteiligt haben. In den
vergangenen Jahren sind bei den
Pressefesten häufig auch rechtsext-
remistische Musiker aufgetreten.17

16) Die Schreibweise 'oi' für 'eu' ist im Skinhead-
Kult verbreitet. Sie ist kennzeichnend für den Flü-
gel der 'Oi!-Skins', der sich als unpolitisch versteht,
kommt aber auch in rechtsextremistischen Krei-
sen des Kults vor. Sie geht zurück auf die engli-
sche Skin-Band 'Cockney Rejects', soll dem Londo-
ner Cockney-Slang entliehen sein und etwa be-
deuten 'Hey, ich habe Dir was zu sagen'. Sie wur-
de später von Ian Stuart Donaldson (1957–1993),
dem in dieser Szene legendären Mitbegründer
der rechtsextremistischen Skinhead-Connection
'Blood & Honour' (Blut & Ehre), als Anleihe an die
nationalsozialistische Organisation 'Kraft durch
Freude' (strength through joy) interpretiert.

17) Das 'Signal-Pressefest' in Köln im Juni 2002
verlief für den Verlag katastrophal: Es wurde nach
anderthalb Stunden abgebrochen, nachdem die
Band 'Nordwind' – wegen angeblich schlechter
Witterung – ihren Beitrag zum Programm verwei-
gert hatte.
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Dem Verlag ist ein Musik-Versandhandel angeschlossen, der 2001 knapp 300 CDs
anbot – überwiegend rechtsextremistisch ausgerichtete Alben aus dem Skinhead-
und dem Gothic-Kult. Anfang 2002 hat Rouhs angekündigt, 'Signal' solle sich von
der politischen Zeitschrift zum modernen Internetmagazin entwickeln. Ob die Print-
ausgabe in der bestehenden Form fortgeführt wird, ist zurzeit unklar.

PROGRAMMATIK: Die publizistische Linie von 'Signal' ähnelt dem bedeutenderen
Coburger Ideologieorgan 'Nation & Europa' (NE): Die Zeitschrift knüpft – insbeson-
dere im ehemaligen Titel 'Europa Vorn' – an dieselbe Europa-Konzeption in der Tra-
dition Mosleys an und trennt die parteipolitischen Aktivitäten des Herausgebers von
einer eher ungebundenen Haltung des Blattes. Wie NE vertritt 'Signal' scharfen An-
tiamerikanismus, Fremdenfeindlichkeit, wendet sich gegen 'Umerziehung' und 'One-
World-Utopien' (»Lassen wir uns vom Zähnefletschen der Kampfhunde des interna-
tionalistischen Totalitarismus nicht einschüchtern! Freiheit für die Gegner der Globa-
lisierung!«; Rouhs 2000). Die Anlehnung an Konservative Revolution und Nouvelle
Droite ist in 'Signal' ausgeprägter, das Magazin legt den Schwerpunkt zudem auf
eine jüngere Leserschaft. So bemüht es sich neurechtes Gedankengut an dieses Pu-
blikum, auch an Neonazi-Kreise heranzutragen. Diesem Ziel dient der breite Raum,
den Kino, Internet und rechtsextremistisch ausgerichtete moderne Musik – Bandpor-
träts, Konzertberichte, CD-Kritiken – in 'Signal' einnehmen. Der Handel mit solchen
Produkten, der maßgeblich über das Internet stattfindet, bedient zudem die kom-
merziellen Interessen des Verlagsbesitzers.

BEDEUTUNG: 'Signal' bietet Rechtsextremisten ein Forum für Ideologie- und Strate-
giediskussionen und zählte in dieser Hinsicht zeitweise zu den wichtigsten Organen
der Neuen Rechten, ohne die Bedeutung von NE zu erreichen. Es hat in den vergan-
genen Jahren an Gewicht verloren, seine Internet-Präsenz aber ausgebaut. Die Zeit-
schrift vollzieht einen schwierigen Spagat zwischen intellektueller Autorenschaft,
mitunter theoretischen Abhandlungen sowie dem Versuch einer subkulturellen An-
bindung. Dies könnte Akzeptanzprobleme schaffen, eröffnet dem neurechten Ma-
gazin zwar Einflusspotenziale auf den traditionellen Rechtsextremismus, setzt seiner
Brückenfunktion aber Grenzen.
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Sleipnir

Untertitel: Zeitschrift für Kultur, Geschichte und Politik

Gründung: 1995

Sitz: Berlin

Erscheinungsweise: unregelmäßig

Auflage: 1.200 (Eigenangabe)

TITEL: In der nordischen Mythologie ist
Sleipnir das achtbeinige Pferd Odins,
auf dem der Göttervater auch über die
Meere, durch die Luft und sogar ins
Reich der Toten reiten konnte. Sleipnir gilt
insofern als Symbol für Wissen, da es sei-
nem Herrn der Legende nach eine Fülle
neuer Erfahrungen ermöglichte.

ENTWICKLUNG: 'Sleipnir' erschien ursprünglich zweimonatlich, inzwischen erscheint
die Zeitschrift unregelmäßig im Berliner 'Verlag der Freunde', der auch einzelne Bücher
herausgegeben hat. Dem Verlag ist ein Buchversand angeschlossen, zu dessen An-
gebot Publikationen der Konservativen Revolution zählen. Optisch orientiert sich 'Sleip-
nir' offenbar am schlichten – den intellektuellen Anspruch unterstreichenden – De-
sign der 'Staatsbriefe', verzichtet aber aus Kostengründen inzwischen auf den grauen
Kartonumschlag. Ihren inhaltlichen Schwerpunkt hat die Zeitschrift vom Werben um
Rechts-Links-Bündnisse im Sinne der Querfront-Strategie zu geschichtsrevisionistischen
Thesen verlagert. So wurde der Herausgeber Andreas Röhler (bis Ausgabe 6/1996
neben Peter Töpfer) im April 2000 vom Amtsgericht Berlin-Tiergarten wegen Volks-
verhetzung verurteilt. Gegen mehrere 'Sleipnir'-Ausgaben besteht ein allgemeiner
Beschlagnahmebeschluss wegen volksverhetzender, insbesondere den Holocaust
leugnender Beiträge.

PROGRAMMATIK: 'Sleipnir' versteht sich als nationalrevolutionäres Theorieorgan, das
den Schulterschluss zwischen nationalen Systemgegnern der Linken und Rechten
fördern möchte. Inzwischen ist ihr Antisemitismus zum wichtigsten Kennzeichen der
Zeitschrift geworden: So sprach ein Autor vom »jüdische[n] Herrenrassenwahn« und
von »faschistischen Religionstraditionen« des Judentums (Koch 1996: 12f.).
Insbesondere veröffentlicht 'Sleipnir' Beiträge, die den Holocaust zumindest implizit
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bezweifeln, häufig Texte, die im Ausland erscheinenden Schriften entnommen sind.
Zu den Quellen zählt das 'Journal of Historical Review', die Zeitschrift des pseudo-
wissenschaftlichen 'Institute for Historical Review' (Newport Beach/USA), das als
weltweit größter Produzent den Holocaust leugnender Materialien gilt. Eine beson-
dere Nähe von 'Sleipnir' wird zur französischen Revisionistenorganisation 'Associa-
tion des Anciens Amateurs de Récits de Guerres et d’Holocaustes' (Vereinigung lang-
jähriger Konsumenten von Berichten über den Krieg und den Holocaust) deutlich.
Das kritische Erinnern an die NS-Verbrechen attackiert die Zeitschrift als »Holocaust-
Kult«, die Auseinandersetzung in deutschen Schulen erfülle »den Tatbestand psy-
chischer Folter an Minderjährigen« (Röhler 2001: 11). Zudem solidarisiert sich 'Sleipnir'
mit verurteilten Revisionisten und leugnet die deutsche Schuld am Zweiten Weltkrieg.

BEDEUTUNG: 'Sleipnir' reiße alte Schranken zwischen rechts und links nieder und
entwickele sich zum »bedeutendsten Dialogorgan beider Lager, als Bindeglied der
BRD-System-feindlichen Kräfte« [zit. nach Mecklenburg (Hrsg.) 1996: 428]. Mit die-
sem Ziel, wie es ein sympathisierender Linksextremist kurz nach Gründung der Zeit-
schrift euphorisch beschrieb, ist sie weitgehend gescheitert. Die 'Sleipnir'-Autoren stam-
men nahezu vollständig aus dem Rechtsextremismus, decken innerhalb dieser Sze-
ne aber ein breites Spektrum ab: Zu ihnen zählen Vertreter insbesondere des natio-
nalrevolutionären Flügels der Neuen Rechten sowie des traditionellen Rechtsextre-
mismus, darunter Neonazis und Revisionisten, mitunter auch Islamisten. Zwar begren-
zen die geringe Auflage und ihre häufigen juristischen Schwierigkeiten Einfluss und
Aktivitäten der Zeitschrift, gleichwohl dient 'Sleipnir' intellektuellen Rechtsextremis-
ten als Diskussionsforum, das interne Verständigung und Zusammenarbeit fördern
soll.

Staatsbriefe

Gründung: 1990 (bis Dezember 2001)

Sitz: München

Erscheinungsweise: monatlich

Auflage: zuletzt ca. 800 (Schätzung)

TITEL: Das Reich der Staufer, insbesondere unter Friedrich II. (1194–1250), bildete
den ideologisch-symbolischen Bezugsrahmen der 'Staatsbriefe'. Ihren Titel leiteten
sie von den »stilisierten Erlassen, Sendschreiben, Manifesten und Berichten Friedrichs
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II.« ab, die der Historiker Wolfram von Steinen
(1892–1967) so bezeichnet habe. Friedrich war
die ausdrückliche »Leitfigur« der Zeitschrift und In-
begriff von »Geist und Kraft«, die den Deutschen
heute abhanden gekommen seien (»Zuerst gezüch-
tigt von Besatzern, züchtigten sie selbst sich fort bis
in unsere Tage. [...] Die Deutschen wurden persön-
lich feige und politisch willenlos [...]«). Den Gedan-
ken des Reiches – eines Kernstaates mit weitausgrei-
fender Hegemonialsphäre – habe der Staufer-Kai-
ser »in maximaler Reinheit« verkörpert; diese
Reichsidee wiederzubeleben, nannten die 'Staats-
briefe' ihren »einzigen Zweck«. Auch der Verlag
'Castel del Monte', der die Zeitschrift herausgab,
steht in diesem Kontext. Der Name ist dem Jagd-
schloss Friedrichs II. bei Bari in Apulien (Süd-Itali-

en) entliehen. Das Castel del Monte verstand die Zeitschrift als »Symbol für imperia-
les Denken aus höchster Verantwortung«. [Zitate in: Titellegende (2002)]

ENTWICKLUNG: Die 'Staatsbriefe' erschienen kontinuierlich monatlich in stets kleiner,
zuletzt sinkender Auflage. Ihr optisches Erscheinungsbild hat sich nicht verändert:
Ein grauer Kartonumschlag sowie ausführliche Texte ohne Abbildungen und Anzei-
gen entsprachen dem Anspruch, Theoriebildung zu betreiben. Seit 1999 geriet die
Zeitschrift in die Krise, nicht zuletzt durch ein persönliches Zerwürfnis des Herausge-
bers Dr. Hans-Dietrich Sander mit den Stammautoren Mahler und Oberlercher, die
die Reichsidee Sanders Ansicht nach in allzu plakativer Form propagiert hatten. Die
1999 angekündigte Übergabe der 'Staatsbriefe' an jüngere Kräfte scheiterte an
der finanziellen Lage der Zeitschrift, die »mit ihrer, auf 800 absinkenden, Abonnen-
tenzahl den Mann, der sie weiterführen will, nicht ernährt« (Sander 2001). Vielmehr
stellte der Herausgeber das Blatt Anfang 2002 (mit der verspäteten Ausgabe 12/
2001) ein und kündigte an, es im Laufe eines halben Jahres »in einem anderen
Rahmen neu zu begründen« (ebd.). Als eine Art Folgeprojekt der Zeitschrift versteht
Sander offenbar seine Internet-Seite, die er kontinuierlich aktualisiert. Ende 2002 hat
Sander angekündigt, die Zeitschrift wiederzubeleben; die erste Ausgabe der 'Neu-
en Staatsbriefe' solle in der ersten Hälfte des Jahres 2003 erscheinen.

PROGRAMMATIK: Die 'Staatsbriefe' verstanden sich als fundamentaloppositionelles
Theorieorgan. Tagespolitische Aktivitäten in rechtsextremistischen Parteien lehnten
sie ab, vielmehr sahen sie sich als intellektuelle Kapazität, die Konzepte für die Zeit
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nach dem Untergang der Bundesrepublik Deutschland entwickelte. Den zutiefst
kulturpessimistischen, vielfach sarkastischen Grundton der 'Staatsbriefe' (»Wir fah-
ren in die Hölle mit Pauken und Trompeten«; Sander 1993) deuteten auch innerhalb
des Rechtsextremismus viele als resignativ; ihm stand die quasireligiöse, realitätsfer-
ne Hoffnung auf ein neues Reich in der staufischen Tradition gegenüber. Die Reichs-
idee verbanden die 'Staatsbriefe' mit dem typischen Kanon neurechter Ideologe-
me, vor allem scharfen Attacken auf den demokratischen Staat im Zuge der Kampa-
gne gegen 'Political' und 'Historical Correctness'. So ergriff die Zeitschrift für Holo-
caust-Leugner Partei, äußerte sich aber auch selbst revisionistisch und antisemitisch –
zum Beispiel in einer zynischen Glosse unter dem Autorenpseudonym »Ole Caust«,
für die der 'Staatsbriefe'-Herausgeber 1998 wegen Volksverhetzung verurteilt wur-
de.

BEDEUTUNG: Die Abhandlungen der 'Staatsbriefe' auf vergleichsweise hohem, abs-
trakten Niveau haben ihre Zielgruppe stets auf einen kleinen, aus eigener Sicht eli-
tären Kreis begrenzt. Zudem hat die Person des Herausgebers die Neue Rechte
polarisiert: Teils zwar geschätzt – etwa in 'Nation & Europa' und 'Junge Freiheit' –,
teils scharf abgelehnt – als »Zeitschrift mit sektiererischem Geist« (Sudholt 1996: 10)
– und mit sinkender Leserschaft im Rücken geriet Sander in eine Randposition. Sein
Anspruch, »die beste politische Zeitschrift seit 1933« zu machen (ebd.), offenbarte
ein bemerkenswertes Maß an Selbstüberschätzung. Gleichwohl waren die 'Staats-
briefe' nicht bedeutungslos: Wenn auch provokant, waren sie eines von wenigen
neurechten Theorieorganen, das der Bezeichnung gerecht wurde. Eine gewisse Aus-
strahlung hatte die dort vertretene Reichsidee offenbar auf neonazistische Kreise,
die überwiegend nicht zum Publikum der Zeitschrift zählten. So äußerte sich der US-
amerikanische Hitler-Verehrer Garry Lauck in seinem 'NS Kampfruf' wohlwollend-
kritisch, Texte der Zeitschrift waren zudem im neonazistischen Mailbox-Verbund 'Thule-
Netz' abrufbar.

7.2.2 Mit Einschränkung der Neuen Rechten
zuzuordnende Periodika

Zwei eng verwandte rechtsextremistische Periodika – 'Nation & Europa' und 'Op-
position' – werden der Neuen Rechten im Folgenden eingeschränkt zugeordnet. Beide
verfügen über eine intellektuelle Autoren-, formal überdurchschnittlich gebildete Le-
serschaft und fungieren als Ideologieorgane. Autoren der europäischen Neuen
Rechten sind oder waren für beide Blätter tätig, wenn auch ihre Orientierung an der
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Konservativen Revolution auf einzelne Beiträge beschränkt ist. Für die Neue Rechte
untypisch, sehen diese Zeitschriften die Stärkung rechtsextremistischer Parteien, de-
ren Einigung und Vertretung in Parlamenten als entscheidendes Nahziel an. Die
allenfalls wohlwollende publizistische Begleitung der Parteiaktivitäten und der Fo-
kus auf die Erringung der 'kulturellen Hegemonie' in den meisten neurechten Medi-
en gilt für sie nicht. Das Einwirken der Rechten auf den vorpolitischen Raum halten
beide gleichwohl für notwendig; mit den parteipolitischen Bemühungen soll es Hand
in Hand gehen.

Nation & Europa

Untertitel:  Deutsche Monatshefte

Gründung: 1951 (bis 1990: 'Nation Europa')

Sitz: Coburg

Erscheinungsweise: monatlich

Auflage: ca. 14.500 (Schätzung)

TITEL: Der ursprüngliche Titel 'Nation Euro-
pa' geht auf Oswald Mosleys Formulie-
rung »Europe a Nation« zurück, der zu
den geistigen Vätern der Zeitschrift zählt
(vgl. Kapitel 3). Die geringfügige Titelän-
derung in 'Nation & Europa' findet 1990
im Zuge der Fusion mit den 'Deutschen Mo-
natsheften' statt, die sich seither im Unter-
titel wiederfinden (zuvor: 'Monatszeit-
schrift im Dienste der europäischen Neu-
geburt'). Die Neufassung entsprach dem
Wunsch des Verlegers der 'Monatshefte',
Gert Sudholt, die Zusammenlegung solle
zu einem neuen Organ führen, in dem sei-
ne Zeitschrift noch erkennbar ist. Am Kon-
zept von NE hat sich gleichwohl nichts ge-
ändert.
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ENTWICKLUNG: Sowohl redaktionell als auch ökonomisch besitzt NE – die älteste noch
erscheinende Zeitschrift des deutschen Rechtsextremismus – eine deutliche Kontinu-
ität, die nur durch ein Intermezzo von Gerhard Frey, heute Herausgeber der 'Natio-
nal-Zeitung', als Mitgesellschafter durchbrochen wurde. 1951 gegründet durch die
ehemaligen SS- bzw. SA-Männer Arthur Ehrhardt und Herbert Böhme, wollte NE bereits
in den 50er Jahren zur Einheit des europäischen Rechtsextremismus beitragen. Von
Ehrhardt/Böhme ging die Zeitschrift 1971 in die publizistische und ökonomische Ver-
antwortung des damaligen NPD-Mitglieds Peter Dehoust über, der sie in den 90er
Jahren schrittweise an den ehemaligen Frey-Mitarbeiter und REP-Europaabgeord-
neten Harald Neubauer übergab, aber weiterhin als Mitherausgeber firmiert. In-
haltlich und optisch hat sich die Zeitschrift seit Gründung wenig verändert: Sie er-
scheint im ungewöhnlichen DIN A5-Format und in unzeitgemäß schlichter Aufma-
chung. Gegenüber ihrer Frühphase hat sie an bedeutenden intellektuellen Autoren
des europäischen Rechtsextremismus verloren. Dem Verlag (weiterhin 'Nation Euro-
pa Verlag') ist ein kleiner Buchverlag angegliedert und ein Buchversand, der als einer
der umsatzstärksten des deutschen Rechtsextremismus gilt. Nahezu die gesamte NE-
Redaktion war 1991 an der Gründung der 'Deutschen Liga für Volk und Heimat'
(DLVH) beteiligt, deren Zeitung 'Deutsche Rundschau' 1994 mit NE fusionierte. Die
DLVH sollte als rechtsextremistische Sammlungspartei dienen, ist in dieser Hinsicht aber
gescheitert. Seit Oktober 1995 schreibt der ehemalige Vorsitzende der Partei 'Die
Republikaner', Franz Schönhuber, eine monatliche Kolumne für NE und ist bis heute
einer der prominentesten Autoren der Zeitschrift.

PROGRAMMATIK: Ihr spezifischer Europa-Gedanke als Gründungsmythos von NE ist
inzwischen zu Gunsten eines deutschen Nationalismus in den Hintergrund getreten.
Gleichwohl verfolgt die Zeitschrift Entwicklungen in Organisationen des europäischen,
insbesondere aber deutschen Rechtsextremismus wohlwollend (in der Rubrik 'Euro-
rechte im Blickpunkt') und sucht die Nähe zu allen rechtsextremistischen Parteien,
vor allem deren Basis. Eine besondere Orientierung an der DLVH hat die Zeitschrift
nicht vorgenommen, obwohl die Redaktion dieser Organisation eng verbunden war.
Insofern setzt sie den Anspruch, die Szene Einendes über Trennendes zu stellen, weit-
gehend konsequent um. Kennzeichnend ist die deutliche Fremdenfeindlichkeit der
Zeitschrift, die am 'Ethnopluralismus' anknüpft (vor allem mit der NE-typischen Ableh-
nung von 'One-World-Utopien'), aber nicht immer konsequent im Sinne dieses Kon-
zepts argumentiert. So suggeriert sie Wertunterschiede zwischen Deutschen und Nicht-
Deutschen, die vor allem in der Rubrik 'Aktuelles aus Multikultopia' zum Ausdruck
kommen: Dort sammelt NE Meldungen über Straftaten, die von Migranten in Deutsch-
land begangen wurden. Zu den Konstanten der Berichterstattung zählen ferner der
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Antiamerikanismus der Zeitschrift sowie revisionistische Äußerungen, mit denen sie
den Holocaust in Frage stellt und die deutsche Schuld am Zweiten Weltkrieg,
insbesondere Kriegsverbrechen, offen bestreitet.

BEDEUTUNG: Tradition und Kontakte sind die wichtigsten Pfunde, mit denen 'Nation
& Europa' wuchert. In den mehr als 50 Jahren ihres Bestehens hat die Zeitschrift eine
ungewöhnlich enge Leser-Blatt-Bindung aufgebaut; die maßgeblichen Redakteure
verfügen zudem über ein weitverzweigtes Beziehungsgeflecht zu rechtsextremisti-
schen Gruppen, allerdings nur noch über wenig Einfluss auf die Führungskreise der
Parteien. Das intellektuelle Niveau von NE ist gegenüber den Anfangsjahren ge-
sunken, so rührt der Ruf als ein Organ, das sich auf die Theoriebildung des Rechtsex-
tremismus konzentriere, vorwiegend aus der Vergangenheit. Mit der Anlehnung an
Mosley hat sich die Zeitschrift früh neueren rechtsextremistischen Ideologievarianten
geöffnet, statt die bloße Rückkehr zum Nationalsozialismus zu propagieren. Wenn
NE auch nur eingeschränkt zur Neuen Rechten zu zählen ist, war das Blatt doch ein
entscheidender Vorläufer und Wegbereiter dieser Strömung. Bis heute zählt es zu
den Ideengebern des deutschen Rechtsextremismus.

Opposition

Untertitel:  Magazin für Deutschland

Gründung: 1998 (bis Juli 2002)

Sitz:  Inning (Bayern)

Erscheinungsweise:  zweimonatlich

Auflage:  zuletzt 1.400 (Schätzung)

TITEL: Dass es der Zeitschrift nicht um konstruktive Kritik im Sinne einer parlamentari-
schen Opposition gehe, kündigte sie bereits im ersten Heft an. Ihre »Opposition« solle
anders sein als im Bundestag: »fundamental und unmißverständlich«. Sie wisse sich
eins mit vielen Deutschen, »die von den Bonner Verhältnissen [vgl. Kapitel 6] ebenfalls
die Nase voll« hätten (Richter 1998).

ENTWICKLUNG: Die Zeitschrift 'Opposition' ist im April 1998 erstmals in der rechtsex-
tremistischen 'Verlagsgesellschaft Berg' (VGB) erschienen und stellte nach zwei Aus-
gaben von vierteljährlichem auf zweimonatliches Erscheinen um. Chefredakteur Karl
Richter zählt bis heute zu den aktivsten rechtsextremistischen Publizisten und ist seit
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1994 auch Redakteur (zeitweise Chefredakteur) der Konkurrenzzeitschrift 'Nation
& Europa', mit deren inhaltlichem Profil sich 'Opposition' weitgehend deckte. Von
Beginn an setzte 'Opposition' auf ein moderneres optisches Erscheinungsbild, das
das Blatt als Nachrichtenmagazin ausweisen sollte. Hatte der Verlag Anfang 2002
noch davon gesprochen, er habe die Druckauflage auf 10.000 Hefte erhöht, um
'Opposition' verstärkt über den Zeitungshandel zu vertreiben, stellte er das Erschei-
nen ab Juli 2002 ein. Vermutlich aus Kostengründen fusionierte das Magazin mit
der ebenfalls in der VGB erscheinenden Zeitschrift 'Deutsche Geschichte'. Der Ver-
lag kündigte an, die Schwerpunkte von 'Opposition' fänden sich künftig in der neu-
en Rubrik 'Hintergrund'. Ex-Chefredakteur Karl Richter wurde in den Redaktionsbei-
rat von 'Deutsche Geschichte' aufgenommen.

PROGRAMMATIK: Neben dem Eigenverständnis ihres Titels führte die erste Ausgabe
von 'Opposition' Leitthemen ein, die auch die weiteren Hefte kennzeichneten: der
als Antiamerikanismus gewandete Antiliberalismus, die Frontstellung gegen 'Umer-
ziehung', 'One-World-Utopien' und Entschädigungsleistungen für überlebende NS-
Opfer. Insofern stimmte die Zeitschrift mit 'Nation & Europa' überein, zudem schrie-
ben einige Stammautoren – beispielsweise Schönhuber – für beide Blätter. Ein ge-
wisses Spezifikum stellten zahlreiche pro-irakische Beiträge dar, mit denen das
Magazin seine Ablehnung gegen die USA untermauerte. 'Opposition' sollte offen-
bar eine breitere Leserschaft erreichen als das rechtsextremistische Traditionsorgan
'Nation & Europa': So nahmen szeneinterne Vorgänge nicht denselben Raum ein,
bemühte sich 'Opposition' um die Außenwirkung als professionelles Medium für ein
intellektuelles Publikum. An die Stelle von Rubriken wie 'Eurorechte im Blickpunkt'
oder 'Aktuelles aus Multikultopia' trat beispielsweise ein ausführlicher Rezensions-
teil.

BEDEUTUNG: In den viereinhalb Jahren seines Bestehens gelang es 'Opposition' nicht,
eine publizistische Nische auf dem rechtsextremistischen Pressemarkt dauerhaft zu
besetzen. Der Versuch, ein modernes Nachrichtenmagazin mit Breitenwirkung zu
etablieren, war ambitioniert, das Produkt wurde diesem Anspruch aber nur begrenzt
gerecht. So setzte es inhaltlich kaum neue Akzente. Statt das aktuelle Geschehen
aus besonderer Perspektive in den Blick zu nehmen und durch exklusive Informatio-
nen Spannung zu erzeugen, wie es für Nachrichtenmagazine typisch ist, prägten
Grundsatzartikel in bekannt rechtsextremistischem Tenor das Blatt. Eine gravierende
Veränderung der Zeitschrift 'Deutschen Geschichte' durch die Fusion mit 'Oppositi-
on' zeichnet sich zurzeit nicht ab.
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7.2.3 Von der Neuen Rechten
beeinflusste Periodika

Die folgenden Periodika werden der Neuen Rechten nicht zugeordnet, ebenso wenig
sind sie Beobachtungsobjekte der Verfassungsschutzbehörden. Gleichwohl sind Ein-
flüsse der Neuen Rechten auf beide Periodika erkennbar. Im ersten Fall ( 'Criticón')
vorwiegend durch den jungkonservativen, im zweiten ('wir selbst') den natio-
nalrevolutionären Flügel. Solche Einflüsse können sich durch neurechte Autoren ma-
nifestieren, die für die Periodika tätig sind, durch sonstiges Zusammenwirken mit Ver-
tretern dieser Strömung oder durch Ideologieelemente der Neuen Rechten bzw. der
Konservativen Revolution, die in den Zeitschriften auftauchen. Die sozialwissenschaft-
liche Literatur, die vielfach von einem weiteren Begriff der Neuen Rechten ausgeht,
verweist häufig auf die Bezüge von
'Criticón' und/oder 'wir selbst' zu
dieser Strömung oder zählt sie un-
eingeschränkt hinzu (zum Beispiel:
Brauner-Orthen 2001*, Gessenhar-
ter 1994*, Heller/Maegerle 1998,
Jesse 1999**, Kellershohn 1994,
Pfahl-Traughber 1998*, Pfeiffer
2002a, Schmidt 2001*).

Criticón

Untertitel: Das Magazin für Wirtschaft, Politik und Kultur

Gründung: 1970

Sitz: Bonn

Erscheinungsweise:  vierteljährlich

Auflage:  ca. 8.000 (Schätzung18)

TITEL: Den Titel 'Criticón' (von griechisch Krisis: Scheidung, Unterscheidung, Urteil)
führt der Gründer der Zeitschrift, Baron Caspar von Schrenck-Notzing, auf den Ro-
man 'El Criticón' des spanischen Dichters Baltasar Gracián (1601–1658) zurück.
Gracián habe eine Zeit des politi-
schen Niedergangs durchlebt, wie

* ) gilt nur für 'Criticón'.'wir selbst' wird – vermut-
lich aufgrund des sporadischen Erscheinens – nicht
erwähnt.
** ) zu 'wir selbst'. Jesse macht sich die Bezeich-
nung »Neue Rechte« nicht zu eigen. 'wir selbst'
sei aber inzwischen »deutlich 'rechts' zu ver-
orten«, konkret nennt er den Autor Peter Bahn,
der »den Vorwurf schwerlich entkräften [könne],
ein Gegner des demokratischen Verfassungs-
staates zu sein« (Jesse 1999: 249ff.).

18 ) Schätzung nach Pfahl-Traughber 1998: 204
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er auch die Endphase des Römischen Reiches und das
»Absinken Europas im 20. Jahrhundert« kennzeichne.
Diese Phasen seien Beispiele der Dekadenz, die stets zur
»Bürokratisierung des Lebens« führe und zu »einer Ab-
kapselung der politischen Führungsschicht, die kein Pro-
blem mehr zu lösen imstande ist«. Heute, so der damali-
ge Herausgeber, lebten wir in einer Epoche des Zusam-
menbruchs, der als Freiheit, Wohlstand und technischer
Fortschritt ausgegeben werde: »Man tut alles, um nur die
Tatsache der Dekadenz nicht zugeben zu müssen.« (von
Schrenck-Notzing 1976: 256 ff.)

ENTWICKLUNG: Ursprünglich war 'Criticón' als Rezensionszeitschrift konzipiert. Sie
sollte den Mangel von Bücherzeitschriften und -beilagen ausgleichen, den der Grün-
der beklagte. Ihm stand in dieser Zeit der Spiritus Rector der Neuen Rechten in Deutsch-
land, Armin Mohler, als »nahezu gleichrangiger Mitarbeiter zur Seite« (Pfahl-Trau-
ghber 1998: 203). Die Hefte erschienen anfangs zweimonatlich mit dünnem Um-
fang und in einfacher Aufmachung und entwickelten sich zur politisch-kulturellen Zeit-
schrift, die 1980 mit der Publikation 'konservativ heute' fusionierte und seit 1994
vierteljährlich auf den Markt kommt. 'Criticón' kennzeichnete anfangs die große Band-
breite von Autoren, die vom »rechten Flügel der Unionsparteien bis zu den unter-
schiedlichen Vertretern des nicht-neonationalsozialistischen Rechtsextremismus« (ebd.:
202), insbesondere der Neuen Rechten, reichte. Von einigen rechtsextremistischen
Mitarbeitern, die erklärtermaßen in Fundamentalopposition zum bestehenden poli-
tischen System stehen – wie Oberlercher oder Sander – hat sich die Zeitschrift in den
90er Jahren getrennt. Bis heute ist eine beachtliche Zahl ihrer Autoren auch für die
'Junge Freiheit' tätig, darunter mehrere ständige Mitarbeiter der JF. Der langjährige
Herausgeber von Schrenck-Notzing hat die Verantwortung für das Blatt Anfang 1998
an einen jüngeren Publizisten übergeben, der zuvor bereits für die Zeitschrift tätig
war.

PROGRAMMATIK: Die Zeitschrift versteht sich als Theorieorgan, das bedeutende The-
men frühzeitig erkennen und zur Diskussion stellen möchte. Erklärtes Ziel ist die »Re-
vitalisierung des Konservatismus« (zit. nach Maegerle 1994: 123), den sie offen-
bar in dem für die Neue Rechte typischen weiten Sinne versteht, der antidemokrati-
sche Positionen umfassen kann. Parallelen zur Neuen Rechten weist 'Criticón' auch
durch die tendenziell wohlwollende Rezeption der Konservativen Revolution und in-
tellektueller Wegbereiter des italienischen Faschismus auf sowie durch die Betonung
von Theoriebildung im Sinne eines metapolitischen Konzepts. So warf der 'Criticón'-
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Gründer dem überwiegenden deutschen Konservatismus vor, parteipolitische Akti-
vitäten überzubetonen und »die kulturelle Macht« zu vernachlässigen [von Schrenck-
Notzing o.J. (1996): 19]. Der Kommunikationswissenschaftler Friedemann Schmidt
sieht in 'Criticón' ein »publizistisches Forum«, in dem verschiedene Strömungen der
deutschen Neuen Rechten bereits »in den 70er und 80er Jahren gemeinsam Strate-
gien im Kampf um die 'kulturelle Hegemonie' in der Bundesrepublik« entwickelt hät-
ten (Schmidt 2001: 29f., vgl. Kapitel 8). Die Historikerin Alice Brauner-Orthen kommt
zu dem Schluss, 'Criticón' strebe »eine Herrschaft der Elite an, eine Art Adelsherr-
schaft« (Brauner-Orthen 2001: 155). In für die Zeitschrift untypisch deutlicher Weise
wies der Autor Friedrich Romig 1990 das Prinzip der Volkssouveränität zurück (»Für
den Konservativen geht das Recht nicht 'vom Volk aus', sondern es hat seine Quelle
in Gott«) und sprach sich für eine »monarchistisch-aristokratisch-ständische Grund-
haltung des Konservativen« aus (Romig 1990: 136f.).

BEDEUTUNG: Wenn neurechte Muster in 'Criticón' auch weniger prägend sind als in
Zeitschriften, die zum Kern dieser Strömung zählen, spiegeln sie sich doch in den
Heften wider. Insofern könnte das Magazin solche Ideologeme in den wertkonser-
vativen Diskurs transportieren und dazu beitragen, die normativen Koordinaten die-
ses Spektrums zu verschieben. In dieser Hinsicht ähnelte 'Criticón' zumindest zeitweise
der 'Jungen Freiheit', für die die Zeitschrift eine »Vorkämpferrolle und Vorbildfunkti-
on« erfüllte (Schmidt 2001: 325). Diese Nähe beider Blätter wurde an Überschnei-
dungen der Autorenschaften deutlich, inhaltlichen Gemeinsamkeiten sowie wech-
selseitig-wohlwollenden Äußerungen. In jüngster Zeit ist die JF allerdings auf Distanz
gegangen, da 'Criticón' »zu einem beliebiglibertären, unpolitischen Blatt zu verkom-
men« drohe (Stein 2002: 3).

wir selbst

Untertitel: Zeitschrift für nationale Identität

Gründung: 1979

Sitz: Koblenz

Erscheinungsweise: unregelmäßig

Auflage: 2.500 (Eigenangabe19)

TITEL: Der Titel der Zeitschrift geht auf die irische Nationalbewegung zurück, aus
der 1905 die Partei 'Sinn Féin' entstand. »Wir selbst« ist die deutsche Übersetzung
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dieses Begriffs der keltisch-irischen Sprache.
In den bürgerkriegsähnlichen Unruhen Nord-
irlands seit 1968 fungiert 'Sinn Féin' als poli-
tischer Arm der paramilitärischen 'Irisch-Repu-
blikanischen Armee' (IRA). In ihrem Namen
fordert die Partei ein Selbstbestimmungsrecht

der irischen Nation ein, das die Loslösung von Großbritannien einschließt. Da 'Sinn
Féin' nationale Kategorien betont, sich gleichzeitig zum Ziel des Sozialismus in An-
lehnung an Marx bekennt, ist die Partei schwer auf der Rechts-Links-Skala zu veror-
ten. In einer ähnlichen Zwischenstellung sieht sich der nationalrevolutionäre Flügel
der Neuen Rechten. Teile des deutschen Rechtsextremismus, insbesondere die frühe
Neue Rechte, haben die Nordirland-
Problematik intensiv rezipiert und sug-
geriert, das Nachkriegsdeutschland
werde ebenso wie Nordirland durch
auswärtige Mächte fremdbestimmt.

ENTWICKLUNG: Als Monatszeitschrift
gegründet, stellte 'wir selbst' bald auf
zweimonatliches Erscheinen (zum Teil
mit Doppelnummern) um, in jüngsten
Jahren kommen die Hefte – auch auf-
grund »finanzieller Schwierigkeiten«
(Jesse 1999: 239) – unregelmäßig
heraus: 1998 und 1999 erschienen je
drei Ausgaben, bis zum Herbst 2002
erschien eine pro Jahr. Der Gründer der
Zeitschrift Siegfried Bublies – in den
70er Jahren Mitglied der NPD, später
kurzzeitig der REP – ist bis heute ihr He-
rausgeber und Inhaber des Verlags.
Ideologisch prägend ist nahezu seit
Bestehen der Soziologe Henning Eich-
berg, der maßgeblich zum Entstehen der Neuen Rechten beigetragen hat. Neben
einer Professionalisierung konstatiert der Politikwissenschaftler Eckhard Jesse (Chem-
nitz) zwei Entwicklungslinien von 'wir selbst': einerseits »eine Abschwächung ihres
extremistischen Charakters«, was Jesse auch als »Mäßigung« bezeichnet (ebd.:
250f.), andererseits eine Rechtsverschiebung des Blattes, nachdem anfangs auch
Ideologeme, die üblicherweise auf der Linken verortet werden, prägend gewesen

19 ) Verkaufte Auflage laut Jesse 1999:
239. Die Zahl geht vermutlich auf Ver-
lagsangaben zurück da Jesses Aufsatz
auch auf einem Interview mit 'wir selbst'-
Herausgeber Bublies beruht.
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seien. Seine Autoren sind inzwischen weit überwiegend auf der politischen Rech-
ten, mitunter im rechtsextremistischen Spektrum, angesiedelt.

PROGRAMMATIK: Mit einem Zitat Eichbergs bringt die Internet-Seite von 'wir selbst'
das politische Credo der Zeitschrift zum Ausdruck: »Wer von den Völkern nicht spricht,
soll von den Menschen schweigen.« Der Satz – der auf Max Horkheimers »Wer vom
Kapitalismus nicht reden will, soll vom Faschismus schweigen« anspielt – deutet auf
die zentrale persönlichkeitsprägende Funktion, die das Konzept des 'Ethnopluralis-
mus' dem Volk zuweist. Dieses Konstrukt zählt somit zu den erklärten Grundlagen
der Publikation. Es wird verbunden mit Regionalismus-Modellen, auf deren Basis die
Zeitschrift mit separatistischen Strömungen sympathisiert. Als »ideologische[s] Herz-
stück« der Zeitschrift versteht Jesse die Ablehnung des liberalen 'Westens' (Jesse 1999:
248), als Inbegriff des 'Westens' gelten die USA, zu denen eine besondere Front-
stellung deutlich wird. Der Gegenentwurf zur deutschen Westbindung wird weni-
ger klar entwickelt: Er soll in einem »dritten Weg« jenseits von Liberalismus und Kom-
munismus bestehen, der sich vor der deutschen Einheit in der Forderung nach einem
starken, blockfreien Gesamtdeutschland niederschlug.

BEDEUTUNG: Die Wechselwirkungen von 'wir selbst' und Neuer Rechter folgten der
Bedeutungsentwicklung des Hauptautors Henning Eichberg: Sie waren intensiv in
der von Nationalrevolutionären geprägten Frühphase dieser Strömung, schwäch-
ten sich ab, seit Eichbergs Einfluss auf die Neue Rechte zurückging. Als Zeitschrift,
die das 'Ethnopluralismus'-Konzept, verbunden mit dem Zentralbegriff der 'natio-
nalen Identität', ausformte, Rechts-Links-Bündnisse im Sinne der Querfront-Strategie
voranbringen wollte und insbesondere das Thema Ökologie aufgriff, hat 'wir selbst'
der Neuen Rechten Impulse gegeben. Gesunkene Auflage und sporadisches Erschei-
nen spiegeln ihren Bedeutungsverlust in den 90er Jahren wider.

7.3  Buchpublikationen
Neben Zeitungen und Zeitschriften zählen Bücher zu den wichtigsten Mitteln der
Neuen Rechten, ihre Ideologie zu verbreiten, Rechtsextremisten zu schulen und auf
die öffentliche Meinung einzuwirken. Solche Bücher erscheinen in rechtsextremisti-
schen Verlagen, werden aber gelegentlich auch von Unternehmen herausgegeben,
die im demokratischen – meist konservativen – Spektrum angesiedelt sind. Ob Erste-
res oder Letzteres der Fall ist, beeinflusst sowohl den Charakter der Publikationen als
auch ihre Breitenwirkung: So nehmen Publikationen, die in rechtsextremistischen
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Verlagen erscheinen, deutlichere -– mitunter offen antidemokratische – Positionen ein,
Sammelbände setzen sich meist aus Beiträgen überwiegend oder ausschließlich
rechtsextremistischer Autoren zusammen. Dies gilt beispielsweise für viele Veröffent-
lichungen des Tübinger 'Grabert-Verlages', der als einer der größten rechtsextre-
mistischen Verlage in Deutschland gilt. Zwar dominieren Publikationen aus dem tra-
ditionellen Rechtsextremismus das Verlagsprogramm, doch hat er sich für Themen
und Autoren der Neuen Rechten frühzeitig geöffnet. So fungierte er anfangs als Haus-
verlag des 'Thule-Seminars' (vgl. Kapitel 7.1). 1985 hat Inhaber Wigbert Grabert
das Schwesterunternehmen 'Hohenrain-Verlag' gegründet, das sein Publikum auch
am Rande und außerhalb des Rechtsextremismus sieht. Dort erschienen beispielsweise
das jüngste Buch Alain de Benoists – 'Schöne Vernetzte Welt. Eine Antwort auf die
Globalisierung' (2001) – sowie mehrere Sammelbände, in denen sowohl rechtsext-
remistische als auch wertkonservative Autoren vertreten sind, wie der Band 'Europa
ja – aber was wird aus Deutschland?' (1998). Dass sich der Verlag um Breitenwir-
kung bemüht, zeigt eine ganzseitige Anzeige, die er im Programmheft des 43. Deut-
schen Historikertages im September 2000 in Aachen geschaltet hat. Die Veranstal-
ter distanzierten sich später von dem Inserat.

Von den 45 organisationsunabhängigen rechtsextremistischen Verlagen und Vertrie-
ben in Deutschland, die nach Angaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz im
Jahr 2001 existierten, geben die weitaus meisten auch neurechte Publikationen heraus
oder verbreiten sie. Dagegen nehmen sich Bücher, die über nicht rechtsextremisti-
sche Unternehmen vermarktet werden, in ihrer Deutlichkeit zurück – vermutlich im Sinne
einer »politischen Mimikry« (Weißmann vgl. 5.1) –, Sammelbände umfassen in die-
sem Fall stets auch Beiträge nicht extremistischer Verfasser. Die Bandbreite der Bü-
cher neurechter Autoren reicht von umfangreichen, aufwändig produzierten Bän-
den, die als wissenschaftliche Standardwerke verstanden werden möchten, bis hin
zu dünnen, meist essayistischen Diskussionsbeiträgen. Im Folgenden wird die Buch-
palette der Neuen Rechten in Deutschland nicht vollständig, sondern anhand eini-
ger markanter Titel skizziert, die überwiegend seit der Vereinigung Deutschlands
erschienen sind.

Zu den ambitioniertesten publizistischen Projekten zählte das vierbändige 'Hand-
buch zur Deutschen Nation', das zwischen 1986 und 1992 im 'Hohenrain-Verlag'
erschienen ist. Neben Autoren, die nicht dem rechtsextremistischen Spektrum entstam-
men oder zum traditionellen Rechtsextremismus zu rechnen sind, waren namhafte
Vertreter der Neuen Rechten beteiligt, wie Armin Mohler und Alain de Benoist sowie
drei weitere Autoren, die heute ständige Mitarbeiter der 'Jungen Freiheit' sind. Der
Herausgeber der ersten drei Bände, der 1991 verstorbene Politikwissenschaftler
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Prof. Dr. Bernard Willms (Ruhr-Universität Bochum), betonte in seinen Vorbemerkun-
gen von 1985, das Werk sei von der politischen Prämisse getragen, dass die deut-
sche Nation »immer noch Beziehungspunkt und Ziel deutschen Denkens, deutschen
Strebens und deutscher Politik« sei (Willms 1986: 7). Sein Wissenschaftsverständnis
legte er im zweiten Band weiter offen: Der Herausgeber appellierte an die Forschung,
sich »konsequent auf den Boden der Nation« zu stellen, sich mit »der Politik, also mit
Volk und Staat,« zusammenzuschließen und so den »Kampf um die Selbstbehaup-
tung des deutschen Volkes« zu führen (Willms 1987: 32ff.). Diese »nationale Stand-
ortbestimmung« nannte der Autor einen Nonkonformismus, zu dem sich alle Mitar-
beiter des Handbuches bekennen würden. Gemeint ist die Ablehnung des beste-
henden wissenschaftlichen Pluralismus. Aus gutem Grund wertet Wolfgang Gessen-
harter das Selbstverständnis der Verfasser als ersten Hinweis auf einen Kollektivis-
mus im Sinne Carl Schmitts. Anhand weiterer Zitate des Handbuches bescheinigt er
dem Herausgeber, »das 'Kollektiv' als Ausgangs- und Zielpunkt von Politik und den
einzelnen Menschen nur als Bedrohung für dieses Kollektiv« anzusetzen. Somit stel-
le dieser »das Grundgesetz auf den Kopf« (Gessenharter 1994a: 67).

Schmitt zählt seit jeher zu den Leitfiguren der Neuen Rechten – auch zu den »Iko-
nen« seines Schülers Armin Mohler. So hieß es in der kleinen Festschrift 'Lauter Dritte
Wege', die zu Mohlers 80. Geburtstag erschienen ist (Kubitschek 2000: 10). Dass
die drei Herausgeber Autoren der 'Jungen Freiheit' sind, ist bemerkenswert: Seit 1996
ist Mohler nicht mehr für die JF tätig, nachdem der Chefredakteur es abgelehnt hat-
te, einen seiner Beiträge zu veröffentlichen; in dem Text, der eine heftige redaktions-
interne Debatte auslöste, soll Mohler den Holocaust in Frage gestellt haben. Der
Schweizer zählt weiterhin zu den aktivsten Publizisten der Neuen Rechten. Seit den
90er Jahren hat er beispielsweise seine Korrespondenz mit Carl Schmitt veröffent-
licht – 'Carl Schmitt. Briefwechsel mit einem seiner Schüler' (1995) – sowie die Bio-
grafie 'Georges Sorel. Erzvater der konservativen Revolution' (2000). Mohlers Dis-
sertation 'Die Konservative Revolution in Deutschland 1918–1932' von 1949, die
1999 in der fünften Auflage erschienen ist, zählt nach wie vor zu den wissenschaft-
lichen Standardwerken der Neuen Rechten. Den Band sollte ursprünglich das 'Jahr-
buch zur Konservativen Revolution' kontinuierlich ergänzen, das von zeitweiligen
Redakteuren der Zeitschriften 'Etappe' und 'Junge Freiheit' herausgegeben wurde,
allerdings nur 1994 erschien. Im Unterschied zu seinen wissenschaftlichen Publika-
tionen verstanden sich zwei weitere Bücher Mohlers eher als Streitschriften, wie bereits
die provokanten Titel deutlich machen: 'Liberalenbeschimpfung' (1990) und 'Der
Nasenring. Die Vergangenheitsbewältigung vor und nach dem Fall der Mauer' (1991
erschienene Neuauflage seines Buches von 1989).
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Mohler veröffentlicht seine Schriften in der Regel nicht in rechtsextremistischen Verla-
gen und damit vermutlich in höheren Auflagen. Möglich ist ihm dies nicht zuletzt durch
eine gewisse Prominenz und seine weitgehend unbestrittene Sachkenntnis, insbe-
sondere auf dem Gebiet der Konservativen Revolution. Zu den Vertretern der Neuen
Rechten mit erheblicher publizistischer Breitenwirkung zählt auch der Autor Karlheinz
Weißmann. Aufsehen erregte vor allem sein Buch 'Der Weg in den Abgrund. Deutsch-
land unter Hitler 1933 bis 1945', das 1995 in der renommierten Reihe 'Propyläen
Geschichte Deutschlands' erschienen ist. Der Verlag hatte den Auftrag an Weißmann
vergeben, obwohl bereits der international angesehene Historiker Hans Mommsen
(damals Bochum) an einem Buch für diese Reihe arbeitete, nach Verlagsangaben
das Manuskript aber nicht rechtzeitig abgeschlossen hatte. 'Der Weg in den Ab-
grund' ist 1997 von einem anderen Unternehmen neu aufgelegt worden: Der ur-
sprüngliche Verlag hatte den Band vom Markt genommen, nachdem die Besitzver-
hältnisse der Firmengruppe gewechselt und viele Rezensenten das Buch sowie sein
Zustandekommen vehement kritisiert hatten. Dem Buch wurden Passagen vorgehal-
ten, die den Nationalsozialismus verharmlosen würden, zudem gehe der umfang-
reiche Band dem Holocaust nur auf wenigen Seiten nach, bagatellisiere den Mas-
senmord daher allein schon durch die unangemessene Kürze der Ausführungen zu
diesem Thema. Eine politische Streitschrift, die in der Neuen Rechten breit rezipiert
wurde, hatte Weißmann bereits 1992 unter dem Titel 'Rückruf in die Geschichte'
veröffentlicht. Sein Credo war die »Um- und Neugründung des deutschen Staates«,
verbunden mit einer »grundlegende[n] intellektuelle[n] und moralische[n] Erneue-
rung«; gemeint war die Forderung, ethnisch-nationale Kategorien ins Zentrum der
Politik zu rücken. Weißmann bezeichnete diesen Prozess mit Alfred Mechtersheimer
als »nationale[n] Revolution« und »geistige Revolte von unten«. Erst nach diesem
Klimawechsel werde man »zu den Gruppierungen und Personen kommen, die prak-
tisch agieren können«. Wenn er somit auch andeutete, dass machtvolle Parteien des
eigenen Lagers in Kürze nicht verfügbar sein würden, vermerkte er die Revitalisie-
rung der Konservativen Revolution in Intellektuellenzirkeln doch wohlwollend. (Weiß-
mann 1993: 191) Zum selben Themenkreis haben Weißmann und ein Mitheraus-
geber 2002 den Band 'Nation?' vorgelegt, den das neurechte 'Institut für Staatspo-
litik' (vgl. Kapitel 7.4) finanziell gefördert hat.

Dieselbe renommierte Verlagsgruppe, die Weißmanns 'Weg in den Abgrund' ur-
sprünglich veröffentlichte, gab fast zeitgleich zwei Sammelbände heraus, zu de-
nen Akteure der Neuen Rechten beigetragen haben: das bereits erwähnte Buch 'Wir
89er' (1995, vgl. 1.3) und – erheblich bedeutender – der Band 'Die selbstbewusste
Nation' (1994), herausgegeben von insgesamt drei Autoren der 'Jungen Freiheit'.
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Letzterer ist kritisch als »eine Art 'Manifest' einer sich neu formierenden 'Rechten'«
bezeichnet worden (Schneider 1995: 51), da das Buch die damalige Aufbruchs-
stimmung dieser Strömung widerspiegelte und einige – der sehr unterschiedlichen –
Beiträge typische sprachliche und thematische Muster versammelten. So war in ei-
nem Text, dessen Autor ein Carl-Schmitt-Zitat als Leitgedanken voranstellte, von der
»multikulturell-kriminelle[n] Gesellschaft« die Rede und von »Menschheitsschwärme-
rei«, die keine haltgebenden Ideale, sondern Indizien der Entwurzelung seien (Berg-
fleth 1994: 102). Andere Aufsätze beklagten einen »Nationalmasochismus« der
deutschen Intellektuellen, die sich seit der »Umerziehung« an »Deutschenhaß« nicht
überbieten lassen wollten (Röhl 1994: 97), sowie den »totalitären Charakter des lin-
ken Meinungsmonopols« (Bubik 1994b: 188). Die persönliche Distanzierung des
Journalisten Eduard Beaucamp, der dem Nachdruck seines Artikels aus der 'Frank-
furter Allgemeinen Zeitung' zugestimmt hatte, ist bezeichnend:

»[D]u bist plötzlich in eine Gesellschaft geraten, zu der du nie gehö-
ren wolltest. [...] Hier drängen sich Nationalromantiker, Vereinigungs-
pathetiker, aber auch heftige Umdeuter des deutschen Verhängnisses,
Liebhaber gefährlicher Zweideutigkeiten, Modernitätshasser, Zeitgeist-
Schmäher, Schollenliebhaber und Zivilisationsverächter um den heiß
umstrittenen Essay 'Anschwellender Bocksgesang' von Botho Strauß,
den der 'Spiegel' im letzten Jahr [1993] unter die Leute gebracht hat.
[...] Beim Lesen des Buches glaubt man sich manchmal in eine nationa-
le Dampfküche versetzt. Die deutschtümelnde Überanstrengung und
chorische Verstärkung des Eiferertums sind passagenweise unerträg-
lich. » (Beaucamp 1994)

Der Titel 'Die selbstbewußte Nation' ist zum geflügelten Wort der Neuen Rechten
geworden, als Euphemismus für ein nach ihren Vorstellungen geprägtes Deutsch-
land. So knüpfte der ehemalige Redakteur von JF und 'Deutsche Geschichte' Andre-
as Molau an die Formel an. Im Vorwort des Sammelbandes 'Opposition für Deutsch-
land', der 1995 in der 'Verlagsgesellschaft Berg' erschienen ist und in dem neben
neurechten Verfassern auch der Holocaust-Leugner Germar Rudolf zu Wort kommt,
schrieb er: »Daß die Nation 'selbstbewußt' ist, wie dies von den Protagonisten der
sogenannten 89er-Bewegung gefordert wird, mag ein praktikabler Anfang sein.«
Tatsächlich ist die Nation nach Auffassung des Herausgebers, der für die Autoren
des Bandes sprach, mehr als dieses: Sie ist die Antwort auf die »tiefgreifende Krise«,
in der sich die postmoderne Gesellschaft befinde. Ausgangspunkt zu deren Über-
windung ist die »Opposition für Deutschland« – die hier kaum anders als im Sinne
einer Fundamentalopposition zu verstehen ist –, die strategische Basis ist »die Aner-
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kennung der Notwen-
digkeit, alle Rechten, Kon-
servativen, Nationalen,
Nationalkonservativen
usw. gedanklich an einen
Tisch zu bringen«. (Mo-
lau 1995: 12-15) Somit
forderte Molau präzise
das, was bereits verschie-
dentlich als »Erosion der
Abgrenzung« beschrie-
ben wurde. Dazu beizu-
tragen war das erklärte
Ziel seines Sammelban-
des. Auch der Gothic-Mu-
siker Josef Maria Klumb
hat sich die Formel der
»selbstbewußten Nati-
on« zu Eigen gemacht,
wenngleich in spezifi-
schem Duktus: »Ich setze
die selbstbewußte Nati-
on gegen diesen Auflö-
sungszustand dieser ver-
sauten Gesellschaft« (zit.
nach Pfeiffer 2002a:
477). Über die Neue
Rechte hinaus griff
beispielsweise die Frakti-
on der 'Republikaner' im
baden-württembergi-
schen Landtag den Ausdruck auf und überschrieb ein Positionspapier: »Die Demo-
kratie braucht die selbstbewußte Nation« (Republikaner 2001).

Aktuelle Kampagnen, die neurechte Periodika prägen, finden sich in aller Regel mit
gewisser Verzögerung in Büchern aus dieser Strömung wieder: Dies gilt beispielsweise
für die Agitation gegen 'Political Correctness'. Insbesondere gerieten die Verfassungs-
schutzbehörden in die vehemente Kritik neurechter Bücher, vor allem der Verfassungs-

'Die selbstbewußte Nation' hat eine breite Diskussion ausge-
löst: So hat der Grafiker Klaus Steack den Buchtitel satirisch
aufgegriffen.
Quelle: Edition Steack



Die Neue Rechte in Deutschland

114

schutz Nordrhein-Westfalen: so geschehen beispielsweise in den Bänden 'Geheim-
sache Politprozesse' (Klaus Kunze 1998), 'Verfassungsschutz. Organisation, Spit-
zel, Skandale' (Claus Nordbruch 1998) und jüngst: 'Der Verfassungsschutz. Auf
der Suche nach dem verlorenen Feind' (2000). Dieser Sammelband – herausgege-
ben von zwei JF-Autoren, darunter der ständige Mitarbeiter Hans-Helmuth Knütter –
griff die gängige Praxis eines präventiven Verfassungsschutzes an. Nach diesem
Grundsatz informieren die Behörden auch über extremistische Gruppen, die nicht
an Straftaten beteiligt sind. So sollen sie die geistig-politische Auseinandersetzung
mit der ganzen Bandbreite verfassungsfeindlicher Bestrebungen unterstützen. Die
Herausgeber des Bandes unterstellten, die Behörden hätten ihre Kompetenzen aus
eigennützigen Motiven unzulässig ausgedehnt, die Gründe seien »Angst vor Stel-
lenabbau und Etatverlust« sowie »deutsche[r] Wichtigtuerei« (Knütter/Winckler
2000: 13). Offensichtlich ging es den Herausgebern in erster Linie darum, die Beob-
achtung der Neuen Rechten durch den Verfassungsschutz zu verhindern. Den Schluss-
punkt des Bandes bildete das Konzept eines alternativen Verfassungsschutzberich-
tes, das zum Teil auf bizarren Kriterien für verfassungsfeindliches Handeln basierte
und eine Vielzahl demokratischer Positionen hinzuzählte. Folgte man diesem eigen-
willigen Vorschlag – so kommentierte der ehemalige Präsident des Bundesamtes für
Verfassungsschutz, Peter Frisch, den Entwurf –, wären »so ziemlich alle Maßnah-
men oder Meinungsäußerungen als verfassungsfeindlich anzusehen, die mit Pro-
grammen und Bekundungen rechtsextremistischer Bestrebungen nicht übereinstim-
men« (Frisch 2001: 341).

In die Liste der verfassungsfeindlichen Bestrebungen nahm der Entwurf beispielsweise
den Erwerb der doppelten Staatsbürgerschaft auf (unter: »Gegen das Selbstbestim-
mungsrecht des Volkes und die Volkssouveränität gerichtete Bestrebungen«) sowie
»Ausländerfreundlichkeitskampagnen« des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als
»[g]egen die Verantwortlichkeit der Regierung gerichtete Bestrebungen« (Schüßlbur-
ner 2000: 424, 427).

7.4 Seminare
Zum Aktionsrepertoire aller neurechten Gruppen und Organisationen zählen Ge-
sprächsrunden, Vorträge und Seminare, in denen aktuelle Themen und ideologische
Grundlagen erörtert werden. In der rechtsextremistischen Szene, in der Intellektuelle
eine deutliche Minderheit sind, sind viele neurechte Publizisten, wenn auch nicht
unumstritten, so doch bekannt. Häufig sind sie daher über ihr engeres Umfeld hi-
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naus als Referenten gefragt. Solche Veranstaltungen reichen zwar von informellen
Treffen bis zu Vorträgen vor größerem Publikum, in der Regel entfalten sie aber kei-
ne nennenswerte Breitenwirkung, sondern dienen dem internen Austausch. In dieser
Hinsicht möchte das Berliner 'Institut für Staatspolitik' (IfS) das Blatt wenden: Im Mai
2000 gegründet, versteht es sich als Aktivposten neurechter Bildungsarbeit. Die Zie-
le umriss Mit-Initiator Götz Kubitschek im JF-Interview mit den Schlagworten »Öffent-
lichkeit, Vernetzung und Aktion«. Mit Blick auf die ernüchternde Bilanz anderer Zir-
kel stellte er fest:

»Wir werden nicht die x-te Arbeitsgruppe zum Thema 'Alte verlorene
Schlachten' einrichten. [...] Was wir brauchen, ist eine Öffentlichkeits-
offensive. Viele unserer Themen sind vermittelbar, wenn wir uns geschickt
anstellen.«

Das Fernziel der 'kulturellen Hegemonie' liegt auf der Hand, auch wenn es unge-
nannt blieb. Dem IfS hefteten neurechte Kreise anfangs das ambitiöse Etikett eines
'Reemtsma-Instituts von rechts' an – eine Anspielung auf das von Prof. Dr. Jan Philipp
Reemtsma geleitete 'Hamburger Institut für Sozialforschung' (sie erinnert an den
Anspruch der 'taz von rechts', der zeitweise im JF-Umfeld zirkulierte). Faktisch ist der
Berliner Kreis von der Außenwirkung und wissenschaftlichen Substanz der Hambur-
ger Einrichtung weit entfernt. Kubitschek lehnte die Bezeichnung aus anderen Grün-
den ab: »Wir werden keine politischen Sauereien planen«, stellte er fest und ver-
wies implizit auf die in Hamburg konzipierte und von Rechtsextremisten aller Schat-
tierungen attackierte Ausstellung 'Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941
bis 1944'20. (Zitate nach Stein 2000) Mit der 'Jungen Freiheit' ist das neurechte Ins-
titut eng verwoben: So zählten zwei
der drei Gründer seit Jahren zu de-
ren Stammautoren, den Auftakt der
Vortragsreihe 'Berliner Kolleg' im
September 2000 veranstalteten Zei-
tung und 'Institut für Staatspolitik' ge-
meinsam, die Podiumsdiskussion
moderierte der Chefredakteur. Zu
den prominentesten Vertretern der Neuen Rechten, die das IfS für das 'Berliner Kol-
leg' gewinnen konnte, zählte der ständige JF-Mitarbeiter Alain de Benoist.

Zielgruppen des Instituts sind vorwiegend Schüler, Studenten und junge Akademi-
ker. Für sie veranstaltet es zweimal jährlich Seminare, die jeweils als Sommer- oder
Winterakademien bezeichnet werden. Nicht nur personell, sondern auch inhaltlich

20) So lautete der Titel der Ausstellung, die von
1995 bis 1999 gezeigt wurde. In dieser Zeit war
die rechtsextremistische Agitation gegen sie
besonders vehement. Anschließend wurde die Prä-
sentation neu gestaltet und nennt sich seither 'Ver-
brechen der Wehrmacht. Dimensionen des Ver-
nichtungskrieges 1941–1944' (siehe 7.5).



Die Neue Rechte in Deutschland

116

schließen die Aktivitäten des IfS an die Neue Rechte an: So rückten Vorträge der
Seminare – zu Oberthemen wie Mythos, Strategien oder Globalisierung – die Sicht
der Konservativen Revolutionäre in den Mittelpunkt, etwa das Referat »Antiimperia-
listisches Denken in der Weimarer Republik«. Seine fünf Schwerpunkte bearbeitet
das IfS offenbar im neurechten Sinne – zum Beispiel das Thema » Die politische Lin-
ke«, das es mit der Agitation gegen 'Political Correctness' verbindet. In diesem Sinne
nahm es zum Internationalen Forum über den Holocaust in Stockholm im Januar 2000
Stellung, an dem zahlreiche Staats- und Regierungschefs teilgenommen hatten. Laut
JF sprach das Institut verächtlich von einer »politisch korrekten antifaschistischen In-
ternationale« (zit. nach Saur 2001) – die Zeitung selbst wurde deutlicher und werte-
te die Konferenz als einen jener »hypermoralischen Umtriebe«, hinter denen sich »das
nackte Interessenkalkül« verberge (ebd.). In der Publikation 'Der Aufstand der An-
ständigen' (2001) interpretierte das IfS die Holocaust-Konferenz – geradezu ver-
schwörungstheoretisch – als Vorläufer der heutigen »Kampagne gegen Rechts«. Diese
diene »dem linksliberalen Lager« dazu, »sein Wertesystem, das auf einem multieth-
nischen Gesellschaftsbegriff fußt, weitgehend verbindlich zu machen« (zit. nach Pfahl-
Traughber 2002: 12).

Tagungen für den akademischen Nachwuchs haben in der deutschen Neuen Rech-
ten eine gewisse Tradition: Als Sommeruniversitäten bezeichnete die 'Junge Freiheit'
Seminare, die sie von 1993 bis 1995 veranstaltete und deren vorrangige Zielgrup-
pe seinerzeit die Leiter der JF-Leserkreise waren. Nach internen Spannungen wur-
den die Veranstaltungen der JF eingestellt und die 'Freie Deutsche Sommeruniversi-
tät' (später: 'Freie Deutsche Sommerakademie') ins Leben gerufen. Referenten wa-
ren beispielsweise Reinhold Oberlercher und Alfred Mechtersheimer sowie – obwohl
sich die JF von diesen Seminaren distanzierte – mehrere Stammautoren der Zeitung,
das Programmangebot war auch von neurechten Elementen geprägt. Zu den Ziel-
gruppen zählten offenbar Mitglieder studentischer Verbindungen: So fand das
Winterkolleg der 'Freien Deutschen Sommerakademie' im Februar 1997, das den
»Facetten der Konservativen Revolution« nachging, in den Räumen der Münchner
Burschenschaft 'Danubia' (vgl. Kapitel 7.6) statt. Einem Bericht von 'Nation & Euro-
pa' zufolge forderte der Referent Thor von Waldstein (vgl. 2.5), die Pluralismus-Kri-
tik Carl Schmitts im Kampf gegen Jalta, Bonn und Maastricht zu instrumentalisieren,
und sprach sich für einen »ethnischen Fundamentalismus« aus (zit. nach Fleck 1997:
68). Mit der Formulierung, die auf Schmitts Buchtitel 'Positionen und Begriffe im Kampf
mit Weimar – Genf – Versailles' (1940) anspielt, wollte der Referent offenbar die
Aktualität konservativ-revolutionärer Gedanken betonen. Rund 60 Teilnehmer der
Sommerakademie »Staatslehre – eine wiederzuentdeckende Wissenschaft« kamen
im August 1997 in der Nähe von Prag zusammen. Die 'Staatsbriefe' begrüßten die
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Tagung nachdrücklich. Sie nehme den Anstoß auf, den 'Staatsbriefe'-Herausgeber
Sander gegeben habe: eine »nationale Gegenelite« zu schaffen, die über das
Grundgesetz und die freiheitliche demokratische Grundordnung hinausdenke. Die-
se Elite solle sich von vergleichsweise gemäßigten Vertretern der politischen Rechten
– den »Systemlinge[n]« – absetzen, die die herrschenden Zustände für reformierbar
hielten (Schwab 1997). Dem Bericht zufolge erörterte die Tagung vier Verfassungs-
modelle, die die Zeitschrift in den vorangegangenen Jahren als Ideen »für die Zeit
nach der großwestdeutschen Ewigkeit« zur Diskussion gestellt hatte. Dazu zählte
Oberlerchers »Reichsverfassungsentwurf«. Der Initiator des 'Deutschen Kollegs' hat-
te bereits bei der ersten 'Freien Deutschen Sommeruniversität' im August 1995 über
die Frage »Deutschland als Hegemonialmacht – warum nicht?« referiert und eine
»völkische Revolution« beschworen. Nach ihr würden die deutschen Staaten »zu
einem einheitlichen, gemeingermanischen Reich« verschmelzen. Das dann herrschen-
de Recht werde die notwendigen »ethnische[n] Entmischungen« schützen und »eth-
nische Verschmutzung« untersagen (Oberlercher 1995: 31). Später hat sich aus dem
Umfeld der 'Freien Deutschen Sommerakademie' die deutsche Sektion der 'Europä-
ischen Synergien' entwickelt, die seit 1997 der 'Deutsch-Europäischen Studienge-
sellschaft' (DESG) angehört (vgl. 7.1).

Ebenso wie auf neurechten Seminaren Referenten auftreten, die nicht dem Rechtsext-
remismus angehören, halten Vertreter der Neuen Rechten Vorträge in Kreisen des
traditionellen Rechtsextremismus. Erneut bestätigt dies die Doppelfunktion dieser Strö-
mung als Avantgarde und Brücke. So hat beispielsweise der ständige JF-Mitarbeiter
Hans-Helmuth Knütter in den vergangenen Jahren regelmäßig auf den Jahreskon-
gressen der 'Gesellschaft für Freie Publizistik' (GFP) referiert, die als größte rechtsext-
remistische Kulturvereinigung in Deutschland gilt und der insbesondere Verleger und
Autoren angehören. Aufsehen erregt haben insbesondere Passagen seines Vortrags
vom April 2001, die als Rechtfertigung rechtsextremistischer Gewalt verstanden
werden können: Dem ARD-Magazin 'Panorama' zufolge sagte der Politikwissen-
schaftler:

»Diese jüngeren Leute werden sich, wie Jüngere das tun können, mit
persönlichem, mit körperlichem Einsatz für die Durchsetzung der poli-
tischen Ziele einsetzen, und das ist gut, das ist hervorragend. Die Älte-
ren können aber auch etwas tun. Man wird auch den hier Anwesen-
den aufgrund des Alters wohl kaum zumuten können, sich an Saal-
schlachten und Straßenkämpfen zu beteiligen. Aber was sie tun kön-
nen, ist natürlich: Geld sammeln, Aktionen ermöglichen.« [zit. nach
Reimers/Steinhoff (2002)]



Die Neue Rechte in Deutschland

118

Die Köpfe des 'Deutschen Kollegs', Mahler und Oberlercher, referieren besonders
häufig auf Veranstaltungen des traditionellen Rechtsextremismus, insbesondere im
Umfeld der NPD, der Mahler angehört und für die er als Anwalt tätig ist. Dies über-
rascht insofern nicht, als nationalrevolutionäre Ideen, für die beide neurechten Prota-
gonisten stehen, in der NPD seit Mitte der 90er Jahre an Bedeutung gewonnen ha-
ben. Mahler und Oberlercher zählen neben dem 'Thule-Seminar' und anderen rechts-
extremistischen Einrichtungen zu den Unterstützern der im Jahr 2000 gegründeten
NPD-nahen 'Deutschen Akademie' in Kaiserslautern, die ihrerseits Sommer- und
Winterakademien veranstaltet. Vorträge hält Mahler mitunter auch vor neonazisti-
schem Publikum aus dem Spektrum der 'Freien Kameradschaften'.

7.5 Öffentlichkeitswirksame Aktionen
Durch Demonstrationen und Kundgebungen – dem häufigsten Mittel außerparla-
mentarischer Strömungen, ihren Positionen Gehör zu verschaffen – tritt die Neue
Rechte selten in Erscheinung. Dem steht ihr elitärer Anspruch und ein entsprechend
distanziertes Verhältnis zu Massenveranstaltungen entgegen sowie der begrenzte
Kreis ihrer Anhänger. Die breite Öffentlichkeit suchen Vertreter dieser Strömung viel-
mehr durch Appelle und Resolutionen, die in der neurechten Presse kampagnenar-
tig verbreitet und mitunter als Inserate in demokratischen Zeitungen platziert werden.
Diese Erklärungen sind in der Regel zurückhaltend formuliert, rechtsextremistische
Positionen kommen allenfalls andeutungsweise zum Ausdruck. Auf diese Weise
konnten mitunter namhafte Personen ermuntert werden, solche Resolutionen zu un-
terzeichnen, die nolens volens neben Wortführern der Neuen Rechten erscheinen.
Die Strömung unterstreicht damit die gewünschte Außenwirkung als gemäßigte Kraft
und zielt darauf, ideologische Elemente schleichend in der öffentlichen Meinung zu
verankern.

Eine der bemerkenswertesten Kampagnen dieser Art hat der Appell 'Wider das Ver-
gessen' angestoßen, der zum 50. Jahrestag der Kapitulation des Deutschen Reiches,
dem 8. Mai 1995, initiiert und von der Neuen Rechten unterstützt wurde. Der mehr-
fach in der FAZ veröffentlichte Aufruf kritisierte, Medien und Politiker charakterisier-
ten den Tag des Kriegsendes einseitig als »Tag der Befreiung«. Dabei gerate in Ver-
gessenheit, dass er auch den Beginn der Vertreibungen und der Teilung Deutsch-
lands markiere. Dies seien aber notwendige Wahrheiten für eine »selbstbewusste
Nation« (vgl. Kapitel 7.3), die »wir Deutschen in der europäischen Völkerfamilie«
werden müssten. Mit Theodor Heuß sprach der Aufruf von der »Paradoxie des 8.
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Mai«, die die Verfasser im Ende der »nationalsozialistischen Schreckensherrschaft«
und »Beginn von Vertreibungsterror und neuer Unterdrückung im Osten und de[m]
Beginn der Teilung unseres Landes« sahen (Aufruf 1995). Heuss dagegen hatte als
Paradoxie verstanden, dass Deutschland am 8. Mai vom Nationalsozialismus er-
löst, bis dahin aber durch diesen moralisch und politisch vernichtet worden sei (so
Gessenharter 1998: 171). Offenkundig wollte der Appell – trotz seines oder gera-
de durch den behutsamen Duktus – die überwiegende Sicht auf den 8. Mai deutlich
verändern. Implizit wandte er sich gegen die differenzierte Einschätzung dieses Da-
tums, die der damalige Bundespräsident Richard von Weizsäcker zum 40. Jahres-
tag in seiner Rede vor dem Bundestag vorgetragen hatte. Die Ansprache wurde all-
gemein als historisch eingestuft und hat im In- und Ausland breite Zustimmung gefun-
den, Rechtsextremisten hingegen haben sie seither heftig attackiert. Darin hieß es:

»Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem
menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft. Niemand wird um dieser Befreiung willen vergessen, welche
schweren Leiden für viele Menschen mit dem 8. Mai erst begannen
und danach folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende des Krieges die
Ursache für Flucht und Vertreibung sehen. Sie liegt vielmehr in seinem
Anfang und im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte.«

Ausdrücklich lehnte von Weizsäcker den Gedanken einer Kollektivschuld des deut-
schen Volkes ab; es sei aber »lebenswichtig«, die Erinnerung an die Verbrechen des
Nationalsozialismus wach zu halten:

»Es geht nicht darum, Vergangenheit zu bewältigen. Das kann man
gar nicht. Sie läßt sich ja nicht nachträglich ändern oder ungeschehen
machen. Wer aber vor der Vergangenheit die Augen verschließt, wird
blind für die Gegenwart. Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern
will, der wird wieder anfällig für neue Ansteckungsgefahren.«
[von Weizsäcker (2002)]

Positive Resonanz fand der Aufruf 'Wider das Vergessen' sowohl bei rechtsextremis-
tischen Akteuren, insbesondere aus der Neuen Rechten, zum Teil aber auch bei
Vertretern demokratischer Parteien. Letztere zogen ihre Unterstützung mitunter zu-
rück, nachdem ihnen das politische Spektrum der Mitunterzeichner bekannt gewor-
den war und die punktuelle Übereinstimmung mit diesem Umfeld öffentliche Protes-
te ausgelöst hatte. Die Neue Rechte griff den Aufruf auf breiter Basis auf und agitier-
te vehement gegen das Verständnis des 8. Mai als »Tag der Befreiung« im Sinne von
Weizsäckers. In ihrem Bemühen um die 'kulturelle Hegemonie' nutzte sie die Gele-
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genheit, nicht nur Begriffe, sondern Themenfelder zu besetzen. So lassen sich der
Aufruf und seine publizistische Unterstützung durch die Neue Rechte als Versuch
verstehen, »Deutungshegemonie in bezug auf den 8. Mai« zu erlangen, diese durch
Unterschriftenwerbung zu verstärken und »durch geeignete Publikationen in der
Öffentlichkeit möglichst wirkungsmächtig werden [zu] lassen« (Gessenharter 1998:
172). Offenbar sollte die Debatte eine Sicht auf Deutschland vorrangig als ein Opfer
der Geschichte fördern und die Erinnerung an die Verbrechen, die von Deutschland
ausgingen, in den Hintergrund treten lassen. Die Kontroverse um den 50. Jahrestag
des Kriegsendes wertete die deutsche Neue Rechte als »ersten großen öffentlich-
keitswirksamen Erfolg junger konservativer Intelligenz« (Stein 1995).

In ihrem letzten FAZ-Inserat, in dem die Initiatoren den Aufruf erneut veröffentlichten,
aber auch auf Kritik reagierten, schlossen sie sich der für die Neue Rechte typischen
Agitation gegen 'Political Correctness' an und sprachen vom »Meinungsterror der
'political correctness'« (FAZ vom 28.4.1995). Von der Frontstellung gegen die PC
war ein Jahr später der 'Appell der 100 – Die Meinungsfreiheit ist in Gefahr' getra-
gen, den die Initiatoren um Prof. Dr. Helmut Schröcke im Mai 1996 ebenfalls in der
'Frankfurter Allgemeinen' publizierten. Als ausgewiesene Qualitätszeitung mit wert-
konservativem Profil ist die FAZ für Inserate aus dem Spektrum der Neuen Rechten
besonders attraktiv. Der 'Appell der 100' behauptete,

»daß in Deutschland in zunehmendem Maße Sondergesetze und straf-
rechtliche Verfolgung gegen Verleger, Redakteure und Autoren – auch
gegen Wissenschaftler – wegen deren begründeter Äußerungen zu
bestimmten Fragen der Zeitgeschichte eingesetzt werden.«

Die Resolution wandte sich gegen den Paragraphen über die Volksverhetzung, der
die öffentliche Holocaust-Leugnung unter Strafe stellt. Ebenso attackierte sie die gän-
gige Praxis deutscher Gerichte, den Holocaust als offenkundige historische Tatsache
zu werten und in Verfahren gegen Revisionisten Unterlagen, die das Gegenteil be-
legen sollen, nicht als Beweismittel zuzulassen. Durch den in Andeutungen gehalte-
nen Wortlaut des Aufrufs unterzeichneten ihn sowohl Rechtsextremisten als auch In-
tellektuelle, die nicht zu diesem Spektrum zählen. Auf diese Weise wirkte die Kam-
pagne zwar deutlich über die Neue Rechte hinaus, hat aber einen eindeutig rechts-
extremistischen Ursprung: Der 'Appell der 100' geht auf eine textgleiche Resolution
zurück, die die rechtsextremistische 'Gesellschaft für Freie Publizistik' bereits im April
1996 verabschiedet hatte. Als 'Appell der 500' wurde der Text im Juli 1996 auch in
der 'Stuttgarter Zeitung' als Anzeige veröffentlicht (wenn auch von 500 Unterzeich-
nern die Rede war, nannte das Inserat nur 50 namentlich). Die angebliche Diskrimi-
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nierung rechtsgerichteter Publizisten griffen auch mehrere Protestkampagnen der
'Jungen Freiheit' an. Sie waren mit großflächigen Anzeigen in Tageszeitungen ver-
bunden wie zuletzt der 'Appell für die Pressefreiheit' im Frühsommer 2002 (vgl. 7.2.1).

Vehement beteiligt sich die Neue Rechte seit Mitte der 90er Jahre an der Kampagne
gegen die Ausstellung 'Verbrechen der Wehrmacht' des 'Hamburger Instituts für
Sozialforschung', die nahezu den gesamten deutschen Rechtsextremismus – vom
Neonazismus über alle Parteien bis zu intellektuellen Kreisen – thematisch zusam-
mengeführt hat (vgl. 7.4). Die rechtsextremistischen Attacken trafen sich mitunter mit
scharfer Kritik an der Ausstellung, die im konservativ-demokratischen Spektrum erho-
ben wurde. Aus Sicht des Hamburger Instituts zeigt die vieldiskutierte Ausstellung
Belege für die These, »daß die Wehrmacht als Institution während des Zweiten
Weltkrieges an der Planung und Durchführung eines beispiellosen Rassen- und Ver-
nichtungskrieges umfassend beteiligt war« [Ausstellung (2002)]. Einen pauschalen
Vorwurf gegen jeden einzelnen Soldaten erhebt sie ausdrücklich nicht. Einige Fach-
wissenschaftler hielten der ersten Fassung der Ausstellung, die ab 1995 gezeigt
wurde, handwerkliche Fehler vor – die falsche Zuordnung einzelner Bilder –, was

Werbehinweis in 'Nation & Europa' (Heft 3/2002)
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zur grundlegenden Neugestaltung der Präsentation in den Jahren 2000 und 2001
geführt hat. Die Kampagne aus rechtsextremistischen Reihen griff dagegen nicht in
erster Linie umstrittene Details an. Vielmehr wiesen Rechtsextremisten die Kernaussa-
ge, die Wehrmacht sei an der verbrecherischen Politik des nationalsozialistischen
Deutschlands beteiligt gewesen, als böswillige Unterstellung zurück. Das Wehr-
machtshandeln stellten sie als ehrenhaften Kampf für deutsche Interessen dar und
vermittelten das historische Zerrbild, Verbrechen seien während des Nationalsozia-
lismus allenfalls von einer kleinen politischen Führungsgruppe in Deutschland be-
gangen worden. Die Aggressivität, mit der die Ausstellung angegriffen wurde, soll-
te offenbar Fragen nach der Mitverantwortung breiterer Bevölkerungskreise abweh-
ren, das kritische Erinnern an den Nationalsozialismus insgesamt beenden.

Bis heute mobilisiert der so genannte »Nationale Widerstand« – das Spektrum von
NPD, neonazistischen Kameradschaften und Teilen der Skinhead-Szene – nahezu
an jedem Ort zu Demonstrationen, an dem die Wehrmachtsausstellung gezeigt wird.
Aus Sicht der Veranstalter ein besonderer Erfolg war der Marsch durch die Münch-
ner Innenstadt im März 1997 mit mehr als 4.000 Teilnehmern. So hat es die Frontstel-
lung gegen die Wehrmachtsausstellung in diesem Fall möglich gemacht, Personen
aus unterschiedlichen Lagern des Rechtsextremismus für die Veranstaltung zu gewin-
nen. Vermutlich aus militanten rechtsextremistischen Kreisen stammte die Gruppe, die
sich im März 1999 zu einem Bombenanschlag auf die Saarbrücker Volkshochschu-
le bekannte, die seinerzeit die Ausstellung zeigte. Dagegen befasste sich die Neue
Rechte vorwiegend publizistisch mit dem Thema: Die 'Thule-Briefe' des 'Thule-Semi-
nars' berichteten euphorisch über die Münchner Demonstration, die sie als »die größte
nationale Kundgebung seit den Protesten gegen die de facto Anerkennung der Oder-
Neiße Linie als Grenze in den 70er Jahren« würdigten (Berichte 1997: 3). Die 'Jun-
ge Freiheit' griff die Kampagne nicht nur in ihren Beiträgen auf, sondern veröffent-
lichte auch eine ganzseitige Anzeige für das Buch 'Reemtsma – eine Familie im
Zwielicht', das den Initiator der Ausstellung diskreditiert und dessen Autor Joachim
Siegerist enge Kontakte zu verschiedenen rechtsextremistischen Kreisen unterhält. Als
Anzeige publizierte die JF im April 1997 einen Aufruf aus dem Umfeld der vom
Verfassungsschutz beobachteten 'Deutschland-Bewegung', der sich gegen die Prä-
sentation der Ausstellung in der Frankfurter Paulskirche richtete. Verantwortlich zeich-
nete ein heutiger Stammautor der Zeitung; zu den Unterzeichnern zählten neben
Chefredakteur Dieter Stein bekannte Rechtsextremisten. Ein Inserat mit vergleichba-
rer Resolution, die sich gegen die Eröffnung der Ausstellung in Kiel wandte, erschien
im Januar 1999 in den 'Kieler Nachrichten'. Initiiert hatte sie der ehemalige Bundes-
wehrgeneral Reinhard Uhle-Wettler, der 1998 auch eine Festschrift für den Holocaust-
Leugner David Irving ('Wagnis Wahrheit') herausgegeben hat. In 'Signal' rief er
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zum Widerstand »mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln« gegen die »gehobe-
ne und abgeschottete politische Klasse« auf (Uhle-Wettler 2002: 28). In ähnlich
kampagnenartigem Stil wie den 8. Mai, die Meinungsfreiheit und die Wehrmachts-
ausstellung hat die Neue Rechte in den vergangenen Jahren zahlreiche weitere
Themen der öffentlichen Diskussion zu besetzen versucht. Dies gilt etwa für die dop-
pelte Staatsbürgerschaft, die Einführung des Euro, den Bau des Holocaust-Mahn-
mals in Berlin und die Rechtschreibreform.

7.6 Neurechte Einflüsse auf
studentische Verbindungen

Die mehr als 1.000 studentischen Verbindungen an deutschsprachigen Hochschu-
len bilden ein höchst heterogenes Spektrum, dem nur ein kleiner Teil der Studieren-
den angehört. Mitte der 90er Jahre waren knapp zwei Prozent der deutschen Stu-
dierenden Mitglied solcher Korporationen, von denen sich einige als Burschenschaf-
ten bezeichnen. Die Selbstverständnisse dieser Gruppen gehen weit auseinander:
Manche sehen sich als Lebensbund, der über die Jahre der akademischen Ausbil-
dung hinausreicht. Einige Gruppen verweisen auf eine lange Tradition, zu der sich
die Mitglieder bekennen, indem sie die Farben der Verbindung tragen. Zu den bur-
schenschaftlichen Traditionen, die zu pflegen seien, zählen die 'schlagenden Ver-
bindungen' das Fechten, das auch die Risikobereitschaft der 'Waffenstudenten' für
die Korporation symbolisieren soll. Während einige Verbindungen Tradition oder po-
litische Anschauungen einen, fühlen sich andere durch das gemeinsam studierte Fach,
durch sportliche oder musische Interessen verbunden.

Studentische Verbindungen mit politischem Anspruch gehen häufig von konservati-
ven Grundwerten aus. Als Vereinigungen aus Akademikern und wissenschaftlichem
Nachwuchs, die sich oft als Einrichtungen zur Förderung einer geistigen Elite verste-
hen, sind solche Korporationen eine wichtige Zielgruppe der Neuen Rechten. Seit
geraumer Zeit bemühen sich diese Strömung und Intellektuelle des traditionellen Rechts-
extremismus darum, derartige studentische Verbindungen ideologisch zu beeinflus-
sen und personelle Beziehungen herzustellen, um Einfluss im Hochschulbereich zu
gewinnen. So forderte der Vorsitzende der 'Gesellschaft für Freie Publizistik', Dr. Rolf
Kosiek, auf der Jahreshauptversammlung der Organisation im April 1997, der neue
Vorstand solle sich um Vernetzung mit den Burschenschaften bemühen. Nationalen
Kategorien fühlen sich insbesondere diejenigen Verbindungen verpflichtet, die dem
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Dachverband 'Deutsche Burschenschaft' (DB) angehören, sich zu dem Wahlspruch
»Ehre – Freiheit – Vaterland« bekennen und rund zehn Prozent der Verbindungsstu-
dierenden stellen. Dies gilt besonders für die 'Burschenschaftliche Gemeinschaft' in-
nerhalb der DB, zu der sich 1961 42 deutsche und österreichische Verbindungen
zusammengeschlossen haben. Sie reagierten damit auf den 'Burschentag' im Juli
1961 in Nürnberg, der die Fusion der Dachverbände beider Länder abgelehnt hatte.
Ein Zusammenhang zum Rechtsextremismus ist den Burschenschaften der DB zwar
ebenso wenig wie den übrigen Korporationen pauschal zu unterstellen. In den 90er
Jahren beobachteten einige Mitgliedsbünde allerdings eine Rechtstendenz des Ver-
bandes, was im Januar 1996 zu seiner Spaltung und zur Gründung des Zusam-
menschlusses 'Neue Deutschen Burschenschaft' führte.

Das bundesweit markanteste Beispiel für studentische Verbindungen, die mit der Neu-
en Rechten verflochten sind, ist die Münchner Burschenschaft 'Danubia'. Mehrfach
sind intellektuelle Rechtsextremisten als Referenten bei Veranstaltungen dieser Ver-
bindung aufgetreten: etwa der französische Vordenker de Benoist sowie die Natio-
nalrevolutionäre Mahler und Oberlercher. Auf eine länger zurückreichende geisti-
ge Verbindung zu de Benoist und Nouvelle Droite lässt ein Werbehinweis auf diese

Burschenschaft schließen, der sich in
dessen 1985 erschienenem program-
matischen Buch 'Kulturrevolution von
rechts' findet (de Benoist 1985: 157).
Die Internet-Homepage der Burschen-
schaft umfasste zeitweise Querverwei-

se (Links) auf die neurechten Periodika 'Nation & Europa' und 'Staatsbriefe' sowie
auf ein rechtsextremistisches 'Nationales Info-Telefon'. Aufsehen erregt hat zudem
ein Vorfall vom Januar 2001: Als einem rechtsextremistischen Skinhead aus NRW
vorgeworfen wurde, in München einen Griechen brutal angegriffen zu haben, wurde
dem mutmaßlichen Täter im Haus der 'Danubia' eine Übernachtungsmöglichkeit ver-
schafft. Wie die meisten neurechten Akteure weist die Burschenschaft die Feststel-
lung, sie betätige sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, zurück:
Im Mai 2002 veröffentlichte sie eine Broschüre in diesem Tenor, die der ständige JF-
Mitarbeiter Hans-Helmuth Knütter verfasst hatte ('Knütter-Gutachten'). Knütter selbst
war dreimal Referent bei den 'Burschenschaftlichen Abenden' der Verbindung und
kommt zu dem – daher wenig überraschenden – Urteil, die Verbindung liefere kei-
nerlei Anhaltspunkte für extremistisches Tun. Verfassungswidrig erscheine vielmehr
das Handeln des bayerischen Verfassungsschutzes, der die Burschenschaft in sei-
nem Bericht für das Jahr 2001 ausführlich behandelt21 und somit einen »die Mei-
nungsfreiheit beschränkende[n] Druck« ausübe (Knütter 2002: 11). Knütter geht
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dabei von einem denkbar engen
Begriff des Extremismus aus, der nicht
nur wissenschaftlich unüblich ist, son-
dern auch dem bayerischen Verfas-
sungsschutzgesetz widerspricht: So hält er die Anwendung, Vorbereitung oder Recht-
fertigung von Gewalt für ein zwingendes Kriterium extremistischer Aktivitäten, all dies
liege aber bei der 'Danubia' nicht vor.

Auch Veranstaltungen einzelner Burschenschaften in Nordrhein-Westfalen zeigen,
dass neurechte Akteure diese Bünde für ihre Ziele gewinnen möchten. So sind be-
kannte Vertreter der Neuen Rechten dort als Referenten aufgetreten: In ihren Program-
men kündigten die 'Alte Breslauer Burschenschaft der Raczeks zu Bonn', die 'Alte
Hallesche Burschenschaft Rhenania Salingia' (Düsseldorf) sowie die Burschenschaft
'Libertas Brünn zu Aachen' Vorträge von Horst Mahler an, beispielsweise für den
Mai 2000 in Aachen zum Thema »Demokratie auf dem Prüfstand«. Auf dem Haus22

der 'Rhenania Salingia' sprach im Januar 2000 auch der 'Nation & Europa'-He-
rausgeber Harald Neubauer über
»Deutschland – eine Bananenrepu-
blik«. Der Chefredakteur der 'Jun-
gen Freiheit', Dieter Stein, befasste
sich im Dezember 1999 bei der 'Al-

ten Breslauer Burschenschaft der Raczeks zu Bonn' mit dem Thema »Konservatismus
in Deutschland, die Junge Freiheit als Projekt«; laut Veranstaltungskalender hatte kurz
zuvor der JF-Autor und -Anwalt Klaus Kunze (vgl. Kapitel 6) auf demselben Haus
referiert (»Gleiches Recht für alle? Anmerkungen zu Urteilen gegen Konservative«).

Darüber hinaus waren Rechtsextremisten, die nicht oder nicht eindeutig der Neuen
Rechten zuzuordnen sind, in jüngster Zeit bei Burschenschaften in NRW zu Gast:
beispielsweise Jürgen Schwab – NPD-Mitglied und Mitarbeiter der Parteizeitung
'Deutsche Stimme', Autor neurechter Periodika wie 'Sleipnir' und 'Staatsbriefe' –,
der im Juli 2000 bei der Burschenschaft 'Libertas Brünn zu Aachen' referierte. Schwab
selbst ist Mitglied zweier Burschenschaften und sieht gute Chancen, rechtsextremis-
tisches Gedankengut stärker in solchen Korporationen zu verankern. In seinem Bei-
trag »Quo vadis, Burschenschaft?« in den 'Staatsbriefen' schrieb er Vortragsveran-
staltungen ('Burschenschaftlichen Abenden') eine Schlüsselfunktion für die Bündnis-
politik zu, da sie »als Band zwischen Burschenschaften einerseits und nationaler Op-
position andererseits« dienen könnten. Eine engere Zusammenarbeit der eigenen
Szene mit den Verbindungen hielt er für möglich und sinnvoll, da rechtsextremisti-
sche Einstellungen bei manchen Korporierten Unterstützung fänden:

22) Die Formulierung »auf dem Haus der Burschen-
schaft« entspricht dem Sprachgebrauch der Ver-
bindungen.

21) Die Behörde beobachtet die 'Aktivitas' der Bur-
schenschaft, die von den 'Alten Herren' (nach Ende
des Studiums) zu unterscheiden ist.
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»Wenn Burschenschaften von ihren Zielsetzungen her in der Regel nicht
von Politik bestimmt sind, so sieht das bei nicht wenigen ihrer Einzelmit-
glieder völlig anders aus. So sind in nahezu allen DB-Verbindungen
Verbandsbrüder anzutreffen, die in irgendeiner Form national oppo-
sitionell sind. Der Verfasser zählt sich auch zu diesem nicht kleinen
Personenkreis.«

Die Spaltung der 'Deutschen Burschenschaft' begrüßte Schwab und dass der Ver-
band auf diese Weise »von liberalen Geschwülsten weitestgehend gesundge-
schrumpft[e]« sei. (Zitate in: Schwab 1996: 19f.) Die acht ausgetretenen Korporati-
onen hatten unter anderem einen deutschen Anspruch auf die ehemaligen Ostge-
biete abgelehnt.

Einzelne studentische Verbindun-
gen nutzen neurechte Periodika,
um auf sich aufmerksam zu ma-
chen und neue Mitglieder zu rek-
rutieren. Dies gilt beispielsweise für
die Burschenschaften 'Frankonia'
(Erlangen), 'Rheinfranken' (Mar-
burg) und 'Germania' (Hamburg),
die im Ideologieorgan 'Nation &
Europa' inseriert haben. Die Ver-
mutung einer gewissen Nähe der
Verbindungen zum Coburger Blatt
liegt daher nahe. Zumindest hoff-
ten sie offenbar, in der Leserschaft
dieser Zeitschrift auf Sympathie für
ihre politischen Ideen zu stoßen.
Nach Leserbefragungen, die NE
ausführt, stehen die Abonnenten
rechtsextremistischen Parteien
nahe und erwarten von ihrer Zeit-
schrift eine Fundamentaloppositi-
on gegen das politische System der
Bundesrepublik Deutschland. In
der 'Jungen Freiheit' erscheinen re-
gelmäßig redaktionelle Hinweise
auf Veranstaltungen studentischer

Einige Burschenschaften machen in rechtsextre-
mistischen Periodika auf sich aufmerksam – An-
zeigen in 'Nation & Europa': Hefte 11-12/2002
(oben), 2/2002 (unten)
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Verbindungen. In solchen Periodika treten Mitglieder einzelner studentischer Verbin-
dungen auch als Redakteure oder Autoren auf: So war ein ehemaliger JF-Redakteur
Referent der 'Danubia', Vorsitzender ihrer 'Altherrenschaft' sowie bis März 1997
für die Pressearbeit der 'Deutschen Burschenschaft' zuständig. Burschenschaftliche
Medien ihrerseits haben für die JF geworben sowie Vertretern neurechten Gedan-
kenguts ein Forum geboten. Henning Eichberg beispielsweise erläuterte das Kon-
zept des 'Ethnopluralismus' bereits in den 70er Jahren mehrfach in der DB-Zeitung
'Burschenschaftliche Blätter'. Sein Buch 'Nationale Identität' erschien 1978 unter an-
derem in Zusammenarbeit mit dem Hochschulpolitischen Ausschuss des Dachver-
bands. Darüber hinaus warben die 'Burschenschaftlichen Blätter' im März 1997 für
das Buch 'Die Meinungsdiktatur' von Jürgen Schwab, das im 'Nation Europa Ver-
lag' erschienen ist. Die Zeitschrift der 'Danubia' druckte einen Offenen Brief Horst
Mahlers an Gerhard Schröder vom 9. November 1999 kommentarlos ab, der von
rechtsextremistischen Versatzstücken durchzogen ist: So behauptete Mahler, der
Bundeskanzler stehe einer »Vasallenregierung« vor, die von den USA in den Dritten
Weltkrieg geführt werde; Grundlage sei ein »Lügengespinst, mit dem die Feinde
Deutschlands unser Volk niederhalten und aussaugen« [Mahler (2002)]. Im Kern
gemeint war die deutsche Schuld am Zweiten Weltkrieg, die Mahler mit einer Fülle
an Behauptungen zu widerlegen versuchte. Die deutsche Kriegsschuld bezweifelte
auch der Leserbrief eines 'Alten Herrn' in derselben Ausgabe der 'Danubenzeitung'.

Zudem haben neurechte Gruppen zumindest zeitweise von infrastruktureller Unter-
stützung durch Mitglieder studentischer Verbindungen profitiert. So basierte der
Vertrieb der 'Jungen Freiheit' in den ersten Jahren ihrer Entwicklung im Wesentlichen
auf einem bundesweiten Netz von Leserkreisen (vgl. Kapitel 7.2.1), in denen die
Zeitung rezipiert, diskutiert und verkauft wurde. Später hat das Blatt seinen Vertrieb
professionalisiert und ist seit 1990 auch im Zeitungshandel erhältlich, so dass diese
Funktion der Leserkreise hinfällig wurde. Im Juni 1996 hat die Zeitung sich sogar de-
monstrativ von diesen Zirkeln getrennt und ihnen untersagt, die Bezeichnung 'Junge
Freiheit' in ihrem Namen zu tragen. Dies geschah vermutlich aus taktischen Grün-
den: An den Leserkreisen hatten sich zuvor neben Mitgliedern studentischer Verbin-
dungen auch organisierte Rechtsextremisten beteiligt und so die Selbstdarstellung
der Zeitung als konservativ-demokratisches Medium konterkariert. Der Verfassungs-
schutz Nordrhein-Westfalen kam in seinem Jahresbericht 1995 zu dem Schluss, dass
sich bis zur Trennung eine taktisch begründete Arbeitsteilung entwickelt hatte: Wäh-
rend die Zeitung selbst ihre verbale Mäßigung fortsetzte, antidemokratisches Ge-
dankengut vielfach in Andeutungen transportierte, boten die Leserkreise ein Podium
für weniger verhüllte Agitation.



Die Neue Rechte in Deutschland

128

Die genannten Hinweise auf Schnittmengen der Neuen Rechten mit einzelnen stu-
dentischen Verbindungen zeigen, dass der intellektuelle Rechtsextremismus am Kontakt
zu den Korporationen strategisch interessiert ist. Darüber hinaus wird zumindest eine
gewisse Vernetzung von Teilen beider Spektren deutlich. Mehrere wissenschaftliche
Arbeiten bestätigen diese Schlussfolgerungen: So sehen Heither und Schäfer bei
einzelnen Burschenschaften »ideologische, personelle und/oder organisatorische
Berührungspunkte zur extremen Rechten« (Heither/Schäfer 1997: 228). Ferner
machen die Dissertationen von Heither und Brauner-Orthen deutlich, dass die Neue
Rechte mit einiger Aussicht auf Erfolg Einstellungsmuster, die in Burschenschaften ver-
breitet sind, aufgreifen und ideologisch unterfüttern kann. Brauner-Orthen kommt zu
dem Ergebnis, einzelne Grundsätze der 'Deutschen Burschenschaft' wiesen »eine
Vielzahl von Parallelen mit den wesentlichen Axiomen der Neuen Rechten auf, die
sich an den Kernideologemen des völkischen Nationalismus orientieren« (Brauner-
Orthen 2001: 100). Heither stellt zwar einen Bedeutungsverlust des Burschenschafts-
wesens in der Bundesrepublik seit den 60er Jahren fest, geht aber auch von einer
gleichzeitigen »Verschiebung der innerverbandlichen Strömungsverhältnisse [der DB]
nach rechts« aus (Heither 2000: 395). Anhaltspunkte für den Verdacht, dass von
einzelnen Verbindungen rechtsextremistische Bestrebungen ausgehen, haben sich
in Nordrhein-Westfalen allerdings nicht derart verdichtet, dass deren Beobachtung
durch den Verfassungsschutz notwendig erscheinen würde.

7.7 Neurechte Einflüsse
auf die Gothic-Subkultur

Die jugendliche Subkultur23 der Gothics hat sich in den 80er Jahren aus der Punk-
Szene entwickelt. In dieser Zeit verlor Punk seinen Charakter als Sammelbecken für
ein breites Spektrum jugendlicher Strömungen, die sich von der bürgerlichen Gesell-
schaft abgrenzen wollten. So hatte sich unter dem Dach dieser Subkultur auch ein
vergleichsweise unscheinbarer Flügel gebildet, der sich durch seinen Hang zur In-

trovertiertheit und Nachdenklichkeit
auszeichnete und dem das rebelli-
sche Auftreten der meisten Punks
fremd war. Allmählich kristallisierte
sich aus diesem Flügel die Gothic-
Szene heraus, die auch als Gotik-,
Dark-Wave- oder Gruftie-Szene24

23) Der Begriff Subkultur ist hier wertneutral zu
verstehen. Im soziologischen Sinne bezeichnet er
eine Kultur innerhalb einer größeren, sie umfas-
senden Kultur oder Gesellschaft, die eigene
Verhaltensnormen entwickelt. Die Normen beru-
hen auf von der Gesamtkultur abweichenden
Überzeugungen, Werthaltungen und Ideologien.
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bezeichnet wird. Der Name leitet
sich von den Gothic-Novels ab –
Grusel-Romanen seit dem Ende des
18. Jahrhunderts, wie sie Edgar Al-
lan Poe oder H. P. (Howard Phillips)
Lovecraft geschrieben haben. Weit-

gehend einhellig bezeichnen sich die Gothics auch als 'Schwarze Szene': schwar-
ze Kleidung, schwarz gefärbte, häufig hochtoupierte Haare und bleichgeschmink-
te Gesichter sind ebenso stilbildende Elemente wie die Gothic-Musik, die typischer-
weise von einer melancholischen Stimmung getragen ist. Dieser Ton spiegelt auch
die Leitthemen der Szene: Fragen nach dem Sinn des Lebens, dessen Ursprung und
dem Tod. Neben dem Glauben an Reinkarnation fühlen sich viele Gothics zu heid-
nischen und naturreligiösen Vorstellungen hingezogen. Blutrünstige satanistische
Rituale, mit denen die Subkultur gelegentlich zu Unrecht identifiziert wird, lehnen
deren Anhänger strikt ab; andere Varianten des Teufelsglaubens fristen »ein kärgli-
ches Randgruppen-Dasein« (Farin 1999: 15). Verbreitet ist der Satanismus dage-
gen in der Subkultur des Black Metal.

In der von ihrem Selbstverständnis her unpolitischen Gothic-Szene lassen sich jedoch
mögliche Anknüpfungspunkte für rechtsextremistisches Gedankengut finden. Dazu
zählt die hohe Bedeutung des Mythischen und Metaphysischen sowie – in Teilen der
Szene – von Romantik, Heidentum (Germanentum, Keltentum) und Esoterik. In die-
sem Zusammenhang werden auch Symbole aus der germanischen Mythologie, Runen
und keltische Zeichen verwandt. Der Musiksoziologe Lutz Neitzert sieht die Suche
nach dem »Eigentlichen hinter dem Profanen« als mögliche Schnittstelle von Gothic-
Szene und Rechtsextremismus (Neitzert 1998: 25): Wenn das Eigentliche zum Eige-
nen umgedeutet und das Eigene als die ethnisch-nationale Zugehörigkeit verstan-
den wird, können sich Identität stiftende Fragen der Subkultur mit rechtsextremisti-
schen Mustern verbinden. Einige Gothics charakterisiert zudem ein elitäres, antiega-
litäres Selbstverständnis, das auf sozialdarwinistischen Prinzipien beruht. Eine gro-
ße Rolle in der Szene spielt darüber hinaus der Anspruch auf Selbstbestimmtheit und
Egozentrik, der in manchen Fällen bis hin zur Selbstinszenierung ausgelebt wird.

Die Neue Rechte entdeckte diese Subkultur in den 90er Jahren als eine mögliche
Zielgruppe. Bereits in seinem Grundsatzartikel 'Die Kultur als Machtfrage' (vgl. Kapitel
5.1) interpretiert der damalige Redakteur der 'Jungen Freiheit' Roland Bubik CDs
aus der Gothic-Szene als »Träger einer im besten Sinne reaktionären Ästhetik und
Lebensauffassung«, sie sprächen »eine andere Sprache als die der Moderne« (Bu-
bik 1993). Seither greift die Zeitung Themen der Szene regelmäßig und ausführlich

24) 'Grufties' wird meist als eher abschätzige Fremd-
bezeichnung der Anhänger des Kults verstanden,
kommt aber auch als selbstironische Formulierung
vor. So nennt sich eine in Bremen entstandene
Strömung 'Grufties gegen rechts'.
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in Interviews, Rezensionen und Berichten auf. Für solche Beiträge gewann sie Ende
1993 eine Szeneangehörige als Stammautorin, die 1995 ihre JF-Tätigkeit beendete:
Anschließend warnte sie die Subkultur eindringlich vor dem »Flirt mit der 'Neuen'
Rechten«, die sich bemühe, die Subkultur zu vereinnahmen (Gronow 1996). In ei-
nem Interview mit der 'tageszeitung' (taz) unterstrich sie die strategischen Motive,
auf denen die Avancen der JF an die Gothic-Szene ihrer Erfahrung nach basierten:

»Ich wollte eigentlich schreiben, um interessante Artikel zu fabrizieren,
er [Bubik] hat das aber rein taktisch gesehen, mir gesagt, schreib das
und das, damit kann man die und die Leute gewinnen. [...] Die The-
men hat er schon vorgegeben. Und das mit dem Erreichen hat er ziem-
lich offen gesagt.« (zit. nach Groß/Weiland 1996: 13)

Auch Medien des traditionel-
len Rechtsextremismus – wie
das Skinhead-Magazin 'Rock-
NORD' und das NPD-Organ
'Deutsche Stimme' – greifen
Themen der Gothic-Szene zu-
nehmend auf und versuchen
so, einzelne Gothics als Kun-
den und/oder Sympathisan-
ten zu gewinnen. Zu erwäh-
nen ist in diesem Zusammen-
hang auch das Unternehmen
'Verlag und Agentur Werner
Symanek' (VAWS), das bereits
seit Mitte der achtziger Jahre
zahlreiche rechtsextremistische
Bücher mit revisionistischen
Schwerpunkten produziert und
vertreibt. In den vergangenen
Jahren lässt sich eine Schwer-
punktverschiebung zu Veröf-
fentlichungen feststellen, die
okkultistische und völkische Auf-

Versucht auch Gothics als Kunden zu gewinnen: das Skin-
head-Magazin 'RockNORD' (mit der Band 'Von Thronstahl'
auf dem Titelbild).
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fassungen vermischen, vom Wirken von Geheimge-
sellschaften ausgehen und die offizielle Kultur des
Hitler-Regimes würdigen. Hinzu kommen – teilweise
ebenfalls selbst produzierte – Tonträger aus dem Go-
thic-Bereich. Unter diesen befinden sich die Veröf-
fentlichungen des aus der Gothic-Szene stammen-
den Musikers Josef Maria Klumb, der unter Künstler-
namen wie 'Jay Kay' und 'Josef Maria K.' an diver-
sen Bandprojekten beteiligt war.

In verschiedenen Interviews – unter anderem in der 'Jungen Freiheit' – gab Klumb
mehrfach seine rechtsorientierten Einstellungen zu erkennen. Dies gilt vor allem für
seine Attacken auf den 'Zionismus', die in ihrer pauschalen und aggressiven Form
als antisemitisch zu verstehen sind, sowie für verharmlosende Äußerungen über den
Nationalsozialismus. Zahlreiche Aussagen sind eng an neurechte Ideologievarian-
ten angelehnt. So bezeichnet sich Klumb als »Individualfaschist«, nimmt Bezug auf
den britischen Faschistenführer Oswald Mosley (vgl. Kapitel 3) und auf die »selbst-
bewusste Nation« (vgl. 7.3) und bezieht eine Frontstellung gegen 'Political Correct-
ness', 'Umerziehung' und den 'Westen' im Allgemeinen. Im Sinne der Neuen Rech-
ten wendet sich Klumb gegen das Prinzip der Gleichheit der Menschen und warnt
vor der »Gleichmachung« ethnischer Gruppen (»Ich bin kein Gleichheitsfreund, ich
will auch keine Gleichheit; zit. nach Pfeiffer 2002a: 200); vielmehr seien die »Ei-
genarten« der Völker zu betonen. Damit folgt er dem Konzept des 'Ethnopluralis-
mus', das er mit einem pathetischen Nationalismus verbindet (»Ich glaube an die
Reinheit und den Lichtgehalt dieser geschändeten Nation«; zit. nach Bubik 1996).

Als Element einer rechtsorientierten Ästhetik verwendet insbesondere Klumb das
Symbol der Schwarzen Sonne. Für Rechtsextremisten versinnbildlicht es bis heute den
Thule-Mythos und geht vermutlich auf die völkisch-antisemitische Esoterikerin Helena
Petrowna Blavatsky zurück, »die 1901 in ihrer 'Geheimlehre' mehrfach von einer
'Zentralsonne' spricht, mit der sie einen unsichtbaren Mittelpunkt des Universums meint,
um den herum alle anderen Sonnen und Planetensysteme kreisen« (Sünner 2001:
146). Blavatsky beschreibt die Schwarze Sonne als ein Symbol, das in den »gehei-
men Lehren der Arier« ihren Ursprung habe (zit. nach ebd.). Als bildlichen Ausdruck
der Schwarzen Sonne verstehen Rechtsextremisten – fälschlicherweise, wie Sünner
annimmt – das 12-speichige Sonnenrad (vgl. 7.1), das sich als Mosaik im »Ober-
gruppenführersaal« der Wewelsburg (bei Paderborn) befindet, die der SS-Reichs-
führer Heinrich Himmler zur zentralen Kult- und Schulungsstätte ausbauen wollte.
Dass insbesondere Klumb das Sonnenrad bzw. die Schwarze Sonne häufig verwen-

Band um den Musiker Josef
Maria Klumb: 'Von Thronstahl'
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det, bedeutet keineswegs, dass beide prägende Symbole der Gothic-Szene gene-
rell wären.

Inwieweit die beschriebenen Bemühungen der Neuen Rechten – aber auch der tra-
ditionellen Rechten – in der gesamten Gothic-Szene wahrgenommen werden bzw.
eine Resonanz finden, ist nicht mit Gewissheit erkennbar. In der Szene selbst bewe-
gen sich seit einigen Jahren wenige Bands, die zwar nicht zu den bekanntesten der
Szene gehören, bei denen jedoch rechtsorientierte Bezüge festzustellen sind. Auch
entsprechende Zeitschriften sind vorhanden wie das Magazin der 'Europäischen
Synergien', 'Hagal' (vgl. 7.1), oder die Dresdner Zeitschrift 'Zinnober' (bis Dezem-
ber 2001: 'Sigill'25), die sich zwischenzeitlich dem Selbstverständnis nach vom Go-

thic- zum Kulturmagazin gewandelt
hat. Diese hat in der Vergangenheit
häufig rechtsorientierte Bands vorge-
stellt und auf die Konservative Revolu-
tion wohlwollend Bezug genommen.

Nachdem die Subkultur diese Entwicklung lange Zeit eher als reine Provokation an-
gesehen hatte, reagierte sie angesichts steigender öffentlicher Aufmerksamkeit für
die angesproche-
nen Phänomene
zunehmend sen-
sibel; namhafte
Gothic-Musiker
haben sich von
rechten Tenden-
zen in den eige-
nen Reihen distan-
ziert.

25) Sigill: Runen-Zeichen. Es wird beispielsweise
als Verbindung sich überlagernder Runen ge-
deutet oder als Symbol für die Vereinigung von
Gegensätzen wie Feuer und Eis.

Teile der Subkultur stellen sich den Avancen der Neuen Rechten entgegen:
zum Beispiel die Initiative 'Grufties gegen rechts'.
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8. Die Neue Rechte –
eine Gefahr für die Demokratie?

Die augenfälligsten Hinweise auf die Aktivitäten der rechtsextremistischen Szene
prägen ihr Bild in der Öffentlichkeit: Gewalttaten, Demonstrationen und Wahlerfol-
ge. Häufig wird deren Virulenz daher bewusst oder unbewusst am Auftreten solcher
Faktoren festgemacht. Besonders wahrgenommen werden Rechtsextremisten, die die
Symbolsprache des Dritten Reiches sprechen, sich durch neonazistische Abzeichen
oder Slogans und martialische Aufmärsche provokant in Erinnerung rufen. Die Neue
Rechte hat andere, schwerer erkennbare Pfade eingeschlagen. Eine Gefährdung
für die freiheitliche Demokratie in Deutschland schließt dies keineswegs aus.

Gefährdungspotenzial und Erfolg der Neuen Rechten werden unterschiedlich ein-
geschätzt. So gehen nicht wenige davon aus, der öffentliche Diskurs werde zuneh-
mend von Ideologemen der Neuen Rechten durchdrungen, bisweilen ist aber auch
von deren Scheitern auf ganzer Linie die Rede. Dies wirft die Frage nach dem Maß-
stab für die Wirksamkeit einer solchen Strömung auf. Eine Argumentation mit dem
Ergebnis, die Neue Rechte sei nahezu bedeutungslos geworden, da es ihr nicht
gelungen sei, »die politischen Diskurse im Land zu dominieren« (Brauner-Orthen 2001:
192), legt die Messlatte für eine Gefährdung hoch auf: Ein ernsthaftes Problem für
die Demokratie wäre nur dann gegeben, wenn sich die hochtrabend formulierten
Maximalziele der Akteure verwirklicht hätten. Dies ist zwar offensichtlich nicht der
Fall, Pathos und Realität gilt es aber zu trennen: Die Aussicht auf 'kulturelle Hegemo-
nie', Eroberung der Diskurse mit dem Ziel der Meinungsführerschaft in Deutschland,
die angeblich den 68ern und ihren Nachfolgern abzutrotzen sei, lassen sich auch
als geradezu autosuggestive Projektionen verstehen, die zur Selbstmotivation bei-
tragen und neue Anhänger gewinnen helfen sollen. Den Blick auf die Verwirklichung
des Fernziels der Neuen Rechten zu lenken, könnte dazu führen, ihre Teilerfolge zu
übersehen, die in dieser Studie dokumentiert wurden.

Auch die aktuellen Schwierigkeiten einiger neurechter Zeitungen und Zeitschriften,
die mitunter zur Einstellung ihres Erscheinens geführt haben, belegen einen rasan-
ten Bedeutungsverlust der Neuen Rechten allenfalls auf den ersten Blick. Tatsächlich
findet ein Konzentrations- und Professionalisierungsprozess auf dem neurechten Pres-
semarkt statt, der die Vielfalt senkt, aus dem die verbleibenden Publikationen aber
gestärkt hervorgehen könnten. So sprechen Anzeichen dafür, dass die 'Junge Frei-
heit' ihre Stellung als Marktführer der neurechten Presse ausbauen kann. Einige
Wissenschaftler legen den Schluss nahe, eine genuin neurechte Presse verliere in
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dem Maße an Attraktivität, in dem Themen und Begriffe der Neuen Rechten in den
Diskurs der Mehrheitsgesellschaft, somit auch die Massenpresse diffundiert seien –
ein Effekt, den die Bewegungsforschung aus ideologisch grundlegend anderen
Zusammenhängen kennt: So setzte der Niedergang der überwiegend linksorien-
tierten 'Alternativpresse' in dem Moment ein, in dem sich die übrigen Medien ver-
stärkt den Themen früherer neuer sozialer Bewegungen wie der Ökologie- und Frie-
densbewegung widmeten. Zugespitzt stellten einige Akteure seinerzeit fest, die 'Al-
ternativpresse' habe sich »zu Tode gesiegt« (zit. nach Horn 1989: 48).

Lässt sich diese Erkenntnis auf die Neue Rechte übertragen? Dafür scheint zunächst
die »Erosion der Abgrenzung« zwischen Personen, insbesondere Publizisten, des
demokratischen und rechtsextremistischen Spektrums zu sprechen, die diese Studie
vielfach gezeigt hat. Inwieweit neurechte Elemente auf diese Weise in den politi-
schen Diskurs, insbesondere die massenmediale Berichterstattung, vorgedrungen
sind, ist umstritten und bislang nicht hinreichend empirisch geklärt. Einige – wie der
Politikwissenschaftler Uwe Backes – gehen davon aus, die Neue Rechte übe einen
marginalen Einfluss auf die öffentliche Meinung aus; er warnt davor, durch »Alarmis-
mus« könnten »ihre skurrilen bis bösartigen Thesen« eine Aufmerksamkeit finden,
die sie bei gelassenem Umgang nicht erhalten hätten (Backes 2001: 30). Die These
vom Vordringen der Neuen Rechten in die Mehrheitskultur beruhe vielfach auf einer
»Überdehnung des Begriffs« (»Kein Wunder, dass in der 'Mitte' fündig wird, wer
mit neurechten Tendenzen neoliberale Politikkonzepte oder die Berufung auf den
Nationalstaat meint«; ebd.: 29). Das in dieser Studie zu Grunde gelegte Verständ-
nis der Neuen Rechten entspricht dagegen dem engen Begriff, den Backes befür-
wortet (vgl. Kapitel 1.1).

Andere Wissenschaftler sehen Belege für eine erhebliche Breitenwirkung dieser Strö-
mung. So weist der Historiker Lutz Niethammer in seiner Studie über kollektive Iden-
tität darauf hin, dass es Akteure der Neuen Rechten wie Mohler, Eichberg und Willms
gewesen seien, »die um 1980 in der Bundesrepublik den Begriff der nationalen
Identität in den Mittelpunkt zu rücken versuchten und damit seiner Etablierung in der
rechten Mitte zuvorkamen oder sie mit vorbereiteten« (Niethammer 2000: 488). In
dieselbe Richtung weist die Untersuchung von Friedemann Schmidt über die Zeit-
schrift 'Criticón'. Aus den Ausgaben der frühen 90er Jahre zieht Schmidt den Schluss,
die Inhalte der Zeitschrift stellten häufig »die Zuspitzung von Haltungen und Kon-
struktionen« dar, die nach der Wiedervereinigung den öffentlichen Diskurs bestimmt
hätten. Als Beleg führt er beispielsweise den zunehmenden Ruf nach einer national-
staatlichen »Normalisierung« Deutschlands an, der das »durch Auschwitz gesetzte
Nationalismus-Tabu« beseitigen solle. Die alarmierende Feststellung, seit den 70er
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Jahren wachse der »neokonservative Zustrom für die Neue Rechte«, beruht nicht
zuletzt auf Schmidts Verständnis dieser Strömung: Ihren ideologischen Ort sieht er in
der »'Grauzone' zwischen Konservatismus und Rechtsextremismus«, ihren Resonanz-
raum weit darüber hinaus. Die vorliegende Studie, die das kontinuierliche Bemühen
der Neuen Rechten um Breitenwirkung mit verschiedenen Teilerfolgen herausgestellt
hat, kommt dagegen zu differenzierteren Ergebnissen. (Zitate in: Schmidt 2001: 328-
342)

Zudem beobachten einige Forscher seit geraumer Zeit einen »ethnisierte(n) Diskurs
etablierter Medien«, der dem Konzept des 'Ethnopluralismus' entspreche und ihrer
Meinung nach die Gräben zwischen ethnisch Deutschen und Migranten vertieft
(Butterwegge/Häusler 2002: 255). Daraus den pauschalen Schluss zu ziehen,
Massenmedien hätten neurechte Ideologeme derart weitgehend in sich aufgenom-
men, dass sie von der neurechten Presse kaum noch unterscheidbar wären, erschie-
ne erheblich überzogen. Einem Siegeszug neurechten Gedankenguts, der die 'Ge-
genöffentlichkeit' dieser Strömung hinfällig werden ließe, stehen nach wie vor gro-
ße Teile der Gesellschaft entgegen, die rechtsextremistische Tendenzen kritisch und
aufmerksam verfolgen und gegen antidemokratische Vorstöße frühzeitig protestie-
ren. Auch die Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörden trägt zur Aufklärung über
die vielfältigen Erscheinungsformen des Rechtsextremismus und dadurch zur Stär-
kung gesellschaftlicher Abwehrmechanismen bei. Trotz großer Anstrengungen ist die
Breitenwirkung der Neuen Rechten tatsächlich zwar nicht aus-, aber begrenzt ge-
blieben, wie etwa die ambivalente Entwicklung der Zeitung 'Junge Freiheit' zeigt.

Um ihre Bedeutung zu ermessen, gilt es die Funktion der Neuen Rechten als Brücke
zur gesellschaftlichen Mitte und Avantgarde des Rechtsextremismus zu berücksichti-
gen. Ohne einen intellektuellen Kern ist die Strategie- und Aktionsfähigkeit politischer
Lager zweifelhaft; dies gilt auch für den Rechtsextremismus. In diesem Sinne fungiert
die Neue Rechte als Elite, damit Ideologieschmiede, der rechtsextremistischen Sze-
ne und trägt an zentraler Stelle zu deren Wirksamkeit bei. Zumindest indirekt geht
somit die Gefährdung der freiheitlichen Demokratie durch den Rechtsextremismus
auch auf die Neue Rechte zurück.
Diese Schlussfolgerung bestätigt
eine nicht repräsentative Staffel von
Interviews, die begleitend zu dieser
Studie mit Aussteigern des gewalt-
bereiten Rechtsextremismus geführt
wurde.26 Wenn es sich bei diesen in
aller Regel auch nicht um Personen

26) In sieben Intensivinterviews wurden frühere
gewaltbereite Rechtsextremisten (überwiegend
ehemalige Skinheads) befragt, die heute im Aus-
steigerprogramm des Verfassungsschutzes NRW
betreut werden. Die Gespräche geben Aufschluss
über Ausmaß und Qualität der Ideologisierung
dieser Personen zu der Zeit, in der sie an der
Szene beteiligt waren.
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mit geschlossenem Weltbild handelt, so treten bestimmte ideologische Muster doch
immer wieder auf. Hierzu zählen die Grundannahmen des 'Ethnopluralismus', die
von allen Befragten in ihrer rechtsextremistisch aktiven Zeit geteilt wurden. Zumindest
in diesen Fällen hat ein ursprünglich neurechtes Ideologem in theoretisch kaum noch
unterfütterter Form – und ohne mit dem Begriff des 'Ethnopluralismus' verbunden zu
werden – Einzug in das Denken traditioneller Rechtsextremisten gefunden. Es hat
dort zur Bestätigung des eigenen Verhaltens beigetragen und zumindest zeitweise
die Motivation gestärkt, rechtsextremistische Aktivitäten fortzusetzen. Gleichzeitig
scheinen die meisten gewaltbereiten Rechtsextremisten Medien wie die 'Junge Frei-
heit' oder die 'Staatsbriefe' nicht zu rezipieren. Es liegt nahe, dass der intellektuelle
Anspruch, die Abstraktheit mancher Beiträge und der elitäre, vordergründig gemä-
ßigte Duktus die neurechte Publizistik vom militanten Flügel des deutschen Rechtsext-
remismus trennt. Den Befragten waren diese Medien allenfalls dem Namen oder
einem flüchtigen Eindruck nach bekannt. Die Wanderung theoretischer Konstrukte
durch die rechtsextremistische Szenerie muss offenbar durch Grenzgänger zwischen
Alter und Neuer Rechter vermittelt werden. In dieser Hinsicht dürften Personen wie
Franz Schönhuber (»Deutschland den Deutschen, die Türkei den Türken!«) und Horst
Mahler eine besondere Bedeutung haben. Gedanken und (Gewalt-)Taten stehen
somit nicht in einem »simple(n) Verhältnis« zueinander, wie Uwe Backes zu Recht
anmerkt (Backes 2001: 24), einen mittelbaren Zusammenhang schließt dies keines-
wegs aus.

Die Neue Rechte erfährt nicht zuletzt deshalb wenig öffentliche Aufmerksamkeit, da
sie aus unscheinbaren informellen Kreisen heraus agiert und ihre Verbindungen zu
rechtsextremistischen Parteien in der Regel begrenzt sind. Dies bedeutet nicht, dass
diese Strömung an einer Vertretung in Parlamenten keinerlei Interesse hätte. Sie sieht
darin zwar nicht den zentralen Faktor, um reale Macht zu erlangen, kommentiert
Wahlerfolge aber durchaus wohlwollend. Insbesondere sind zumindest in der Ver-
gangenheit Nähen der 'Jungen Freiheit' zu den 'Republikanern' deutlich geworden.
Auch den hohen Stimmenanteil von 12,9 Prozent, den die 'Deutsche Volksunion' (DVU)
bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt im April 1998 erzielt hatte, kommentierte
die JF im Tenor positiv: Der DVU steht die Zeitung zwar nicht nahe; der Chefredak-
teur schrieb ihr aber die Rolle eines »Korrektivs im Parlament« zu, »das den etablier-
ten Parteien einen Schuß vor den Bug gibt« (Stein 1998). Mehr Erfolg versprechen
sich Teile der Neuen Rechten, indem sie demokratische Parteien in ihrem Sinne zu
beeinflussen versuchen. So haben Vertreter dieser Strömung zeitweise zur regelrechten
Unterwanderung der Berliner FDP aufgerufen, die letztlich gescheitert ist. Solche
Versuche sollen neurechten Akteuren offenbar eine seriöse Plattform eröffnen sowie
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kurz- und mittelfristigen Einfluss gewinnen helfen. Insofern ersetzen sie das Fernziel
der 'kulturellen Hegemonie' nicht, sondern sind zusätzliche Schritte auf diesem Weg.

Allem Anschein nach handelt es sich bei der Neuen Rechten um eine unterschätzte
Gefahr: So kommt diese Strömung in der Medienberichterstattung zum Thema Rechts-
extremismus »selten bis gar nicht« vor (Pfeiffer u.a. 2002: 277), auch in Wissenschaft
und Verfassungsschutz konzentriert sich die Aufmerksamkeit häufig auf offensichtli-
chere und unmittelbar bedrohliche Varianten der rechtsextremistischen Szene. Eine
Gefährdung durch die Neue Rechte liegt weniger in körperlichen Übergriffen, aus-
drücklichen Aufrufen zu diesen oder dem kurzfristigen Griff nach der Macht. Nicht
zuletzt aufgrund der bewussten 'politischen Mimikry' zeichnen sich die Akteure viel-
fach auch nicht durch wüste Diffamierungen aus (wenngleich diese durchaus vor-
kommen). Gerade der behutsame Duktus, die theoretische Fundierung des Gedan-
kenguts, die Vielfalt der Erscheinungsformen erfordern Wachsamkeit. Im Ergebnis
erscheint die Sorge vor einer schleichenden Aushöhlung demokratischer Positionen
berechtigt. Elitäre, kollektivistische und nationalistische Vorstellungen, für die die Neue
Rechte steht, geraten mit dem Wertefundament des Grundgesetzes in einen zwangs-
läufigen Konflikt: Dieses sieht keine 'Volksgemeinschaft' und keinen 'organischen
Staat' vor, sondern eine freiheitliche Gesellschaft mit unverbrüchlichen Menschen-
rechten.
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